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2 — Editorial 


Jetzt bist du am Zug! 


Es ist wieder Landtagswahl in Schles- 
wig-Holstein. Einige von euch haben schon 
vor fünf Jahren mitgewählt, viele dürfen 
aber auch zum ersten Mal den hiesigen 
Landtag wählen. Aber wie geht das eigent- 
lich? Wofür sind die erste und die zweite 
Stimme? Was sind das eigentlich für Leute 
auf den großen Plakaten und was haben 
die mit Schleswig-Holstein vor? Ab Seite X 
erklären wir zunächst die grundlegenden 
Spielregeln der Landtagswahl und stellen 
einige Parteimitglieder vor. Den Grofßs- 
teil der Ausgabe machen die Interviews 
aus, die wir mit diesen Parteimitgliedern 
geführt haben. Mit dabei sind Wolfgang 
Baasch (SPD, Seite 24), Monika Heinold 
(Die Grünen, Seite 40), Lars Harms (SSW, 
Seite 53), Wolfgang Kubicki (FDP, Seite 
62), Daniel Günther (CDU, Seite 48) und 
Katjana Zunft (DIE LINKE, Seite 32). Mit 
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dem Kandidaten der AfD, Jörg Nobis, kam 
trotz mehrfacher Anfrage unsererseits kein 
Gespräch zustande. Wie vor fünf Jahren 
präsentieren wir darüber hinaus unser 
Programmthesen-Ratespiel, in dem die 
Interviewten Wahlprogrammthesen den 
Parteien zuordnen. Die Ergebnisse unserer 
Wahlumfrage findet ihr ab Seite 10. Dane- 
ben unterhalten wir euch mit einem neu- 
en Parteivorschlag (S. 78), Angeberwissen 
zur Landtagswahl (ab Seite 18) und dem 
allgemeinen Papierverbrauch von Wahlen 
(ab Seite 70). Aber wie gesagt: Jetzt seid 
ihr am Zug! Vielleicht hilft diese Ausgabe 
euch bei eurer Wahlentscheidung weiter, 
vielleicht habt ihr sie auch schon längst 
getroffen oder bereits gewählt. Das Wich- 
tigste ist, dass ihr wählt! 
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Der Landtag von Schleswig-Holstein in Kiel. Ungefähr 70 Sitze gilt es neu zu verteilen. Foto: Fabian Schwarze 


Spielend Politik hat viele Regeln, es empfieht sich, sie aufmerksam zu lesen. 


Wie geht eigentlich Landtag? 


von Annika Munko, Carlotta Derad, 
Johannes Zanken, Lukas Ruge und 
Magnus Bender. 


Landtag ist ein semi-kooperatives runden- 
basiertes Spiel. Alle Spieler haben das sel- 
be Ziel: eine bessere Zukunft für ihr Land 
und die Menschen darin. Es steht ihnen 
frei zu kooperieren um dies zu erreichen, 
doch die Vorstellungen, was ein Land bes- 
ser macht, sind unterschiedlich. 


Vorbereitung 


Vermutlich hast du dich auch schon mal 
gefragt, was dieses „Wählen“ eigentlich ist. 
Wählen ist ein Spiel ab 16 Jahren, das man 
zwar immer spielen kann, wirklich Spaß 
macht es aber nur, wenn viele mitmachen. 
Deshalb organisieren einzelne Kommunen 
und alle fünf Jahre sogar die Bundesländer 
Wahlen. Die Gewinner freuen sich über die 


Möglichkeit, mit ihrer Partei bis zur nächs- 
ten Wahl entscheiden zu können, was im 
Land passieren soll. 

Zu Beginn wählt jeder Spieler eine Par- 
tei. Dies bestimmt zu einem großen Teil 
sein „politisches Profil“, also die Definition 
dessen, was der Spieler für ein gutes Land 
hält, die genaue Ausprägung bestimmt je- 
doch der Charakter, den man spielt, also 
der jeweilige Spitzenpolitiker. Im Basis- 
spiel stehen sieben Parteien zur Wahl: 
SPD (Sozialdemokratische Partei Deutsch- 
lands), Grüne (Bündnis 90/Die Grünen), 
SSW (Südschleswigscher Wählerverband), 
CDU (Christlich Demokratische Union 
Deutschlands), FDP (Freie Demokratische 
Partei), Die LINKE und die AfD (Alternati- 
ve für Deutschland). Jede dieser Parteien 
hat ein eigenes Profil, welches sich durch 
besonders deutliche Forderungen in den 
Wahlprogrammen auszeichnet, aber wich- 
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tig sind auch die Personen an der Spitze 
dieser Parteien. Deswegen ist es wichtig, 
nicht ausschließlich auf die Parteien oder 
auf die Politiker zu schauen. Denn Über- 
zeugungen und Prioritäten von Politikern 
prägen die Programme ihrer Parteien und 
andersrum stellen Politiker manchmal ihre 
Wünsche hinter die ihrer Partei. 

Die Wahl ist eigentlich zwei Wahlen, 
denn jeder Bürger hat zwei Stimmen. Wäh- 
rend bei der Erststimme ein bestimmter 
Politiker direkt gewählt wird, wird mit der 
Zweitstimme für eine Partei entschieden. 
Bei der Erststimme gibt es immer nur einen 
Gewinner — den Spieler mit den meisten 
Stimmen, der dann Abgeordneter seines 
Wahlkreises wird. In den meisten Wahl- 
kreisen entscheidet sich dies zwischen den 
Spielern der SPD und der CDU, da diese 
beiden Parteien in der Regel die meisten 
Erststimmen bekommen. 

Bei der Zweitstimme kann es hingegen 
durchaus mehrere Gewinner und Verlierer 
geben, denn hier werden überregional Par- 
teien gewählt. Es gewinnen vor allem die 
Parteien, die in einem gemeinsamen Bünd- 
nis (Koalition) zusammen mehr als die 
Hälfte der Stimmen erhalten. Um es etwas 
schwieriger zu machen, gilt hierbei auch 
die sogenannte Sperrklausel, das heißt, 
dass eine Partei mindestens fünf Prozent 
aller Stimmen erhalten muss, um im Land- 
tag mitspielen zu können. Für einige Par- 
teien wie SPD und CDU ist das überhaupt 
kein Problem, die LINKE wird dieses Mal 
bis zuletzt zittern müssen, ob es für fünf 
Prozent reicht, und der SSW ist als Vertre- 
tung der dänischen Minderheit im Rahmen 
einer Sonderregel von der Sperrklausel be- 
freit. 

Zu guter Letzt noch die wichtigste aller 
Regeln: Auf dem Wahlzettel dürfen nur 
genau zwei Kreuze, eines in jeder Spalte, 
gesetzt und nichts hinzugefügt werden. 


Die Parteien 


Die Kombination unterscheidet sich etwas 
nach Bundesland und Auflage des Spiels. 
Für das Spiel „Landtag“ in der Schles- 
wig-Holstein-Edition stehen ohne Erweite- 
rungen sieben Parteien zur Auswahl: SPD, 
CDU, FDP, LINKE, Grüne, SSW und AfD. 

Jede dieser Parteien hat ein eigenes Pro- 
fil, was aber nicht heißt, dass die Parteien 
sich in allen Punkten unterscheiden: Legt 
man großen Wert auf bildungspolitische 
Themen, wie es eine Mehrzahl der Studie- 
renden in Lübeck tut, so wird man in den 
Forderungen zur Schulpolitik große Einig- 
keit zwischen den Parteien finden. Nahezu 
alle Parteien erkennen den Investitions- 
bedarf bei Schulgebäuden an, nahezu alle 
Parteien fordern einen Ausbau von Ganz- 
tagsschulen zur „Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf“ (SPD) und durch einen großen 
Teil des Parteienspektrums wird ein „qua- 
litativ hochwertiges, kindgerechtes Mit- 
tagessen“ (CDU) gefordert. Die AfD sticht 
mit erheblicher Kritik an Ganztagsschulen 
heraus, sie kritisiert eine vermeintliche 
Bedrohung der Individualität durch staat- 
liches „Gender Mainstreaming“. Ganztags- 
schulen könnten, so die Rechtspopulisten, 
„Familie als wertegebende gesellschaftli- 
che Grundeinheit“ untergraben. 

Traute Einigkeit herrscht auch bei Stu- 
diengebühren: Keine Partei gedenkt sie 
einzuführen. Ebenso meint auch jede Par- 
tei, welche sich mit dem Thema Hoch- 
schulfinanzierung beschäftigt, dass hier 
mehr Geld nötig wäre. Insbesondere die 
Regierungsparteien verweisen darauf, dass 
diese ein Bundesthema ist, so kann die SPD 
lediglich ihren Willen ausdrücken „eine 
bessere Finanzierung für unsere Hoch- 
schulen auch mithilfe des Bundes [zu] er- 
reichen.“ Die FDP betont die „Autonomie 
und die Selbstständigkeit der Hochschu- 
len“, denen sie „mehr Freiräume zur bes- 
seren Entwicklung geben“ möchte. Auch 
die AfD will in ihrem Parteiprogramm 
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Bei manchen Themen herrscht von konservativ bis links Einigkeit. Foto: Lukas Ruge 


„Forschung vor Ideologie schützen“, for- 
dert gleichzeitig aber die Abschaffung von 
„Gender-Forschung“ und die Einstellung 
von Klimaforschung mit Computermodel- 
len. Die Grünen fordern unter anderem 
„weniger Tierversuche an den Hochschu- 
len und Universitäten“. 

Im Bereich Infrastruktur, seien es Stra- 
ßen, Schienen oder Radwege, erkennen 
nahezu alle Parteien die Notwendigkeit zu 
investieren. Doch gerade was die großen 
Investitionen angeht gehen die Meinun- 
gen erheblich auseinander. Exemplarisch 
sieht man diese Unterschiede bei der Feh- 
marnbelt-Querung. AfD, CDU, FDP, SPD 
und SSW sind für das Projekt, die an der 
Regierung beteiligten Grünen und die LIN- 
KE, die es in der letzten Runde des Spiels 
nicht geschafft hat, ihre Spieler ins Parla- 
ment zu bringen, lehnen das Projekt ab. 
Die CDU hofft auf das „Zusammenwachsen 


zweier Wirtschaftsräume zu einer einzigen 
Wachstumsregion von Hamburg bis nach 
Kopenhagen“, die Grünen finden „die Be- 
lastung für die Menschen [...] und die sen- 
sible Natur im Fehmarnbelt [...] unakzep- 
tabel“. Ähnlich sieht es bei vielen anderen 
Großprojekten in der Infrastruktur aus, 
zum Beispiel dem Ausbau der A20. 

Ein Großbauprojekt, welches im Grund- 
satz nicht angezweifelt wird, ist die Sa- 
nierung des UKSH. Doch wie soll dies 
geschehen? Insbesondere die LINKE lehnt 
die gewählte Form einer Öffentlich-priva- 
ten Partnerschaft (ÖPP) ab. Diese seien 
„bisher immer teurer für den Staat als eine 
Eigenfinanzierung und haben nur langfris- 
tige Profite von Baukonzernen gesichert.“ 
Historisch haben auch die Grünen diese 
Art der Finanzierung oft kritisiert, nun, da 
sie die Regierung stellen, findet sich die- 
se Kritik in ihrem Wahlprogramm nicht. 
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Die CDU möchte verstärkt auf ÖPP setzen, 
damit „die begrenzten Mittel durch einen 
ganzheitlichen Ansatz von Planung, Bau 
und Betrieb so effizient wie möglich ein- 
gesetzt werden“. Auch die FDP steht dem 
ÖPP-Modell offen gegenüber. 

Alle Parteien von der AfD bis zur LIN- 
KEN wollen Wohnraum schaffen. Nicht nur 
muss es mehr davon geben, er muss auch 
bezahlbar sein, wie sowohl Grüne, LINKE, 
FDP, SPD und CDU in nahezu identischen 
Formulierungen fordern: „Wir wollen be- 
zahlbare Wohnungen für alle Menschen in 
Schleswig-Holstein.“ (SPD, exemplarisch) 
Die FDP fordert Wohnraum ‚„insbesonde- 
re an den Hochschulstandorten“, was auf 
ein weiteres Thema hinweist, bei dem wei- 
testgehend Einigkeit besteht: Die Kapazi- 
tät in Studentenwohnheimen sollte erhöht 
werden. Es sei festgehalten: Egal, wer die 
nächste Koalition bildet: Mehr bezahlbarer 
Wohnraum sollte garantiert sein. 

Gibt es irgendwas, bei dem die Parteien 
wirklich uneinig sind? Zumindest ein we- 
nig. Da wäre zum Beispiel die Cannabis-Le- 
galisierung. SSW, SPD, LINKE und Grüne 
sind sich weitestgehend einig: „Anbau, 
Besitz und Konsum von geringen Mengen“ 
sollte straffrei sein. Dies ist auch eine Po- 
sition, die in Teilen der FDP herrscht, ins 
Wahlprogramm hat es aber nur eine Le- 
galisierung von Glücksspiel geschafft. Die 
CDU befürwortet die „Vereinfachung des 
Zugangs zu Cannabis als Arzneimittel aus 
medizinischen Gründen“. 

Die Forderung von gleichem Lohn für 
gleich(wertig)e Arbeit ist inzwischen so 
weit verbreitet, dass sie, es mag überra- 
schen, sogar Einzug ins FDP-Programm 
gefunden hat, in welchem es heißt: „Wir 
werden uns für das Prinzip des Equal Pay 
(Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit) 
einsetzen und dafür werben, dass deut- 
lich mehr Frauen in Führungspositionen 
gelangen“. Für mehr Frauen zu werben 
ist für manche Parteien nicht genug, die 


LINKE möchte dem geringen Frauenanteil 
auch durch Quoten entgegentreten. Eben- 
so gehört für LINKE und Grüne eine bes- 
sere Bezahlung sozialer Berufe zu diesem 
Schritt, so wollen die Grünen, dass „mehr 
junge Frauen sich in den MINT-Bereich 
trauen und mehr junge Männer soziale 
Berufe wagen.“ Eine Forderung, die auch 
deshalb populär sein könnte, weil Erzieher 
an den Programmen mitgewirkt haben: 
drei der sechs für diese Ausgabe interview- 
ten Politiker haben diesen Beruf gelernt. 
Grundsätzlich finden sich in dieser Positi- 
on auch die meisten anderen Parteien, nur 
die AfD gibt ihr Bestes aus dem Muster zu 
fallen: Sie vermerkt zwar in ihrem Wahl- 
programm die im „Grundgesetz verankerte 
Gleichberechtigung von Mann und Frau“, 
möchte aber gleichzeitig sicherstellen, 
dass „naturgegebene Unterschiede zwi- 
schen den Geschlechtern“ nicht geleugnet 
werden und lehnt jegliche Quotenregelung 
ab. 

Wo weitere Unterschiede zwischen den 
Programmen bestehen und welche ande- 
ren Positionen die Parteien vertreten, kann 
man, wie immer, auch zur Landtagswahl 
mit dem Wahlomat überprüfen. 


Die Spitzenpolitiker 


Für die SPD spielt in dieser Runde unter 
anderem der 60-jährige Wolfgang Baasch 
mit, der im Wahlkreis Lübeck Süd zur 
Wahl steht. In diesem Wahlkreis liegen 
neben der Uni auch die Fach- und die Mu- 
sikhochschule. Der ausgebildete Erzieher 
ist seit 33 Jahren SPD-Mitglied und seit 21 
Jahren Abgeordneter im schleswig-holstei- 
nischen Landtag, derzeit als sozialpoliti- 
scher Sprecher. 

Könnte er über die Verwendung einer 
imaginären Finanzspritze in Höhe von 
fünf Milliarden entscheiden, so würde er 
Anreize für junge Menschen schaffen, eine 
Ausbildung in sozialen Berufen anzustre- 
ben und den Kita-Besuch gebührenfrei ma- 


chen. Für die Zukunft des Landes wünscht 
er sich eine Fortführung der Küstenkoaliti- 
on mit Grünen und SSW. 

Für die Grünen tritt die 58-jährige Mo- 
nika Heinold an. Sie ist ebenfalls Erziehe- 
rin und seit 16 Jahren Abgeordnete, aktu- 
ell hat sie den Posten der Finanzministerin 
inne. Als Schwerpunkte ihrer Arbeit nennt 
sie Bildung und Gerechtigkeit. 

Heinold möchte in die energetische Sa- 
nierung von Kultureinrichtungen, Kran- 
kenhäusern, Hochschulen und Co. investie- 
ren, um dadurch langfristig freiwerdende 
Mittel für die Bildung nutzen zu Können. 

Lars Harms ist der Spitzenkandidat und 
Fraktionsvorsitzende des SSW. Der 52-jäh- 
rige Betriebswirt aus Husum sitzt seit 2000 
im Landtag und war davor Gemeindever- 
treter und Kreistagsabgeordneter. Momen- 
tan sitzt er in den Ausschüssen für Finan- 
zen und Innen und Recht. 

Wichtig für ihn sind die kostenlose Bil- 
dung, der Wohnungsbau für ältere Men- 
schen,Studierende und Auszubildende 
aber auch der Ausbau der Infrastruktur. 
Mit seiner Regierung wird es 2022 100 
Prozent Unterrichtsversorgung geben. Zu- 
dem wird durch eine erhöhte Polizeiaus- 
bildung die innere Sicherheit verbessert, 
viele der Flüchtlinge haben Arbeit gefun- 
den und Schleswig-Holstein wird mehr- 
sprachig sowie skandinavischer sein. 

Für die CDU steht in diesem Jahr Da- 
niel Günther an der Spitzenposition. Der 
43-jährige Politikwissenschaftler stammt 
aus Eckernförde und ist seit über zwanzig 
Jahren politisch aktiv. Wichtig sind ihm 
die Infrastruktur Schleswig-Holstein aus- 
zubauen, die innere Sicherheit zu stärken 
und die Ausbildung junger Menschen im 
Land zu verbessern. 

Mit ihm an der Spitze der zukünfti- 
gen Landesregierung würde bis 2022 die 
gymnasiale Ausbildung auf neun Jahre 
verlängert, die A2O fertiggestellt und die 
Landesstraßen saniert werden. Das Breit- 
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bandinternet würde den ländlichen Raum 
erreichen und die Hochschulen würden fi- 
nanziell stabilisiert. 

Wolfgang Kubicki ist der Spitzenkandi- 
dat der FDP zur Landtagswahl. Der 65-jäh- 
rige ist Fraktionsvorsitzender der FDP im 
Landtag sowie stellvertretender Bundes- 
vorsitzender. Er ist seit 35 Jahren in einer 
eigenen Anwaltskanzlei tätig und seit 27 
Jahren im Landtag von Schleswig-Hol- 
stein. 

Mit der FDP tritt Kubicki zur Landtags- 
wahl an, um den Anschluss an den digi- 
talen Fortschritt nicht zu verlieren und 
die Ausbildung auf das Leben in einer di- 
gitalen Welt umzugestalten. Das Ziel der 
FDP ist es die jungen Menschen nach ihrer 
Ausbildung im Land zu halten und zum 
Gründen zu motivieren - ihnen in Schles- 
wig-Holstein eine Zukunft zu geben. 

Für die Lübecker LINKE geht Katjana 
Zunft ins Rennen. Die 48-jährige Erziehe- 
rin und Familientherapeutin arbeitet ne- 
ben ihrer Parteiarbeit in einem Lübecker 
Frauenhaus. Ihr Steckenpferd sind dabei 
politischer Aktivismus und Frauenpolitik. 
Hätte sie Macht und viel Geld, würde sie 
sofort eine kostenfreie Schülerbeförderung 
im ganzen Land einführen, die Schulden 
sanieren und die Digitalisierung in Schles- 
wig-Holstein vorantreiben. 

Ihr Schleswig-Holstein 2022 ist ein 
zufriedeneres und sozialeres. Die Gesell- 
schaft soll zusammenwachsen, Existenz- 
ängste ausgeräumt und das Vertrauen in 
die Politik gestärkt werden. 


Und los! 


Am 7. Mai beginnt die nächste Runde des 
Spiels. Die Spieler werben nun für die 
Erst- und Zweitstimmen, um weitere fünf 
Jahre im Parlament die Schleswig-Holstei- 
ner vertreten zu können. Wenn die Wahl 
vorbei und die Stimmen ausgezählt sind, 
beginnt ein neues Spiel, das Regieren. 


8 — Wer hat's gesagt? 
Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
Wir wollen das atomar-fossile Energie 


und Klimaschutz verlangen von uns aı 
zung. (SPD) 





„Das müssten die Grünen sein, wir verlangen eine so- 
fortige Abschaltung und Rückbau von Brokdorf. Kohle 
haben wir ja in Schleswig-Holstein gar nicht. Die SPD? 

_ Das wäre für die LINKE in Brandenburg eine Fangfrage, 
da ist das sehr schwierig aber auch in Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen. Das müsste man mal der Hannelore 
Kraft vorlesen.” - Katjana Zunft, DIE LINKE 


„Das ist Grün! SPD und Kohle? Das 
steht aber nicht im NRW-Programm der 
SPD. Auf jeden Fall! Zwingend! Dem stim- 
me ich zu.” 

- Monika Heinold, Grüne 


„Ich würde sagen, das ist von den Grü- 
nen. SPD? Okay. Damit passen sie sich 
in ihrem Sprachstil offensichtlich den 
Grünen an. Teile ich so nicht.” 

- Daniel Günther, CDU 


„Das würde ich bei dan Grünen verordnen, aber 
da kann man mal sehen, wie gut wir als Ökologiepar- 
tei sind. Unsere Umweltleute sind klasse. Das diskutie- 
re ich leider auch nie. Danach werde ich sehr selten 
gefragt. Da wird ja deutlich, wie grün die SPD sein 

_ kann.” - Wolfgang Baasch, SPD 





Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 


Bu Stimme zu imme eher Zu Ki 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 


zeitalter schnell beenden. Umwelt-, Ressourcen- 
‚ch einen Ausstieg aus der Kohleenergienut- 


„Grüne. Wo ist da der große Unterschied? Finde ich deshalb lustig, weil in 
Nordrhein Westfalen im Programm der 5PD gerade die weitere Kohlenutzung 
im Programm steht. Unabhängig davon funktioniert nicht alles gleichzeitig, 
wenn wir zur &-Mobiliät übergehen wollen. Bei den momentanen Möglichkei- 
ten, die wir haben, also kaum $peichermöglichkeiten, das dauert bestimmt 
noch 20 Jahre, müssten wir ganz Deutschland mit Spargeln zustellen, um ol- 
leine den Stromverbrauch für den Verkehr zu decken. Langfristig ist das Ziel in 
Ordnung, kurzfristig nicht zu erreichen und Energie- und Klimapolitik müssen 
abgestimmt vollzogen werden. Weil sonst das Industrieland Deutschland gar 
nicht die finanziellen Ressourcen hat, die Überlegung umzusetzen.” 

- Walfgang Kubicki, FDP 





„Das hört sich doch sehr nach grün an. Ich finde das ausgezeichnet. 
Wir haben derzeit die Arbeitsplätze im Bereich der Kohlegewinnung, die 
wir mit 100.000 Euro jährlich subventionieren. Das ist eine riesige Sub- 
vention, die man den Leuten lieber so in die Hand drücken sollte. Das 
ist rausgeschmissenes Geld. Atomenergie ist eine der größten Gefahren 
der Menschheit. Wir sollten mehr auf die Erneuerbaren Energien und die 
Energiewende setzen. Ah, es ist die SPD? Das geht ja auch. Die $PD ist 
manchmal auch grün.” 

- Lars Harms, $5W 





I Fast 60 Prozent der Studierenden ge- | 
ı ben an, dass Umweltschutz für sie ein ı 
| wahlentscheidendes Thema ist. Die Zu- | 
stimmung zur Energiewende ist sogar | 
noch größer: Fast PO Prozent der Studie- - 
renden stimmen dieser Aussage zu. / 


übecker Studierenden der Universität zu Lübeck] 





ine Meinung BE Stimme eher nicht zu EU Stimme richt zu 
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Umfrage 
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Fran Anıdarr 


Stärkste Kraft unter den Studierenden sind die Grünen. AfD und Piraten scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde. 
Der SSW erhält unter Lübecker Studierenden 0,47 Prozent. Grafik: Lukas Ruge 


Umfrage 15 Prozent der Studenten der Universität beantworteten uns Fragen zu ihrer 


Wahlentscheidung bei der Landtagswahl. 


Wenn am Sonntag Wahl wär 


von Fabian Schwarze, Johann Mattu- 
tat, Lukas Ruge und Magnus Bender. 


In manchen Studiengängen kann die AfD 
zweistellige Prozentzahlen erreichen, wäh- 
rend sie in anderen Studiengängen von 
niemandem gewählt wird. Würden nur 
Psychologiestudierende wählen, wäre die 
CDU nicht im Landtag und würden nur 
Informatiker wählen, würde die LINKE ab 
Mai die Ministerpräsidentin einer Rot-rot- 
grünen Koalition stellen. 

Wie bereits vor fünf Jahren haben wir in 
einer aufwändigen Umfrage versucht her- 
auszufinden, was Studierende wählen. Die 
Ergebnisse sind nur auf den ersten Blick er- 
wartungskonform, auf den Zweiten halten 
sie einige Überraschungen parat. Das über- 
raschendste Ergebnis ist vielleicht, dass 
das Wahlverhalten der Studierenden sich 
erheblich nach Studiengängen unterschei- 
det. In dieser Auswertung wollen wir das 


Verhalten nach Studiengang, aber auch 
nach Geschlecht, nach Alter, die Wähler- 
wanderung und das Wahlverhalten von 
Erstwählern und vieles mehr betrachten 
und versuchen, es auch zu verstehen. 

Die Analyse basiert auf einer Umfrage, 
die vom 27. März bis zum 3. April durch- 
geführt wurde. 4296 Studierende der Uni- 
versität zu Lübeck hatten die Möglichkeit 
digital an der Umfrage teilzunehmen. Dies 
haben 674 getan (15,7% Beteiligung). 
Mehrfach-Teilnahmen wurden durch ein- 
deutige Links mit Hilfe des Umfrage-Sys- 
tems des AStA ausgeschlossen. 

Durch die hohe Rücklaufquote wurde 
erreicht, dass die Verteilung der Umfrage- 
teilnehmer auf die Studiengänge nahezu 
den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. 

29 Teilnehmer (4,3%) haben angege- 
ben, nicht an der Landtagswahl teilnehmen 
zu wollen. Wir rechnen sie daher aus den 
Wahlprognosen und allen weiteren Statis- 
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Linke und FDP gewinnen für sie wichtige Stimmen auf dem Campus und gelangen über die Fünf-Prozent Hürde. 
Die CDU gewinnt leicht, die Piraten verlieren erheblich. Grafik: Lukas Ruge 


tiken heraus. Die Wahlbeteiligung bei stu- 
dentischen Gremienwahlen (zuletzt 35%) 
lässt uns vermuten, dass das Nichtwähler- 
potential unter Studierenden tatsächlich 
deutlich höher ist, aber viele Nichtwähler 
Wahlumfragen nicht beantworten. 


Sonntagsfrage 


Die Studierenden der Uni Lübeck antwor- 
teten auf die Frage „Wenn am nächsten 
Sonntag Landtagswahl wäre, welche Par- 
tei würdest du wählen?“ folgendermaßen: 
Stärkste Partei wären Bündnis 90/Die Grü- 
nen mit 29% der Stimmen, gefolgt von der 
SPD mit 26%. Weiterhin würden die CDU 
(16%), die LINKE (15%) und die FDP (5%) 
in den Landtag einziehen. Nicht ins Par- 
lament einziehen würden die AfD (1,5%) 
und die Piraten (3%). Der SSW käme auf 
0,5% der Stimmen. 

Im Verhältnis zum Ergebnis der Um- 
frage unter Studierenden der Uni Lübeck 
von 2012 sind dies insbesondere für die 
Piraten herbe Verluste, sie verlieren fast 
alle Stimmen. Die LINKE gewinnt unge- 
fähr 10%. Vor fünf Jahren war die LINKE 
auch bei einer Wahl auf dem Campus an 
der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert. Die 
Grünen sind im Verhältnis zu 2012 stabil, 


sie bleiben stärkste Kraft auf dem Campus. 
Die SPD muss leichte Verluste hinnehmen. 
Die CDU und die FDP, die ehemaligen 
Regierungsparteien zur Zeit von „Lübeck 
kämpft“, gewinnen dazu, was unter ande- 
rem auf die größere zeitliche Distanz zum 
Kampf um die Universität im Jahre 2010 
erklärt werden kann. Die FDP würde unter 
Studierenden nun wieder in den Landtag 
gewählt werden. Neu in der Umfrage ist 
die AfD, welche nicht in den Landtag ein- 
ziehen würde, wenn nur die Studierenden 
der Uni Lübeck wählten. 

Im Vergleich zur landesweiten Umfrage 
vom 6. April (Infratest dimap hatte vom 
30. März bis zum 4. April 1002 Menschen 
befragt) sind die Grünen (landesweit 12%) 
und die LINKE (landesweit 4%) über- 
durchschnittlich stark. SPD, CDU, FDP, 
SSW und AfD bleiben in der Umfrage auf 
dem Campus unter dem Ergebnis, welches 
sie landesweit erwarten dürfen. Über die 
Piratenpartei trifft die Infratest-Umfrage 
keine Aussage. 


Unterschiede nach Studiengang 


Es ist altbekannt, dass Menschen nach Ge- 
schlechtsidentität unterschiedlich wählen, 
dies besagen Umfragen für die gesamte 
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Die Studiengänge wählen stark unterschiedlich. SPD und CDU könnten nur unter Medizinstudenten überhaupt 
eine „große“ Koalition bilden. Für die AfD entschieden sich in der Umfrage nur Studierende aus zwei Studien- 
gängen. Studiengäge mit geringen Teilnehmerzahlen wurden nicht berücksichtigt. Grafik: Lukas Ruge 


deutsche Bevölkerung und das spiegelt 
auch diese Umfrage wider. Wie auch in der 
Population der Universität ist unter den 
Umfrageteilnehmern ein leicht größerer 
Anteil weiblich. Bei Frauen können insbe- 
sondere die Grünen punkten und erhalten 
37% der Stimmen (19% unter Männern). 
Die Männer geben überdurchschnittlich 
häufig ihre Stimme für SPD und LINKE 
ab. Würden nur männliche Studierende 
wählen läge die Piratenpartei immerhin 
bei 4,2%, verpasst aber weiterhin die 
Fünf-Prozent-Hürde. Ausschließlich männ- 
liche Studenten geben in der Umfrage der 
AfD ihre Stimme. 

Bemerkenswert ist, dass auch die Unter- 
schiede zwischen den Studiengängen nicht 
zu übersehen sind: Nur unter den Medizin- 
studierenden kommen CDU und SPD zu- 
sammen auf über 50% und könnten eine 
große Koalition bilden. Dies ist in keinem 
anderen Studiengang der Fall. Am kleins- 
ten ist dieser Wert unter Informatikstudie- 
renden, die lediglich 24% ihrer Stimmen 
an die beiden „großsen“ Parteien vergeben. 
Bei ihnen entsteht ein Landtag, in dem alle 
Parteien vertreten sind, auch die AfD und 
sogar die Piraten. 


Die CDU erreicht je nach Studiengang 
sehr unterschiedliche Ergebnisse. Unter 
MIW-Studenten ist sie mit 25% überdurch- 
schnittlich stark, unter Psychologie- und 
Medieninformatikstudierenden würde sie 
den Einzug in den Landtag verpassen. 

Die Grünen sind unter Studierenden 
immer unter den stärksten Parteien, un- 
abhängig vom Studiengang. Allerdings 
können auch hier große Unterschiede 
festgestellt werden. So können sie unter 
MML-Studierenden fast die 50% knacken 
und auch bei Psychologen sind sie sehr 
stark. Dabei unterscheidet sich, auf Kosten 
welcher Parteien die Grünen diese Stärke 
erhalten. Unter Psychologie-Studieren- 
den schwächelt wie erwähnt die CDU be- 
sonders, unter MML-Studenten hingegen 
scheint das Wählerpotential der Grünen 
auch aus dem Topf der Linken und der SPD 
zu kommen. 

Unter Medieninformatikern ist das Po- 
tential für die anderen Parteien und die 
Nichtwähler besonders hoch, ein Viertel 
der teilnehmenden Medieninformatiker 
gab an, eine andere Partei, ungültig oder 
gar nicht wählen zu wollen. Weitere 11% 
wollen ihre Stimme der AfD geben. Ledig- 


lich die Hälfte aller Medieninformatiker 
gedenkt für eine Partei zu stimmen, die 
aktuell im Landtag vertreten ist. Im Kon- 
trast hierzu gedenken 88% der MML-Stu- 
denten eine Partei zu wählen, die aktuell 
im Landtag sitzt, unter 2% wollen ungültig 
stimmen oder nicht zur Wahl gehen. 

Dieser Kontrast mag auch im Licht der 
Debatte um die Podiumsdiskussion vor der 
Landtagswahl im Audimax relevant sein, 
zu welcher lediglich die Landtagspartei- 
en eingeladen wurden. Die Umfrage zeigt, 
dass für viele Studierende Parteien, für die 
sie ihre Stimme abgeben wollen, nicht Teil 
der Debatte sind. Es darf also in Frage ge- 
stellt werden, ob diese Beschränkung auf 
bereits im Landtag vertretene Parteien im 
Sinne der Studierendenschaft ist. 


Vergleich mit der Wahl 2012 


Wir haben Teilnehmer auch nach ihrem 
bisherigen Wahlverhalten befragt, da aber 
viele Wähler an der Uni Erstwähler sind, 
sind die Aussagen hier nicht besonders 
aussagekräftig. 

Der Vergleich zur Umfrage aus dem Jahr 
2012 ist hier nur eingeschränkt möglich, 
da die Beteiligung damals nur bei 5% der 
Studierenden lag, war die Anzahl der Teil- 
nehmer bei manchen Studiengängen sehr 
klein. Es lässt sich jedoch feststellen, dass 
auch damals 42% der Medizinstudieren- 
den ihre Stimmen auf SPD und CDU ver- 
teilt hätten, der Unterschied zu 2017 kann 
mit dem Konflikt um die Unischließung 
zwei Jahre zuvor erklärt werden, denn 
auch die FDP war in jener Umfrage unter 
Medizinstudierenden mit nur 2,5% extrem 
schwach. Die Stimmen kamen damals al- 
lerdings nicht der SPD zugute sondern den 
Grünen, die 2012 unter Medizinern 37% 
erreichten. 

Eine weitere deutliche Veränderung im 
Wahlverhalten zu vor fünf Jahren zeigen 
die Informatiker. 2012 hätten sie den Pi- 
raten mit 56% eine Alleinregierung be- 
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schert, diese erhalten jetzt nur noch 20% 
der Stimmen, die sie vor fünf Jahren unter 
ihrem Kernklientel erhalten hätten. 

Unter MLS-Studierenden bleiben SPD 
und Grüne wie vor fünf Jahren ähnlich 
starke Kräfte, auch CDU und FDP sind ver- 
gleichbar, klar erkennbar ist, dass der na- 
hezu vollständige Verlust der Piraten der 
LINKEN zugute kommt. 

Eine starke Veränderung im Wahlver- 
halten zeigen lediglich die Studieren- 
den im Fach MIW. 2012 bescherten die 
MIW-Studierenden der CDU eines ihrer 
schwächsten Ergebnisse unter den Studi- 
engängen und die LINKE war überdurch- 
schnittlich stark, 2017 ist die CDU unter 
MIW-Studierenden die zweitstärkste Kraft 
hinter den Grünen, in keinem Studiengang 
schneidet sie stärker ab. Gewinner der 
Wahl unter den MIWlern bleiben aller- 
dings die Grünen mit nach wie vor über 
35% der Stimmen. 

Mit einer einmaligen Umfrage dieser 
Größse lässt sich nicht feststellen, wie es zu 
diesem gänzlich unterschiedlichen Wahl- 
verhalten von Gruppen kommt, die auf 
dem selben Campus studieren und in der 
selben Stadt viele gemeinsame Lebenser- 
fahrungen machen. 


Was beeinflusst Wahlentscheidungen? 


Einen Einblick in die möglichen Gründe 
für unterschiedliches Wahlverhalten der 
Studiengänge kann unsere Frage nach den 
wahlentscheidenden Themen geben. Teil- 
nehmer konnten aus 19 Themen beliebig 
viele als für sie wahlentscheidend auswäh- 
len um anzuzeigen, welche Themen aus- 
schlaggebend sind, wenn sie sich für (oder 
gegen) eine Partei entschieden. 18 der 19 
Themen wurden auch 2012 bereits abge- 
fragt, mit Asylpolitik ist ein neues Thema 
dazugekommen. 

Für Studierende sind die wichtigsten 
Themen der Wahl Bildungspolitik, Asyl- 
und Flüchtlingspolitik sowie Universitäten, 
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Fünf zentrale Themen bestimmen für viele Studierende die Entscheidung. Am wichtigsten sind bildungspolitische 
Positionen. (Diese Auswertung beinhaltet lediglich Teilnehmer, die mehr als ein Thema, aber nicht mehr als 
zehn Themen als wahlentscheidend angegeben haben). Grafik: Lukas Ruge 


Umwelt- und Gesundheitspolitik. 3,4% der 
Teilnehmer geben an, dass für sie keines 
der 19 genannten Themen die Entschei- 
dung für eine Partei ausmacht, über 20% 
dieser Studierenden wollen nicht wählen 
gehen oder einen ungültigen Stimmzettel 
abgeben. Für 1,6% der Studierenden (11 
Teilnehmer) ist ein einziges Thema wah- 
lentscheidend. So wählen Studierende, die 
Umweltpolitik als einziges entscheidendes 
Thema betrachten, zu 100% die Grünen 
(zwei Teilnehmer) und weitere zwei Teil- 
nehmer trafen ihre Entscheidung einzig 
und allein aufgrund der Flüchtlingspolitik 
für die CDU. In dieser Gruppe will kein 
Studierender keine oder eine ungültige 
Wahl treffen. Für 0,4% der Studierenden 
ist angeblich jedes der 19 Themen ent- 
scheidend. Die meisten Studierenden tref- 
fen ihre Entscheidung aufgrund von sechs 
oder weniger Themen, für 90% der Studie- 
renden sind es zehn oder weniger Themen. 
Wir betrachten im Folgenden lediglich die- 
se 90% der Teilnehmer, die mindestens ein 
Thema aber nicht mehr als zehn Themen 
angegeben haben (583 Personen). 

2012 hatten die Teilnehmer „Univer- 
sitäten“ als wichtigstes Thema gewählt 
(83,6%), dies sicherlich auch noch unter 


dem Eindruck des Kampfes um den Erhalt 
der eigenen Universität. Das Thema wird 
nun nur noch von 54,7% der Studierenden 
als eines empfunden, welches über ihre 
Parteiwahl entscheidet. Bildungspolitik ist, 
wie vor fünf Jahren, mit über 70% extrem 
relevant geblieben. Beim Thema „Asyl- 
und Flüchtlingspolitik“ ist ein Vergleich 
zu 2012 nicht möglich, da das Thema neu 
aufgenommen wurde. Umweltpolitik ist 
für Studierende wichtiger geworden, 2012 
gaben 49% der Befragten an, dieses Thema 
sei für sie entscheidend dafür, welche Par- 
tei sie wählen, nun sind es 58,7%. 

An Bedeutung verloren hat der Themen- 
komplex „Digitale Gesellschaft“. 2012 hat- 
te die Piratenpartei mit Inhalten um dieses 
Thema großen Erfolg, 43% der Studieren- 
den empfanden diese Themen als entschei- 
dend für ihre Wahl, nun sind es nur noch 
19,9%. Gleichstellung hat seine Relevanz 
für die studentische Wahlentscheidung in 
den letzten fünf Jahren fast verdoppelt. 

Das Interesse ist je nach Themengebiet 
und nach Studiengang unterschiedlich. 
Wenig überraschend ist, dass das Thema 
Gesundheitspolitik unter Medizinern ei- 
nes der wichtigsten ist (70%), unter Stu- 
dierenden der Fächer Psychologie und 
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Für welche Partei entscheiden sich die Studenten - aufgeteilt nach den Themen, die für sie wahlentscheidend 


sind. Grafik: Lukas Ruge 


Medizinische Informatik noch als relevant 
angesehen wird (je 55%) und unter Infor- 
matikstudierenden kein besonders großes 
Interesse findet (32%). Umgekehrt kann 
das Thema „Digitale Gesellschaft“ unter 
den Informatikstudiengängen mehr als die 
Hälfte zur Entscheidung für eine Partei be- 
wegen, unter Medizinern und Psychologen 
hingegen nicht einmal 15%. 

Das Thema Gleichstellung wird von Psy- 
chologie- und MML-Studenten als wichtig 
empfunden (fast 60%), unter den großen 
Studiengängen Informatik, MIW und Me- 
dizin hingegen finden nur knapp 40% das 
Thema relevant. 

Sind also diese unterschiedlichen Inte- 
ressen der Grund für das unterschiedliche 
Wahlverhalten? Zumindest in Teilen lässt 
es sich so erklären. Wer Sicherheitspolitik 
für besonders wichtig hält, findet sich eher 
bei der CDU wieder. Kein Studiengang 
misst der Sicherheitspolitik eine geringere 
Bedeutung bei als Psychologie-Studieren- 


Zum Weiterlesen 


de, die wiederum auch in sehr geringen 
Zahlen eine CDU-WaHl in Betracht ziehen. 
MML- und Psychologie-Studierende sind 
es, die die Umweltpolitik für besonders 
wichtig halten, sie wählen auch am ehes- 
ten die Grünen. Doch nicht alles korreliert 
so fein säuberlich. Die Studierenden iden- 
tifizieren Verbraucherschutz klar als ein 
Thema der Grünen: 40% aller Studieren- 
den, die Verbraucherschutz als einen Fak- 
tor in ihrer Wahlentscheidung betrachten, 
wollen diese Partei wählen. Gleichzeitig 
wird Verbraucherschutz von Informatik-, 
MLS- und MI-Studierenden als besonders 
wichtig genannt, drei Studiengängen, in 
denen die Grünen lediglich auf Platz zwei 
oder drei kommen. 

Eine Wahlentscheidung ist letztendlich 
mehr als eine einfache Abwägung einiger 
weniger Interessen und so lässt sich mit 
den wenigen abgefragten Daten auch kei- 
ne zufriedenstellende Erklärung finden. 


Weitere Grafiken und Auswertungen sind auf www.studentenpack.de zu finden. 
Die Originaldaten werden annonymisiert auf dem Open-Data-Portal des Studenten- 
PACKs unter https://github.com/StudentenPACK/open-data veröffentlicht. 


16 — Wer hat's gesagt? 


Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 





Wir werden ein landesweites Semeste 


Tr — führen, das auch Berufsschülerinnen u 


„Dann werden das die Grünen sein. Wermute ich jedenfalls, weil wir jo 
gerade ein landesweites Semesterticket einführen. Wor dem Hintergrund, 
dass wir das jetzt für die Studenten tun, aber es wäre natürlich meiner 
Meinung nach sinnvoll dieses auch auf die Schüler auszuweiten. Die Schü- 
ler in den Oberstufen und auch die Schüler der Berufsschulen müssen 
ihre Busfahrtkosten selbst tragen. Wenn man in diesem Fall einen 18-jäh- 
rigen Studenten mit einem 18-jährigen Abiturienten oder Auszubildenden 
gleichstellen würde, fände ich das sehr qut. CDU? Dann habe ich jetzt 
einmal die erste Forderung der CDU gefunden, die ich auch voll und ganz 
unterstützen kann.” - Lars Harms, 55'W | 





„Darüber haben wir im Interview gesprochen: Wir sind da- 
für. Könnte auch von den Piraten sein. Sehen Sie mal, selbst bei 
der CDU haben sie die Piraten schon eingeholt. Ich weiß, dass 
der Kollege Dudda oder Breyer [beide Piraten) das im Landtag 
mal so formuliert hat.” 


- Wolfgang Kubicki, FDP 





„Das könnte von uns 
sein.” 


= Daniel Günther, CDU 








Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 
rticket für alle Studentinnen und Studenten ein- 
nd Berufsschülern offen steht. (CDU) 


„Bei uns müssten auch die Schüler dabei sein, aber nur Azubis und 
Studenten? Ich sage 55W. Ach, CDU? Naja, stimmt, Elitenförderung. 
Wir haben ja die Idee eines umlagefinanzierten ÖPNV, das haben wir 
für Lübeck auch mal ausgerechnet auf Grundlage des Hartz-IV-Satz für 
Mobilität von 18 Euro pro Person festgesetzt. Damit könnte man dann 


überall im Land kostenlos den ÖPNV nutzen. Dann würden alle Bürger 
zahlen, auch wenn sie den ÖPNY nicht nutzen, aber dafür ist er für alle 
kostenlos, und vielleicht nutzen ihn dann auch welche, die vorher Auto 


gefahren sind.” - Katjana Zunft, DIE LINKE 





I Die Verhandlungen des AStAs mit | 

ı dem Stadtverkehr für das neuste Semes- ı 

‚ter laufen aktuell. Da fast alle Parteien 
ein landesweites Semesterticket fordern, 
- dürfte die Landes-ASten-Konferenz in der - 
nächsten Regierung einen Partner für das 

| Vorhaben finden. I 
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„Das ist die SPD! CDU? Die scheinen 
sich alle so ähnlich zu sein in den Pro- 
grammen! *lacht* Dies würde ich in der 
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übecker Studierenden der Universität zu Lübeck] 


ine Meinung Stimme eher nicht zu Stimme nicht zu 
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Der derzeitige Ministerpräsident Torsten Albig bei einer Rede im Kieler Landtag. Foto: Fabian Schwarze 
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Für die Besserwisser und Detailverliebten. 


10 Fakten zur Landespolitik 


von Lukas Ruge. 


Wer in den nächsten Wochen beim Small- 
talk glänzen will, sollte wissen, wie die 
Wahl in Schleswig-Holstein abläuft. Wir 
haben Fakten gesammelt vom Offensicht- 
lichen zum Obskuren, vom Historischen 
zum Brandneuen. 


7. Mai: Die Wahl in Schleswig-Holstein 
findet am 7. Mai 2017 statt. Sie ist die 
vorletzte Landtagswahl vor den Bundes- 
tagswahlen im Herbst. Lübecker können 
zudem voraussichtlich im Herbst 2017 ei- 


nen neuen Bürgermeister oder eine neue 
Bürgermeisterin wählen. 

Frauenanteil im Landtag: Der Frauenan- 
teil im Landtag von Schleswig-Holstein 
ist durchschnittlich. 32 Prozent der Abge- 
ordneten in Landesparlamenten sind im 
Durchschnitt in Deutschland weiblich, in 
Schleswig-Holstein sind es 31,9 Prozent. 
Damit belegt das Land Platz neun unter 
den 16 Bundesländern. Den höchsten Frau- 
enanteil im Parlament erreicht Thüringen 
(40,36 Prozent), den kleinsten Frauenan- 
teil hat Baden-Württemberg (24,5 Pro- 
zent). 


Unstetige Führungsetage: Schleswig-Hol- 
stein hatte bereits 14 Ministerpräsidenten, 
es wechselt den Chef seiner Regierung 
damit häufiger als die meisten Bundeslän- 
der. Berlin hatte bereits 18 Bürgermeister, 
Platz zwei teilt sich Schleswig-Holstein mit 
Hamburg, welches bereits 14 erste Bürger- 
meister hatte. 

Wahlalter 16: In Schleswig-Holstein dür- 
fen erstmals Wähler ab 16 Jahren ihre 
Stimme abgeben. Dies dürfte die Anzahl 
der Wahlberechtigten erhöhen, die 2012 
bei 2,24 Mio. lag. Brandenburg, Bremen 
und Hamburg haben das Wahlalter auf 
Landesebene ebenfalls auf 16 gesenkt. 
Große Vielfalt: In der aktuellen Wahl 
treten 13 Parteien an. Historisch hat es 
im Landtag von Schleswig-Holstein be- 
reits elf Parteien gegeben, darunter, neben 
SPD, CDU, FDP und Grünen (ab 1996) den 
BHE (Bund der Heimatvertriebenen und 
Entrechteten, 1950 bis 1962), die rechts- 
gerichtete „Deutsche Partei“ (1950 bis 
1958), die NPD (1967 bis 1971), die DVU 
(1992 bis 1996) und die Piraten (ab 2012). 
Der SSW ist seit 1958 immer im Landtag, 
da er als Minderheitenpartei die Fünf-Pro- 
zent-Hürde nicht überschreiten muss. Die 
LINKE war bisher nur von 2009 bis 2012 
im Landtag. Die AfD könnte die zwölfte 
Partei im Landtag werden. 

Keine Vielfalt: Der Landtag bestand von 
1971 bis 1975 de facto nur aus zwei Par- 
teien, SPD und CDU (es gesellte sich ein 
SSW-Abgeordneter dazu). Die CDU regier- 
te alleine. Dies wiederholte sich von 1983 
bis 1987 (unter SPD-Führung) und von 
1988 bis 1992 (wieder CDU). 
Zulassungshürde: Um als Partei über- 
haupt zugelassen zu werden, muss man 
1000 Unterschriften sammeln. Für die 
Wahl 2017 ist die DGP (Die Gerade Par- 
tei) daran gescheitert und ist daher nicht 
zugelassen. 
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Bunt und in Farbe: Erstmalig sind die 
Stimmzettel bei dieser Wahl farbig und die 
Logos der Parteien mit abgebildet. Zudem 
ist der Stimmzettel größer, im A3-Format, 
damit er möglichst übersichtlich ist. 

Alle fünf Jahre: Seit 2000 ist eine Wahl- 
periode fünf Jahre lang, davor waren es 
vier Jahre. Eine solche Umstellung hat es 
in den letzten Jahren in fast allen Ländern 
gegeben, lediglich Bremen wählt weiter- 
hin alle vier Jahre. 

Wahlkreisgliederung: Für 2017 wurden 
die Wahlkreise neu bestimmt. Das war 
nötig, da vorgesehen ist, dass die Bevöl- 
kerungszahl eines Wahlkreises von der 
durchschnittlichen Bevölkerungszahl der 
Wahlkreise nicht um mehr als 20 Prozent 
in irgendeine Richtung abweichen darf. 
Die Gesamtzahl bleibt bei 35 Wahlkrei- 
sen, durch den Bevölkerungszuwachs hat 
Lübeck nun wieder drei Landkreise. Wie 
es Tradition in Deutschland ist, wurde 
die Neugliederung parteiübergreifend be- 
schlossen. 

Bonusfakt: Nicht nur in Schleswig-Hol- 
stein kann eine Partei einer nationalen 
Minderheit ins Parlament kommen - unab- 
hängig von der Fünf-Prozent-Hürde. Dies 
würde auch für Sorben in Brandenburg 
fuktionieren, allerdings haben diese keine 
Partei. In Sachsen gibt es, trotz der deutlich 
größeren Anzahl an Sorben, keine solche 
Regelung. Auch im ersten Deutschen Bun- 
destag hatte der SSW so einen Sitz, danach 
wurde das Auszählungsverfahren geändert 
und die Stimmen reichten nie wieder auch 
nur für einen Sitz. Inzwischen kandidiert 
der SSW nicht mehr auf Bundesebene. 


20 — Wer hat's gesagt? 

Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
Die Arbeitsbedingungen der studentis: 
wichtig. Daher werden wir uns dafür « 
eine Vertretung erhalten. (SPD) 








„Das hört sich nach Rasmus Ändresen und den Grü- 
nen an. Achso, die SDP? Da sind sich die Grünen und 
die SPD ja sehr einig. Ganz klar. Vertretung von Stu- 
dierenden in den Gremien der Universität muss sein.‘ 


_— Lars Harms, 55W 





„A In der StudentenPACK- Ausgabe aus | 

/ dem Juli 2016 haben wir die Vorteile ı 
>» “ı und potentiellen Probleme einer stu- ı 
ı dentischen Vertretung im Personalrat | 

ı besprochen. Die Ausgabe ist online | 

| auf studentenPACK.de DER, 


„Da würde ich auf SPD tippen. Wir 


sind auf jeden Fall dafür, dass die stu- 


dentischen Hilfskräfte besser bezahlt 
werden.” - Katjanc Zunft, DIE LINKE 





Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 


re Fu en ee Zu Fi 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 


chen und wissenschaftlichen Hilfskräfte sind uns 
ıinsetzen, dass die Studierenden im Personalrat 


„Grüne. SPD? OK, die haben voneinander wohl extrem abgeschrie- 
ben. Aber haben die nicht eine Vertretung im Personalrat? Naja, das hat 
mit Autonomie nichts zu tun. Ich finde, dass rot-grün den Hochschulen 
durch das neue Hochschulgesetz ganz schön viel zugemutet hat. Die Gre- 
mien sind extrem aufgebläht. Deshalb bin ich sehr zurückhaltend, was 
zusätzliche Beteiligung angeht. Allein die Aufblähung des Senats ist so 
ein Quatsch und führt dazu, dass sich die Hochschulen alles Mögliche 
einfallen lassen, um überhaupt noch arbeitsfähige Gremien zu haben.” 

- Daniel Günther, CDU 





„sobald sie angestellt sind, hielte ich es für 
sinnvoll, dass sie auch in die Personalvertretung 
aufgenommen werden. Würde mir momentan 
gar nicht einfallen, warum nicht. Also rechtlich 
dürfte es da keinen Hinderungsgrund geben. 
Vielleicht ist es die Überlegung, dass die Studie- 
renden relativ schnell rein und raus kommen, im 
Vergleich zu anderen Angestellten. Der Frage 
werde ich mal nachgehen.“ 


- Wealfgang Kubicki, FDP f | 


übecker Studierenden der Universität zu Lübeck] 


22 — Wer hat's gesagt? 


Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 


Gleichstellungsbeauftragte sind überrfl 








„Das ist mit Sicherheit die AfD, mögli- 
cherweise auch CDU oder FDP. Das ist 
Quatsch. Wir Grüne wollen dagegen die 
Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten be- 
sonders in den Kommunen weiter stärken.” 
BT PoJıll <oWMul-Tiıtelle Mk eldilt- 





„Das könnte auch von uns sein, aber ist wahr- 
scheinlich auch im Programm der CDU. Die AfD 
kommt ja hoffentlich nicht rein, in diesen Landtag. 
Wir arbeiten dran.” - Wolfgang Kubicki, FDP 





PDT LT Me IT-W-\ ı D ag | 
- Daniel Günther, CDU 





_A Glerchsisliingcbaauihreeie nach dem Bun- | 
— desgleichstellungsgesetz kann nur eine Frau 


ze werden. | 


u; 


Was sagen die Shrlleranden zu diesem Thema? (Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 


üssig. (AfD) 


„Das kann nur FDP oder CDU sein oder beide zusammen. Da kann ich 
mich überhaupt nicht mit anfreunden. Ich finde, dass Gleichstellungsbe- 
auftragte eine hervorragende Arbeit machen. Ich kenne das aus meiner 
Kommune. In Flensburg haben wir dafür einen ganzen Ausschuss und 
nicht nur einen Beauftragten, der sich nur mit diesen Fragen auseinander- 
setzt. Solange Menschen nicht gleich behandelt werden werden Gleich- 
stellungsbeauftragte benötigt. Da muss noch viel Geschehen und da wird 
auch noch viel geschehen. Es ist die AfD? Die sind auch nicht besser. Aber 
da hätte ich nicht gedacht, dass ihr das gelesen habt. Ihr seid ja schmerz- 
frei.” - Lars Harms, 55 %W 





.übecker Studierenden der Universität zu Lübeck] 


ine Meinung Stimme ehe naeh Zu Summe richt Zu 
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Interview 


Wolfgang Baasch 





„Die SPD steht für die soziale Gerechtigkeit. Das 
ist unsere Überschrift und mehr ‚Gerechtigkeit für 
Alle! impliziert genau diese soziale Komponente.” 





Erzieher, Lehrer 

„Ich habe mich immer für die Teilhabe von Men- 
schen mit Behinderung eingesetzt. sodass diese 
auch den Zugang zum politischen Leben finden.” | 


SPD Rot. Mit einem bisschen grün und einem bisschen blau. 


‚Sicherlich können das viele 
andere Parteien auch sagen, 
aber das tun sie nicht“ 


Das Interview führte Fabian Schwarze. 


StudentenPACK: Wenn Sie auf die letzten 
fünf Jahre zurückblicken: Was würden Sie 
als den gröfsten Erfolg bezeichnen und gab es 
Rückschläge für Schleswig Holstein? 


Wolfgang Baasch: Der größte Erfolg ist 
immer schwierig, aber was ich als beson- 
ders erfolgreich empfinde, ist der Mas- 
terplan zur Strukturänderung des UKSH 
vor allem am Standort Lübeck. Zweitens 
haben wir eine stärkere Förderung in der 
Familienpolitik organisiert. Das Krippen- 
geld wird es jungen Familien ermöglichen 
ihre Kinder in einer Krippe bzw. in einer 
Kindertagesstätte betreuen zu lassen. Das 


ist ein altes Ziel: Bildung sollte Kostenfrei 
sein. Das gilt nicht nur für Universitäten, 
Kindertagesstätten und Krippen, sondern 
für alle Bildungseinrichtungen. Finanzielle 
Hürden abzubauen, ist dabei der richtige 
Weg und das uns das gelungen ist, ist ein 
wichtiger Punkt. Das sind die zwei Schlag- 
lichter, die ich da nennen würde. Was viel- 
leicht nicht so gut gelaufen ist, dass ist die 
Entwicklung der HSH-Nordbank. Über der 
finanziellen Situation des Landes hängt 
immer noch das Damoklesschwert der Lan- 
desbank, was eine riesige Belastung für das 
Land Schleswig-Holstein und seine Bürger 
sein kann. Dies muss von allen Parlamen- 
tariern und der Landesregierung getragen 
werden. 


PACK: Sie haben die Finanzen erwähnt - 
nicht nur in der Familienpolitik und der Bil- 
dung, sondern auch der HSH-Nordbank. Stel- 
len Sie sich vor das Land Schleswig-Holstein 
hätte fünf Milliarden zusätzlich zum norma- 
len Haushalt. Was würden Sie mit diesem 
Geld fördern? 


Baasch: Ich persönlich? 
PACK: Sie als Abgeordneter. 


Baasch: Da fängt es schon an. Also ich 
würde das gesamte Geld in die soziale In- 
frastruktur stecken. Kindertagesstätten ge- 
bührenfrei machen, in der Ausbildung von 
sozialen Berufen - Pflegekräften, Erzie- 
hern usw. - Anreize schaffen, sodass mehr 
junge Menschen in diese viel Engagement 
fordernden Berufe gehen wollen. Das wir 
Menschen mit Behinderungen in ihren 
Lebenssituationen fördern können. Die 
Wahrscheinlichkeit, fünf Milliarden allei- 
ne verteilen zu können, ist natürlich sehr 
gering. Da werden sicherlich auch einige 
sagen, dass wir Geld brauchen, um Schul- 
den zurückzuzahlen, Brücken und Auto- 
bahnen zu bauen, die Landwirtschaft zu 
fördern, um den Milchpreis stabil zu hal- 
ten. Da wird es viele viele Begehrlichkei- 
ten geben, aber die Haushaltsentwicklung 
in S-H ist im Moment so, dass wir keine 
Sparpolitik fahren müssen. Wir können 
die Schulden ganz planmäßig zurückzah- 
len, sodass wir 2020 die Schuldenbremse 
einhalten werden. Dazu sind wir in der 
Lage soziale und Infrastrukturprojekte zu 
fördern. Das Kabinett hat vor kurzem be- 
schlossen über 150 Millionen Euro in den 
Ausbau der Krankenhäuser zu investieren. 
Das sind natürlich Zeichen dafür, dass die 
Haushalte im Moment so aufgestellt sind, 
dass wir vieles leisten können, was in der 
Vergangenheit vernachlässigt wurde. 


PACK: Wenn wir uns die Aufstellung der 
SPD anschauen, sehen wir überall den Spruch 
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„Mehr Gerechtigkeit für Alle!“. Was soll das 
bedeuten? Das könnte sich doch jede Partei 
auf die Plakate schreiben? 


Baasch: Die SPD steht für die soziale Ge- 
rechtigkeit. Das ist unsere Überschrift und 
mehr „Gerechtigkeit für Alle!“ impliziert 
genau diese soziale Komponente. Sicher- 
lich können das viele andere Parteien auch 
sagen, aber das tun sie nicht. Teilweise 
wollen sie es einfach auch nicht. Deshalb 
stehen wir ja auch im Wettbewerb. Es ist 
nicht alles das Gleiche. Ich glaube, dass die 
SPD mit dem Kernmerkmal soziale Gerech- 
tigkeit richtig steht. 


PACK: Fassen Sie Ihr Wahlprogramm in drei 
Stichpunkten zusammen! 


Baasch: Auch dort ist es wieder gesteuert 
von den Sozialpolitikern. Da haben wir die 
Verbesserungen in den Kindertagesstätten. 
Qualitativer und quantitativer Ausbau der 
Kinderbetreuung und der Schritt zur Ge- 
bührenfreiheit. Im Pflegebereich müssen 
wir die Pflegenden stärken und unterstüt- 
zen und eine Pflegeberufekammer einrich- 
ten. Wir müssen Anreize schaffen, indem 
wir den Beruf aufwerten, dass Menschen 
in der Lage sind, diesen Beruf lange und 
in hoher Qualität auszuführen. Der dritte 
Bereich ist für mich die Strukturstärkung - 
auch in Lübeck. Dazu gehören bei uns die 
Ausweitung der kulturellen Komponenten 
der Kulturstadt Lübeck - von der Musik- 
hochschule zur MuK. Das sollte im Mittel- 
punkt stehen. Zumindest aus der Sicht 
des Lübecker Abgeordneten und Sozial- 
politikers. 


PACK: In der laufenden Wahlperiode wollten 
die Piraten initiieren, den Tag des Grundge- 
setzes zu einem gesetzlichen Feiertag zu erklä- 
ren. Dies wurde ohne Gegenvorschlag abge- 
lehnt. Im Parteiprogramm der SPD wird jetzt 
ein weiterer Feiertag gefordert. Warum nicht 
der Tag des Grundgesetzes? 


26. — 


Interview 





Die Schleswig-Holsteiner haben die Wahl: Wer wird der nächste Ministerpräsident? Foto: Lukas Ruge 


Baasch: Die Vorschläge von Oppeositi- 
onsparteien haben immer ihre Vor- und 
Nachteile. Eine Oppositionspartei schlägt 
ja nicht unbedingt etwas vor, weil sie die- 
ses Anliegen durchbringen wollen, son- 
dern weil sie Diskussionen anregen und 
auf Widersprüche aufmerksam machen 
wollen. Wir selbst haben lange diskutiert 
und finden es richtig, einen weiteren Fei- 
ertag einzurichten. Das liegt auch daran, 
dass wir einen Feiertag verloren haben. In 
der Diskussion um die Pflegeversicherung 
wurden bei der Teilhabe auf Drängen der 
Wirtschaftsverbände der Buß- und Bettag 
abgeschafft. Diesen Kompromiss fand ich 
nicht gut. Ein zusätzlicher Feiertag wäre in 
diesem Fall mehr als eine Kompensation. 
In 2017 haben wir mit dem Reformations- 
tag einen zusätzlichen bundesweiten Fei- 
ertag. Mir wäre es lieber, wenn es mehr 
bundeseinheitliche Feiertage geben wür- 
de.Ich persönlich finde den Reformations- 
tag genauso gut, wie andere Feiertage. Das 
kann auch der Tag des Grundgesetzes sein. 
Darüber muss aber ein gesellschaftlicher 
Diskussionsprozess stattfinden. Persönlich 
habe ich mich aufgrund unserer jüdischen 


und muslimischen Minderheiten immer 
für einen jüdischen oder muslimischen 
Festtag ausgesprochen. Diese Diskussion 
muss man zumindest einmal führen. Der 
SSW hat den Tag der Landesverfassung 
vorgeschlagen. Auch ein interessanter Vor- 
schlag. In der nächsten Legislaturperiode 
sollte dieser Diskurs auf jeden Fall zügig 
vorangetrieben werden. 


PACK: Ein weiterer Punkt im Wahlprogramm 
ist das Thema Abschiebungen beziehungsweise 
Abschiebestopp: Ihre Regierung hat Abschie- 
bungen nach Afghanistan aus humanitären 
Gründen gestoppt, allerdings sind verurteilte 
Straftäter und Gefährder ausgenommen. Ver- 
stöfst das nicht gegen $1 des Grundgesetzes? 


Baasch: Eine schwierige Frage. Erst ein- 
mal: Bei allen Abschiebungen gilt vor al- 
lem das individuelle Recht. Das steht auch 
einem vermeintlichen Gefährder und ei- 
nem verurteilten Straftäter zu. Gleichwohl 
glaube ich, dass Menschen, die hier straftä- 
tig geworden sind oder wie auch immer als 
mögliche Gefährder erkannt werden, abge- 
schoben werden können. Aber das gerade 





— 


Schleswig-Holstein die Abschiebungen ge- 
stoppt hat, halte ich für einen wichtigen 
Schritt. Mir kann keiner erklären, warum 
um diese geringe Personenzahl ein derar- 
tiger Medienhype gemacht wird. In den 
letzten Monaten sind 100 Menschen - in 
vier Maschinen — nach Afghanistan abge- 
schoben worden. Schleswig-Holstein ist 
da im Schnitt mit drei bis fünf Prozent 
dabei. Das bedeutet drei bis fünf Personen 
aus Schleswig Holstein sind dabei. Das 
belastet weder Schleswig-Holstein, noch 
Deutschland. Warum müssen gerade diese 
100 Menschen abgeschoben werden? Wie- 
so sagen wir nicht: Wir haben begriffen, 
dass Afghanistan kein sicheres Land ist. 
In Kabul kann man vielleicht an der ein 
oder anderen Stelle recht sicher leben, 
aber auch nur dann, wenn ich zu speziel- 
len Volksgruppen in Afghanistan gehöre. 
Warum kann ich nicht erkennen, dass man 
das Geld, das für die 100 Abschiebungen 
genutzt wird, für die Integration dieser sel- 
ben 100 nutzen könnte? Eine Diskussion 
über Sammel- und Massenabschiebungen 
sind doch irre, wenn es um 100 Menschen 
in den letzten Monaten geht. Ich halte die- 





Das StudentenPACK hat Wolfgang Baasch im Dr.-Julius-Leber-Haus in Lübeck getroffen. Foto: Carlotta Derad 
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se Diskussion für sehr populistisch und 
aufgebauscht und nicht mit dem Ziel der 
Integration vereinbar. Das ärgert mich. 
Die Politik müsste da eindeutiger sein und 
ich bin froh, dass unserer Landesregierung 
und auch die Mehrheit des Parlaments zu 
der Politik der Überlegtheit steht und nicht 
in eine Lautsprechermentalität verfällt. 


PACK: In Ihrem Wahlprogramm steht: „Wir 
bekennen uns nach wie vor dazu, dass Inte- 
gration am besten in dezentraler Unterbrin- 
gung gelingt. Deshalb sollen bei der Integ- 
ration hinderliche Einrichtungen mit vielen 
Geflüchteten an einem Ort vermieden werden. 
Damit wollen wir besonders das ehrenamtli- 
che Engagement fördern.“. Wie hängt das bei- 
des zusammen? 


Baasch: Die dezentrale Unterbringung be- 
deutet natürlich, dass Menschen aus kom- 
plett anderen Kulturkreisen in eine sozi- 
al-räumliche Umgebung eintreten können. 
Wer kann besser die Menschen aufnehmen, 
sich um sie kümmern, ihnen Angebote ma- 
chen und sehen welche Hilfe vor Ort nötig 
ist? Die Menschen aus der Nachbarschaft. 


28. — 


Deshalb glaube ich, dass die dezentrale 
Unterbringung sehr zielführend ist. Darü- 
ber haben wir ja auch in Lübeck - teilweise 
sehr heftig — diskutiert. Vor allem über die 
Größenordnungen, in denen Menschen un- 
tergebracht werden sollen. Da muss man 
jedoch sagen, dass es 2016, als so viele 
Menschen bei uns ankamen, nötig war, 
schnell Unterbringungen zu schaffen und 
den Menschen ein Dach über dem Kopf zu 
geben. Natürlich auch schnell Hilfe zu leis- 
ten. In Lübeck zumindest wurden nun auch 
größere Unterkünfte ermöglicht und eine 
Betreuung über Vereine und Ehrenämt- 
ler konnte realisiert werden. Von daher 
glaube ich, dass das der richtige Weg ist. 
Wir müssen dafür aber auch Grundlagen 
für die Ehrenämtler schaffen, damit diese 
diesen Prozess auch durchhalten können. 
Viele kommen bei all dem Engagement an 
ihre Grenzen. Viele müssen ohne oder nur 
mit mangelnder professioneller Unterstüt- 
zung auskommen. Da muss man neben der 
dezentralen Unterbringung auch darauf 
achten, dass man die Ehrenämtler stärkt 
und besonders wertschätzt. 


Interview 


PACK: Nicht nur für Geflüchtete ist ausrei- 
chender und bezahlbarer Wohnraum ein 
Problem, sondern auch für Studierende, Aus- 
zubildende und Ältere. Wie und in welchem 
Zeitraum möchten Sie in Schleswig-Holstein 
bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung stel- 
len? 


Baasch: Wir wollen versuchen, 5000 so- 
zial geförderte Wohnungen pro Jahr zu 
schaffen. In Lübeck sind die Vorausset- 
zungen dafür gut, weil Lübeck seine städ- 
tischen Wohnungsbaugesellschaften nicht 
verkauft hat. In Lübeck gibt es die „ITrave“ 
und einige Wohnungsbaugenossenschaf- 


Zum Weiterlesen 


ten, die einen sehr verantwortlichen sozia- 
len Wohnungsbau betreiben. Ich kann mir 
gut vorstellen, dass der soziale Wohnungs- 
bau in Lübeck gut gefördert werden kann. 
Das Problem ist dabei möglicherweise die 
Flächen für solche Projekte zu finden und 
zur Verfügung zu stellen. Da müssen Kom- 
munen und Wohnungsbaugesellschaften 
Hand in Hand arbeiten. An den Förder- 
mitteln darf es dabei nicht scheitern. Wir 
wollen die soziale Wohnraumförderung 
ausbauen. Zum anderen werden natürlich 
für Studierende auch ganz andere Anfor- 
derungen gestellt. Man braucht eine Woh- 
nung ja nur für die Zeit des Studierens in 
Lübeck. Diese Problematik muss in Kiel 
und Lübeck wahrscheinlich am nötigsten 
gefördert werden. Dafür will die SPD auch 
die notwendigen Fördermittel zur Verfü- 
gung stellen. Ich glaube aber auch, dass 
sich dieser Aufgabe die die Stadt Lübeck 
annehmen muss. 


PACK: Von studentischen Wohnung zur 
Hochschul- und Bildungspolitik. Halten Sie 
die schleswig-holsteinischen Hochschulen für 
ausreichend finanziert? 


Baasch: (lacht) Wenn ich die Hochschu- 
len frage, sagen die alle „Nein“. Ich weiß, 
dass wir in Schleswig-Holstein viel getan 
haben, damit sich die Hochschulen ent- 
wickeln können. Wenn ich eine Rückmel- 
dung von den Universitäten bekomme, ist 
auf jeden Fall die Forderung nach mehr 
da, aber wenn ich an das neue Zentrum 
(CBBM) denke, was ich im Entstehungs- 
prozess gesehen habe, oder an das Fraun- 
hofer Institut denke, macht mir das deut- 
lich, dass an unserem Hochschulstandort 
etwas passiert. Dann kann es bei uns nicht 
so unattraktiv sein. 


Dieser Text ist eine leicht gekürzte Version des Interviews. Den vollständigen Text 
könnt ihr unter www.studentenpack.de nachlesen. 
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PACK: Schauen wir auf das UKSH, welches 
nicht nur Arbeitgeber für Studierende ist, son- 
dern von dem wir auch Jahr für Jahr hören 
dürfen, dass es rote Zahlen schreibt und dass 
sich das bald ändern muss. Kann es sein, dass 
Gesundheitsversorgung ein Verlustgeschäft ist 
und man das akzeptieren sollte? 


Baasch: Diese Denkweise könnte man als 
Ansatz für eine Diskussion auf jeden Fall 
gebrauchen. Das Problem ist: So funkti- 
oniert es leider nicht. Wenn ich mir das 
Gesundheitssystem Schleswig-Holsteins 
ansehe, dann habe ich das Universitäts- 
klinikum, welches als Maximalversorger 
die Gesundheitsversorgung in einer hohen 
Qualität anbietet und andere private Kran- 
kenhäuser, die es schaffen 16 Prozent Ren- 
dite zu erwirtschaften. Auch das sind regi- 
onale Versorger, die wirklich viel Geld mit 
dem Gesundheitssystem verdienen. Das ist 
nicht immer ein Zuschussgeschäft. Aber 
das Universitätsklinikum kann sich nicht 
nur die profitablen Zweige der Medizin 
heraussuchen, sondern muss den Anspruch 
haben, in allen medizinischen Bereichen 
hochwertige und exzellente Leistungen zu 
vollbringen. Deswegen ist die Frage, ob 


In Campusnähe ist die SPD mit besonders vielen Plakaten vertreten. Foto: Bjarne Witten 
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ein Universitätsklinikum schwarze Zah- 
len schreiben muss, berechtigt. Doch auch 
dort sollte der Anspruch genau darin lie- 
gen. Dabei muss die Versorgung und die 
Wirtschaft in Balance gebracht werden. 
Das ist gerade im Gesundheitswesen sehr 
schwierig. Man sollte sich die Strukturen 
der Kliniken ansehen. Wir wissen alle, 
dass es Privatpatienten gibt, die anders 
behandelt werden als Kassenpatienten und 
Professoren bestimmte Strukturen haben, 
um Betten vorhalten zu dürfen. Wenn wir 
das alles auf dem Prüfstand stellen, könnte 
auch ein Universitätsklinikum anders auf- 
gestellt sein. Das sollte man sich auf Dauer 
vornehmen. An einem über Jahrzehnte ge- 
wachsenen Klinikum, wie in Lübeck, sollte 
man die räumliche Strukturen und neuen 
Angebote im Laufe der Umbaumaßnah- 
men für neue finanzielle und wirtschaftli- 
che Wege nutzen. 


PACK: Wie sieht Ihr Schleswig-Holstein 2022 
aus? 


Baasch: Rot. Mit einem bisschen grün und 
einem bisschen blau. 


30 — Wer hat's gesagt? 
Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
Unser Ziel ist es, dass mehr junge Frau 
junge Männer soziale Berufe wagen. 


„Das ist Grün. Irgendwann UlERK EB PA yılel 
grün sein. *lacht* Bei Grün bin ich mit dabei.” 
- Monika Heinold, Grüne 





„Letzteres ist nicht von uns, das erste könnte von 
uns sein. Bündnis 90/ Die Grünen. Wir wollen de- 
finitiv, dass sich mehr Frauen in den MINT-Bereich 
trauen, aber auch | junge Männer. Wir haben in dem 
Bereich viel zu wenige Schülerinnen und Schüler und 
vor allem Studierende. Ein großes Problem auch bei 
der Lehrerausbildung.” - Wolfgang Kubicki, FDP 

















Der Frauenanteil unter Informatik-Studieren- 

— . den an der Uni Lübeck beträgt 13 Prozent, im 
Fach „Mathematik in Medizin und Lebenswis- 
senschaften” [MML) beträgt der Frauenanteil 

| hingegen 70 Prozent. l 


Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 
en sich in den MINT-Bereich trauen und mehr 


(Grüne) 





„FDP? Ah, OK, Grüne. Ist aber 
nicht falsch. Wer will was dagegen 
haben?” - Daniel Günther, CDU 


„Das habe ich ja vorhin schon gesagt. Nun würde das natürlich 
zum $5W passen, aber es könnte auch von der SPD, Grünen, FDP, 
CDU kommen. Das könnte jeder gewesen sein. Passt zu allen. Das 
sehen alle ein. Ob die Frauen dann tatsächlich in die MINT-Bereiche 
gehen und Männer in die teilweise zu schlecht bezahlten Jobs in den 
Kindergärten gehen ist dann die Frage.“ 

, - Lars Harms, 5$W 
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“Die LINKE seit 012 


Politischer Aktivismus 

“Wir haben Inhalte, die sehr sozlal sind, die aucd 
weiterführender sind als die der SPD oder sozialli- 
beraler Politiker, weil wir nach wie vor ein Umden- 
ken wollen.“ 


Erzieherin, Familientherapeutin 
„Alleinerziehende gelten ja nicht mal als Familie, 
Da müssen wir viel mehr fördern, zB. durch 
kindergartenöllmungseeiten oder auch Kinder- 
grundrechte im Grundgesetz.” 


DIE LINKE Katjana Zunft will für DIE LINKE in den Landtag um Schleswig Holstein sozia- 


ler zu gestalten. 


‚Politik vom Menschen aus 


gedacht“ 


Das Interview führte Lukas Ruge. 


StudentenPACK: Wenn Sie das Land anse- 
hen, können Sie mir eine Sache nennen, die 
Ihrer Meinung nach schlechter oder besser ist 
als vor fünf Jahren? 


Katjana Zunft: Davor gab es ja eine 
Schwarz-Gelbe Regierung, in dieser Zeit 
wurde natürlich viel Schlechtes gemacht, 
zum Beispiel wurde das Frauenhaus ge- 
schlossen, in dem ich arbeite. Kein Wun- 
der, dass ich politisch aktiv wurde. Da hat 
sich einiges geändert, weil diese Schlie- 
ßung und andere Einsparungen in den 


Frauenbereichen von der jetzigen Landes- 
regierung teilrückgängig gemacht wurden, 
wie auch die Einsparung des Blindengel- 
des. Das würde ich sagen, das hat sich auf 
jeden Fall gebessert. Hinter vielem steckt 
da die richtige Idee, aber nicht der Wille 
und der Mut, es umzusetzen. Es ist immer 
nur ein bisschen: Jetzt haben wir 100 Euro 
Kita-Geld, das ist ganz nett, aber gleichzei- 
tig heben die Kommunen die Kita-Beiträge 
an. Das ist alles nicht wirklich durchdacht. 


PACK: Auf dem Wahlprogramm und den 
Plakaten werben Sie mit „So geht links“, in 
der Geschäftsstelle sieht man die Plakate zum 
Film „Der junge Karl Marx“. Im Parteipro- 


gramm finden sich aber natürlich keine Be- 
griffe wie Proletariat oder Revolution. Was ist 
eigentlich moderne linke Politik und wie un- 
terscheidet sie sich von moderner sozialdemo- 
kratischer oder moderner liberaler Politik?. 


Zunft: Wir sind da auch moderner gewor- 
den, Begrifflichkeiten wie Sozialismus oder 
Marxismus haben einen schlechten Leu- 
mund und auch etwas Angestaubtes. Wir 
mussten natürlich lange das SED-Nachfol- 
ge-Ding abschütteln und Kommunist ist ja 
immer noch ein Schimpfwort. Wir haben 
Inhalte, die sehr sozial sind, die auch wei- 
terführender sind als die der SPD oder so- 
zialliberaler Politiker, weil wir nach wie 
vor ein Umdenken wollen. Wir verpacken 
es ein bisschen niedrigschwelliger, sodass 
es auch Menschen verstehen, die Angst vor 
dem Kommunismus haben oder noch die 
Stalin-Bilder und DDR-Bilder im Kopf ha- 
ben. Ich bin im Westen aufgewachsen, ich 
bin Lübeckerin durch und durch und kom- 
me da nicht aus dieser Geschichte, aber 
das Thema ist nach wie vor durch SED 
und DDR behaftet. Deswegen finde ich es 
toll, dass dieser Film kommt, weil es einen 
öffentlichen Blick auf den Menschen Karl 
Marx ermöglicht. 


PACK: Sie sind Mitarbeiterin im Frauenhaus 
und auf manchen der Plakaten sieht man Sie 
mit dem Slogan „Womens march in den Land- 
tag“, was muss die nächste Landesregierung 
dringend für die Frauen in Schleswig-Holstein 
tun? 


Zunft: Der Womens-March ist nicht mei- 
ne Erfindung, das ist eine Erfindung der 
Frauen in Amerika. Aber der Spirit, den es 
da gibt: Wir stehen wieder auf, wir sind 
wieder weiblich, um mit Pink und Spaß 
und Freude ernste Themen durchzubrin- 
gen, das ist etwas, was ich da spüre. Und 
viele sagen mir auch, es ist wieder Frauen- 
bewegung. Feminismus ist ja auch wieder 
so ein angestaubter Begriff. Wenn ich sage, 
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ich bin Feministin hat man gleich wieder 
lila Latzhosen im Kopf, und dieses Image 
ist bei diesem Womens March nicht so. Da 
waren 1500 Menschen, die ganz selbstver- 
ständlich gefordert haben, dass wir glei- 
chen Lohn für gleiche Arbeit wollen. 

Ich finde es ist nach wie vor der Ham- 
mer, dass eine gut studierte Frau oder ein 
gleich ausgebildetes Mädchen, sogar bei 
besseren Abschlüssen in der freien Wirt- 
schaft weniger Geld verdienen kann. Bei 
den Tarifen ist es natürlich gleich, aber 
wir haben immer noch ganz niedrige Ta- 
riflöhne in den sozialen Berufen. Es ist 
nicht einzusehen, dass eine Erzieherin, die 
Abitur oder eine abgeschlossene Berufs- 
ausbildung haben muss, nicht mindestens 
genau so viel verdient, wie ein Kfz-Mecha- 
niker-Meister. Das Aufwerten sozialer Be- 
rufe ist daher ganz besonders wichtig. 

Was mir zudem am Herzen liegt, sind Al- 
leinerziehende. 50 Prozent der Alleinerzie- 
henden bekommen Hartz IV und von die- 
sen sind die Hälfte Auftstocker, das heifst, 
sie arbeiten verdienen aber so wenig, dass 
es nicht reicht. Alleinerziehende gelten ja 
nicht mal als Familie. Da müssen wir viel 
mehr fördern, z.B. durch Kindergartenöff- 
nungszeiten oder auch Kindergrundrechte 
im Grundgesetz. Das sind Themen, da wer- 
de ich und wird die LINKE dann auch tie- 
risch nerven, um etwas zu erreichen. 


PACK: Stellen Sie sich vor, durch ein Wunder 
bekäme das Land fünf Milliarden Euro zu- 
sätzlich zum normalen Haushalt von ca. 15 
Milliarden Euro. Welche Projekte würden Sie 
mit dem Geld zusätzlich fördern? 


Zunft: Als erstes eine kostenfreie Schüler- 
beförderung durch den ÖPNV. Auf dem 
Land müssen die Eltern aktuell zuzahlen, 
um ihre Kinder zu den Schulen zu bringen. 
Da wurden damals die ganzen Grundschu- 
len zugemacht auf den Dörfern, die Stra- 
ßen wurden saniert und kostenfreie Busse 
versprochen, die es jetzt aber nicht gibt. 
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Eine kostenlose Beförderung würde ein- 
fach alle Familien sofort entlasten. Die 
können dann auch Teilhabe haben, die 
können einfach mal an den Strand fahren, 
sich bilden. Das wäre eine Sache, die sofort 
helfen würde. 

Und als zweites müssen Schulden sa- 
niert werden, da geht es dann auch um Di- 
gitalisierung. Über die Schultoiletten habe 
ich mich damals als Stadtschulsprecherin 
bereits geärgert, die haben damals schon 
gestunken, waren dreckig und kaputt. Und 
sie sind es immer noch. Was die Digita- 
lisierung der Schulen angeht, ist Schles- 
wig-Holstein ganz weit hinten, während 
Sachsen da schon weit vorne ist. Also die 
Schulen zu sanieren, zu modernisieren und 
zu digitalisieren, das muss sofort passieren. 


Interview 


PACK: Da es aller Wahrscheinlichkeit nach 
keine solche Finanzspritze geben wird, müs- 
sen wir zurück zur Realität: In dieser Realität 
schreibt das UKSH rote Zahlen und gebets- 
mühlenartig wird wiederholt, dass sich das 
bald ändern muss. Kann es sein, dass ein Ma- 
ximalversorger-Krankenhaus einfach nicht 
profitabel sein kann? 


Zunft: Ja, genau. Für mich muss Politik 
vom Menschen aus gedacht werden und 
wenn ich versuche, mit kranken Menschen, 
mit alten Menschen, mit Kindern oder mit 
Frauen, die Gewalt erlebt haben, Geld zu 
verdienen, dann ist das ein falscher An- 
satz. Ein Krankenhaus, genauso wie eine 
Uni, eine Schule oder ein Kindergarten, ist 
Daseinsvorsorge und einfach die Aufgabe 
des Staates. Dafür zahlen wir Steuern und, 
wenn ich dafür sorge, dass die Menschen 
besser und schneller versorgt werden, die 
Schüler tiefer lernen, dann zahlen sie diese 
Steuern auch zurück. 

Jeder Euro, den ich in die Frühförde- 
rung stecke, zahlt sich zwei- bis dreifach 
wieder aus, jeder Euro, den ich da spare, 
kostet mich nachher vier oder fünf Euro. 
Und das ist bei Krankenhäusern genauso. 


Nein, man kann an Krankenhäusern, mit 
Menschen, keinen Profit machen und das 
sollte man auch nicht versuchen. Da wer- 
den keine Tische hergestellt, die man ver- 
kaufen kann, da werden Menschen geheilt, 
aber dadurch wird auch Arbeitskraft wie- 
derhergestellt und verlängert und es wird 
menschliche Zufriedenheit hergestellt und 
das steigert die Produktion natürlich auch. 


PACK: Noch ein Thema, das immer am Geld 
scheitert: Bezahlbarer Wohnraum. Das ist ge- 
rade für Studenten ein kritisches Thema. Was 
muss hier verbessert werden, um bezahlbaren 
Wohnraum in Lübeck zu schaffen. 


Zunft: Es ist einfach die letzten zehn oder 
15 Jahren geschlafen worden. Der Wohn- 
raum ist nicht in den letzten zwei Jahren 
verknappt worden, wo geflüchtete Men- 
schen zu uns gekommen sind, sondern war 
schon vorher knapp. Auch studentischen 
Wohnraum gab es vorher schon wenig. 
Das hat sich jetzt noch zugespitzt. Es ist 
Geld da. Das Land sagt den Investoren, 
dass sie Geld zu ganz geringen Zinsen er- 
halten können, aber die Investoren sagen, 
‚Warum sollen wir euer Geld zu wenig Zin- 
sen nehmen, wenn wir von der Bank Geld 
zum Nullzins bekommen?‘ Also machen 
sie es nicht. Geld anbieten ist also im Mo- 
ment kein Ansatz. 

Es muss also Gesetze geben und wir 
müssen kommunale Wohnungswirtschaf- 
ten haben. Ich Sitze in Lübeck im Sozial- 
ausschuss und versuche dort, immer die 
Einlage der stadteigenen Grundstücks-Ge- 
sellschaft TRAVE zu erhöhen. Die TRAVE 
selber muss bauen, das tut sie aber nicht, 
denn sie hat das Geld nicht und darf keine 
Kredite aufnehmen. Jetzt in der Niedrig- 
zinsphase wäre es schlau, Wohnungen zu 
bauen auf den städtischen Grundstücken, 
anstelle diese den Investoren zu geben. 
Und sollte es mal zu wenig Bewohner ge- 
ben, kann man sie immer noch verkau- 
fen und es können Luxusbauten darauf 
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' Was der Politik fehlt, ist Haltung. 





Mehr Pflegepersonal, 
ÖPNV zum Nulltarif, 
menschliche Mieten - 
und Bildung nicht nur 
für Besserverdiener: 


sogehtlinks.de 


DIELINKE. 


Sie halten die etablierten Parteien anscheinend für komische Vögel: DIE LINKE. Foto: Annika Munko 


gebaut werden. Aber es geht immer ums 
schnelle Geld. 

Es reicht nicht, finanzielle Anreize zu 
machen, wir müssen selbst Vorlagen ma- 
chen. Man könnte also Investoren auch 
verpflichten, auf Grundstücken 30 Prozent 
Sozialbau zu machen, und da die Grund- 
stücke in Lübeck knapp werden, könnte 
das für Investoren lohnend sein. 


PACK: Ein großes Thema ist in diesem Wahl- 
Jahr die Asylpolitik. In Schleswig-Holstein hat 
die Landesregierung Abschiebungen nach Af- 
ghanistan gestoppt. Ist die LINKE beim Thema 
Abschiebungen mit der Landesregierung einer 
Meinung? 


Zunft: Asyl ist nicht unbedingt ein Landes- 
thema. Den Abschiebestopp finde ich sehr 
gut. Früher hatten wir auch noch einen 
Winterabschiebestopp, der wurde leider 
eingestampft, aber jetzt immerhin keine 
Abschiebung nach Afghanistan, da bin ich 


sehr mit einverstanden. Schleswig-Hol- 
stein und Mecklenburg hatten ein bisschen 
einen Sonderstatus als die Transit-Flücht- 
linge hier waren, da wurden auch kom- 
munal viele Augen zugedrückt. Den Kieler 
Bürgermeister fand ich da großartig, den 
Lübecker Bürgermeister fand ich da schä- 
big. 

Aber auch Landes- und Bundespolizei 
haben da viel durchgehen lassen. Bis sich 
das alles wieder sortiert hatte, ging auf 
einmal vieles auf einer sehr menschlichen 
Ebene, das fand ich gut. Man kann auch 
sagen, dass die Landesunterkunft auf dem 
Volksfestplatz besser und menschlicher 
war, als die, die wir von der Stadt für Ge- 
flüchtete haben. Das Land hat relativ gut 
und mit sehr viel Vehemenz reagiert und 
hat Fakten geschaffen als in Lübeck noch 
gezögert wurde. 

Ich mache seit zwei Jahren ein Frau- 
enflüchtlingscafe hier im Büro der Linken 
jeden Samstag und habe mich in der Zeit 
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von vielen Frauen verabschieden müssen, 
die abgeschoben wurden oder die keine 
Anerkennung bekommen und auf die Ab- 
schiebung warten und denen in ihren Hei- 
matländern die Hölle droht. Frauenspezi- 
fische Fluchtursachen gelten leider immer 
noch nicht als Asylgrund. Afghaninnen, die 
sich hier getrennt haben von ihrem Mann, 
sind, wenn sie zurückgeschickt werden, 
tot, wenn sie da wieder in die Dörfer zu- 
rück müssen. Nicht alle sind nur vor dem 
Regime, sondern auch vor der männlichen 
Gewalt geflohen. Auch Beschneidung als 
Fluchtursache ist immer noch kein Asyl- 
grund. Denn wenn die Beschneidung in ei- 
nem Land per Gesetz verboten ist, obwohl 
es trotzdem praktiziert wird, dürfen die 
Frauen abgeschoben werden. 

Das Anerkennen frauenspezifischer 
Fluchtursachen ist etwas, was im Bund an- 
geschoben werden muss. 


Interview 


PACK: Jede Partei würdigt in ihrem Pro- 
gramm das Ehrenamt. In Ihrem Programm 
findet man allerdings die Einschränkung, dass 
Aufgaben 2.B. bei der Arbeit mit Geflüchteten 
oder in Selbsthilfeinitiativen professionalisiert 
und nicht „auf das Ehrenamt abgewälzt“ wer- 
den sollen. Wird Ehrenamt in Schleswig-Hol- 
stein ausgenutzt? 


Zunft: Ja, grundsätzlich. Es gibt ein sehr 
gutes Buch, da geht es darum, dass, wenn 
alle Ehrenamtler in Deutschland für einen 
Tag streiken würden, der Staat zusammen- 
brechen würde. All die ehrenamtlichen Al- 
tenpflegerinnen, Tierpfleger, Flüchtlings- 
helfer... Deutschland ist ein Land mit sehr 
hohem Ehrenamtsstatus und wir wehren 
uns dagegen, dass immer mehr auf diese 


Zum Weiterlesen 


Menschen ausgelagert wird. Ein aktuelles 
Beispiel: Die Diakonie betreut in Lübeck 
3500 Geflüchtete, die haben 104 Ange- 
stellte und bei der Diakonie sind 500 Eh- 
renamtler registriert. Das ist ein Verhält- 
nis, das nicht mehr stimmig ist. Denn diese 
Ehrenamtler machen professionelle Arbeit. 

Es ist toll, wenn jemand Geflüchteten 
ehrenamtlich die Stadt zeigt, oder jeman- 
den zum Arzt bringt oder eine Sprachpa- 
tenschaft übernimmt, aber Hartz-IV-Bera- 
tung und Wohnungssuche? Ich mache im 
Rahmen des Frauenflüchtlingscafes ganz 
viel Beratung und kriege mit, was die Dia- 
konie nicht schafft, weil es mit so wenigen 
Mitarbeitern nicht gehen kann. Inzwischen 
berate ich Ehrenamtler, damit sie Geflüch- 
teten besser helfen können, zum Beispiel 
habe ich Hartz-IV-Antrag-Ausfüllkurse ge- 
macht. Wenn wir also sagen, wir wollen 
es professionalisieren, dann würdigen wir 
das Ehrenamt dadurch, denn wenn ein 
Mensch acht Stunden am Tag ehrenamt- 
lich tätig ist, dann haben die ein Recht auf 
einen Job, in dem ihm auch Weiterbildung 
angeboten wird. 


PACK: Eine spannende Sache im Partei- 
programm ist die Abschaffung des Numerus 
Clausus, der durch eine persönliche Prüfung 
nach Eignung und Neigung ersetzt werden 
soll. Wie soll das funktionieren? 


Zunft: Der Numerus Clausus ist janur zum 
sieben da, der hat überhaupt nichts mit der 
Leistung zu tun. Eine drei in Sport oder in 
Englisch macht mich ja nicht zum schlech- 
ten Kinderarzt. Wenn ein Mensch in Mathe 
nicht so gut war, warum soll er dann nicht 
auch trotzdem Medizin studieren können, 


Dieser Text ist eine leicht gekürzte Version des Interviews. Den vollständigen Text 
könnt ihr unter www.studentenpack.de nachlesen. 
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nur weil er einen scheiß Lehrer hatte. Wir 
wissen ja alle: Wenn ich einen guten Leh- 
rer habe, bin ich in dem Fach besser. Dazu 
kommen Menschen, die einfach keinen ge- 
raden Lebensweg haben aber trotzdem ein- 
fach geeignet sind, warum sollen die nicht 
auch in ein solches Studium reinkommen? 


PACK: Wenn es nach Ihnen gehen würde: 
Wie sieht Ihr Schleswig-Holstein 2022 aus? 


Zunft: Pink! (lacht) Mein Schleswig-Hol- 
stein 2022 ist ein gutes Stück sozialer. Die 
Leute sind zufriedener, haben das Gefühl, 
dass es ihnen wieder besser geht. Im Mo- 
ment haben wir eine große Verunsiche- 
rung. Viele Menschen, die gar nicht arm 
sind, fühlen sich arm, und viele Menschen 
haben Angst vor Armut und aus der Angst 


ae 


Nur Plakate einer Partei hängen direkt vor der Walli. Foto: Lukas Ruge 
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heraus fangen sie an, nach unten zu treten, 
auf die Flüchtlinge und die Hartz IV-Emp- 
fänger, die ihnen angeblich was wegneh- 
men. Diese Spaltung in der Gesellschaft 
lässt sich nicht nur auf Landesebene behe- 
ben, aber das Gefühl, dass es uns spürbar 
besser geht, wir nicht mehr so viel Existen- 
zangst haben, und dass denen, den es nicht 
gut geht, geholfen wird, dieses Gefühl und 
dieses Vertrauen in die Politik würde ich 
mir wünschen. 

Wie zum Beispiel der kostenlose ÖPNV 
für Schüler oder kostenloses Schulessen, 
das ist etwas, was überprüfbar ist, was 
spürbar ist. 


38 — Wer hat's gesagt? 

Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
Wir werden uns für das Prinzip des Ec 
beit) einsetzen und dafür werben, das 
gelangen. (FDP) 





„Dann müssen dos ja jetzt die Grünen sein. Irgendwann müssen die ja auch mal kommen. 
Die FDP?! (mit Erstaunen) Für Equal Pay? Dos glaubt ja kein Mensch. Das ist ja in den letzten 
I? Jahren völlig ar mir vorbeigegangen. Zumindest das die FDP sich aktiv dafür eingesetzt 
hat, Sie sind ja noch nicht einmal bereit kommunale Gleichstellungsbeauftragte gutzuheißien, 
Aber gerne: Wenn wir da mal ein Gesetz zu machen wollen und die FDP mitstimmit hätte ich da 
eine Riesenfreude dran den Unternehmen vorzuschreiben ihre Frauen genauso zu behandeln 
wie die Männer. Wenn ich das bei der FDP noch erleben darf.” - Lars Harms, 55W 


„Das könnte fast auch von uns sein, 
Aber wahrscheinlich ist es von den Grü- 
nen. Ach, FDP? Das ist meiner Position 
nicht unähnlich.” 

- Daniel Günther, CDU 


„Das glaub ich nicht. Dann lügen die. Das sind doch die ersten, die gegen Quoten für 
Frauen in Führungspositionen sind, Ich würde nie davon ausgehen, dass die das geschrieben 
haben. Das ist ja eine ändige Auseinandersetzung im Landtag. Wir wollen regulative Maß- 
nahmen - das wird uns ja auch immer vorgeworfen, dass wir sehr viel regulieren wollen - weil 
wir wissen, dass es von alleine nicht klappt. Wenn man eine solche Aussage trifft, muss mon 
ja auch wissen, wie man es erreichen will. Das geht nur indem man entweder Quoten fest- 
legt oder Anreize schofft. Anreize sind bei Gehältern in der Größenordnung irrelevant, also 
kann man es nur mit Glwoten schaffen. Bei uns im Wahlprogramm heißt es, dass wir uns für 

„Gleichen Lohn bei gleichwertiger Arbeit” weiter stark machen. Unser Ziel ist es, den Anteil 
von Frauen in Führungspositionen in allen Bereichen weiter zu erhöhen. Und zur Quote kann 
ich nur sagen, dass hier die $PD schon aktiv war. eine geschlechterparitätische Gremienbe- 

setzung in Landesbeteiligungen wurde schon 2017 beschlossen.” - Wolfgang Baasch, $PD 





Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 
jual Pay (Gleicher Lohn für gleichwertige Ar- 
s deutlich mehr Frauen in Führungspositionen 


„SPD. Das ist von uns? Deutlich mehr Frauen in Führungspositionen 
wollen wir tatsächlich auch, wobei gleicher Lohn für gleichwertige Ar- 
beit deshalb lustig ist, weil ich behaupte, dass es keine gleiche Arbeit 
gibt. Als Beispiel: Wenn Sie zwei Maler acht Stunden ein Bild malen 
lassen, wird vielleicht eines von den Menschen gewollt, das andere 
nicht. Jetzt können $ie fragen, ist das gleichwertige Arbeit oder nicht? 
Oder wenn beim Fußballspiel 20 Spieler über das Feld laufen und 
zwei stehen im Tor. Dann machen die ?0 Minuten Fußballspiel, aber 


trotzdem ist das nicht gleichwertig.” - Wolfgang Kubicki, FDP 





„Also das ist 1 zu | eine Forderung der Linken, aber ich weiß nicht ob wir es 
genau so im Wahlprogramm stehen haben. Wir fordern das ganz klar, es könnte 
auch die FDP sein. Wir müssen das so lange fordern, bis die Quote überflüssig ist 
und wir so viele schlechte weibliche Führungskräfte haben wie schlechte männ- 
liche (lacht). Das ist überoll eine Diskussion, wenn es nicht genügend weibliche 
Bewerber gibt, müsse man dach wieder die Stellen mit Männern besetzen. Nein. 
Dann muss man die Strategien überdenken, wie wir Frauen kriegen. Wir müssen 
Bedingungen schaffen, unter denen es Frauen genauso gelingt, damit die Quoten 
erfüllt werden, anstelle über Quoten zu schimpfen.” 

- Katjancı Zunft, DIE LINKE 





| Für jeden Euro, den ein Mann bezahlt | 

ı bekommt, erhält eine Frau in Deutschland j 
80 Cent, damit ist der Gender Pay Gap | 
in Deutschland größer als im Durchschnitt 


der Europäischen Union. - 
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Infrastruktur und Energiewende 
„Unsere Grünen Kernthemen sind Energie- und 
Agrarwende, Ökologie, Umwelt- und Naturschutz 
und Tierwohl. Dabei geht es um Verbraucher- 
schutz, gesundes Leben, gesundes Essen. Ganz 
klar.” 


Erzieherin 

„Wir haben Nachholbedarf in allen Bereichen, 
aber im Bildungsbereich ganz besonders: Kita, 
Schule wie Hochschule.” 


Die Grünen Finanzministerin Monika Heinold über die wichtigsten Aufgaben um lang- 
fristig umweltgerechte Politik erfolgreicher zu gestalten. 


„Umweltschutz durch 
Infrastruktur und Bildung“ 


Das Interview führte Frederike Heiden. 


StudentenPACK: Was würden Sie als die 
größte Veränderung für Sie in den letzten fünf 
Jahren bezeichnen? 


Monika Heinold: Als Ministerin habe ich 
sehr viel Verantwortung. Die Finanzver- 
waltung in Schleswig-Holstein hat 4500 
Mitarbeiter*innen, im Ministerium selbst 
sind es über 200 Mitarbeiter*innen, das 
heißt, für mich selbst habe ich die Erfah- 
rung gemacht, für sehr viele Menschen 
und für einen großen Landeshaushalt über 
elf Milliarden Euro verantwortlich zu sein. 
Die größte Veränderung für mich ist es, 


dass ich noch einmal ganz anders gelernt 
habe, was Verantwortung heißt. 


PACK: Stellen Sie sich vor, durch ein Wunder 
bekäme das Land fünf Milliarden zusätzlich 
zum normalen Haushalt. Welche maximal 
drei Projekte würden Sie mit dem Geld för- 
dern? 


Heinold: Wenn ich die fünf Milliarden je- 
des Jahr hätte, dann könnte ich natürlich 
strukturell ganz viel für den Bildungsbe- 
reich machen. Meine Schwerpunkte sind 
Bildung und Gerechtigkeit. Wenn ich das 
Geld einmalig hätte, dann würde ich es 
vermutlich für die Infrastruktur reservie- 
ren. Wir haben Hochschulen, Amtsgerich- 


te, Polizeigebäude, Straßen, Kulturein- 
richtungen, Krankenhäuser, die dringend 
saniert werden müssen. Wir haben einen 
Infrastrukturstau von fünf Milliarden Euro. 
Das würde gut passen, damit würde ich die 
Infrastruktur sanieren. Somit wäre in den 
nächsten Jahren mehr Luft im Haushalt, 
um mit dem Geld, das jetzt für Infrastruk- 
tur reserviert ist, in Bildung zu investieren, 
also strukturell in Lehrer*innenstellen, 
Hochschulförderung, Kindertagesstätten. 
So würde ich umschichten. Wenn wir 
dieses Geld für die Infrastruktur nehmen, 
dann wüsste ich, ich könnte alles, was ka- 
putt ist, reparieren lassen. Zumindest alles, 
was dem Land gehört. Dann hätte ich Frei- 
räume und die würden dann strukturell in 
die Bildung gehen. 


PACK: Sehen Sie auch in der realen Politik 
ohne die zusätzlichen fünf Milliarden die 
Möglichkeit, diese Projekte zu fördern und 
wenn ja, woher könnten die finanziellen Mit- 
tel kommen? 


Heinold: Bei der Infrastruktur arbeiten 
wir mit Haushaltsüberschüssen. Es ist zum 
ersten Mal gelungen, in dieser Legislatur- 
periode den Haushalt ohne Schulden auf- 
zustellen. Wir haben zum ersten Mal seit 
Jahrzehnten Haushaltüberschüsse und wir 
haben ein Gesetz beschlossen, welches uns 
ermöglicht, Haushaltsüberschüsse auch für 
die Infrastruktur einzusetzen, nicht nur für 
die Tilgung der Schulden. Wir haben 2015 
wie 2016 einen Teil dieser Überschüsse 
genommen, um sie in ein Sondervermögen 
zu packen. Da liegen jetzt 280 Millionen. 
Wir werden in den nächsten Jahren, fest 
eingeplant ab 2018, 150 Millionen jedes 
Jahr zusätzlich für die Infrastruktur mo- 
bilisieren. Die Sanierung der Infrastruktur 
liegt also gut in der Planung. 2030 wollen 
wir das, was jetzt saniert werden muss, 
auch gemacht haben. Mein zweites Anlie- 
gen ist es, die Bildung zu stärken. Das geht 
nur Stück für Stück in Schleswig-Holstein 
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mit den Steuermehreinnahmen, die wir 
haben, aber wir bekommen vom Bund ab 
2020 mehr Geld und da ist es mein Ziel, 
große Teile davon für die Bildung zu re- 
servieren. Das ist der neue Länderfinanz- 
ausgleich, der bringt uns als Land ungefähr 
130 Millionen Euro. Und da will ich so viel 
wie möglich in die Bildung geben. 


PACK: Als Studierendenzeitung interessiert 
uns natürlich insbesondere die Hochschul- 
und Bildungspolitik. Halten Sie die schles- 
wig-holsteinischen Hochschulen für ausrei- 
chend finanziert? 


Heinold: Wir geben in Schleswig-Holstein 
in fast allen Bereichen weniger pro Ein- 
wohner*in aus als andere Bundesländer. 
Wir sind strukturschwach und haben we- 
niger Geld. Wir sind Konsolidierungsland, 
das heißt wir bekommen Unterstützung 
von den anderen Ländern. Ebenso kontrol- 
liert uns der Bund, ob wir es auch schaf- 
fen, die Schuldenbremse einzuhalten. Wir 
haben Nachholbedarf in allen Bereichen, 
aber im Bildungsbereich ganz besonders: 
Kita, Schule wie Hochschule. Wir haben 
2016 mit dem Haushalt beschlossen, die 
Hochschulen in der Grundfinanzierung 
zu stärken, über fünf Jahre bis zum Jahr 
2019. Angefangen mit zehn Millionen in 
2016, ab 2017 folgen noch einmal pro 
Jahr fünf Millionen Euro bis wir 2019 
bei plus 25 Millionen Euro sind. Damit 
werden die Hochschulen in den nächsten 
Jahren weiter gestärkt. Jedes Jahr fünf 
Millionen Euro mehr für die Grundfinan- 
zierung. Das ist gut, das ist aber auch not- 
wendig! Wir haben außerdem zugesagt, 
den Hochschulpakt III zu finanzieren. Das 
Geld ist fest eingeplant. Wir haben auch 
gesagt, dass wir nach dem Hochschulpakt 
III in derselben Höhe weiter Geld für die 
Hochschulen reservieren. Die Hochschulen 
werden gestärkt, aber es kann natürlich 
immer noch mehr sein. In einem Land, das 
jeden Euro dreimal umdrehen muss, geht 
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das nur Stück für Stück und in Schritten. 
Wer etwas Anderes verspricht, verspricht 
vermutlich etwas, was nicht umsetzbar ist. 


Interview 


PACK: Welche hochschulpolitischen Akzen- 
te, außer der Finanzierung, wollen Sie in der 
kommenden Legislaturperiode setzen? 


Heinold: Wir haben ja die Beteiligung 
beziehungsweise Mitbestimmung für die 
Studierenden schon verbessert. Wir sind 
eine Partei, die mehr Autonomie für die 
Hochschulen möchte. Das muss genau ab- 
gestimmt sein, weil wir auch steuern müs- 
sen. Das Wichtigste für die Hochschulen 
in der nächsten Legislaturperiode ist, dass 
wir mit den Baumaßnahmen vorankom- 
men. Wir haben dafür Geld reserviert. Die 
Planungen laufen und insbesondere an der 
CAU in Kiel stehen große Baumalsnahmen 
an und unser Schwerpunkt wird es sein, 
dass das Geld, das wir zur Seite gelegt ha- 
ben, jetzt auch verbaut wird. 


PACK: Können Sie ein Beispiel für Projekte 
nennen, die momentan gebaut werden? 


Heinold: In Lübeck finanzieren wir aktu- 
ell über das Infrastrukturprogramm IM- 
PULS den Neubau eines Seminargebäudes 
an der Fachhochschule, um den bestehen- 
den Raumbedarf für zusätzliche Studie- 
rende abzudecken. Über das Programm 
wird auch die energetische Sanierung 
der Fassade der Zentralbibliothek an der 
Uni Lübeck. An der Uni Kiel haben wird 
beispielsweise den Neubau der Zentralen 
Tierhaltung ermöglicht, um insbesondere 
das Tierwohl stärker zu berücksichtigen. 
Institutsgebäude, die baufällig geworden 
waren, werden abgerissen und neu gebaut. 
Bis 2026 wird der Campus der CAU Kiel 
runderneuert. 


PACK: Sie erwähnen in Ihrem Parteipro- 
gramm auch ein landesweites Semesterticket. 


Wie müssen sich unsere Leser die Umsetzung 
vorstellen? 


Heinold: Wir möchten die Reichweite des 
bestehenden Semestertickets erweitern. 
Die Planungen dafür sind bereits fortge- 
schritten. Es haben Gespräche stattgefun- 
den und das endgültige Konzept wird dem- 
nächst kommen. Ich hoffe, dass das schnell 
umgesetzt werden kann. Es soll ein Ticket 
für ganz Schleswig-Holstein sein. 


PACK: Welche Verhandlungspartner würden 
sich bei den Verhandlungen gegenübersitzen? 


Heinold: Wir werden den Studierenden- 
schaften ein Angebot machen, dann wird 
der Semesterbeitrag beispielsweise rund 
100 Euro teurer. Die Zustimmung der Stu- 
dierenden ist aber unbedingt notwendig! 
Dafür darf man dann durch das ganze Land 
Schleswig-Holstein bis nach Hamburg mit 
dem Semesterticket fahren. 


PACK: Soll das Semesterticket dann ver- 
pflichtend sein? 


Heinold: Ja, denn nur dann rechnet sich 
das und nur dann bekommen wir das An- 
gebot von den Betreibern. Die Verkehrsge- 
sellschaften profitieren von der Planbarkeit 
des Semestertickets und die Studierenden 
von einem unschlagbar günstigen Preis. 


PACK: Sie wollen bezahlbaren Wohnraum 
schaffen. Dies ist auch für uns Studenten in- 
teressant. Wie — und in welchem Zeitraum -— 
wollen Sie dieses Ziel umsetzen? 


Heinold: Schleswig-Holstein hat einen 
großen Bedarf an Sozialwohnungen. Wir 
wollen jedes Jahr in Schleswig-Holstein 
10.000 Wohnungen neu bauen. Das ist 
das, was wir mindestens brauchen und au- 
ßerdem fördern wir das Studentenwerk, 
damit auch Wohnheime für Student*innen 
gebaut werden können. 





Grünen“. Foto: Lukas Ruge 


PACK: Die finanzielle Situation des UKSH ist 
regelmäßig in den Medien. Lässt sich diese bei 
Erhalt der Maximalversorgung verbessern? 


Heinold: Das UKSH ist letztendlich ein 
Wirtschaftsbetrieb. Die Krankenhausfinan- 
zierung muss aus der Krankenversorgung 
finanziert werden. Was wir als Land zu- 
gesagt haben ist, dass wir bei den Zinsen 
helfen. Das UKSH hat in den letzten Jah- 
ren viele Baumafsnahmen gemacht, aber 
auch die Beschaffung von Großgeräten, 
die eigentlich Landesaufgabe ist. Dafür hat 
es sich verschuldet. Wir haben dem UKSH 
zugesagt, dass wir die dafür entstandenen 
Zinslasten Stück für Stück übernehmen. 
Wir wollen damit in der nächsten Legis- 
laturperiode beginnen. Das entlastet das 
UKSH. 


PACK: Würden Sie sagen, dass die Finanzie- 
rung der Gesundheit Aufgabe der Kranken- 
kassen ist oder dass Maximalversorgung ein 
Zuschussgeschäft sein muss? 


Die Grünen werben dieses Jahr mit Mut und Sonnenblume, oft aber ohne ihren Namen „Bündnis 90/Die 
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Heinold: Es ist gesetzlich geregelt, dass 
der Krankenhausbau kommunale Aufgabe 
ist. Daran beteiligt sich das Land zu 50% 
und es ist gesetzlich so geregelt, dass die 
Krankenversorgung aus den Versiche- 
rungsbeiträgen finanziert werden soll. Wir 
haben aber eine Ungerechtigkeit bei der 
Verteilung der Mittel. Krankenhäuser in 
anderen Bundesländern bekommen mehr 
für dieselben Leistungen als Krankenhäu- 
ser in Schleswig-Holstein. Das ist unge- 
recht. Stück für Stück gibt es aber Ver- 
besserungen. So ist es mit dem Bund und 
den anderen Ländern vereinbart. Und na- 
türlich muss ein Maximalversorger mehr 
finanzielle Unterstützung bekommen als 
ein normales Krankenhaus. Auch da gibt 
es auf Bundesebene Bewegung, aber das 
reicht noch nicht aus. Die Gelder müssen 
gerecht verteilt werden und die Maxi- 
malversorger müssen einen Anteil daran 
haben, der es ihnen ermöglicht, diese Ma- 
ximalversorgung, die auch an bestimmten 
Stellen weniger Profit bringt, zu gewähr- 
leisten. Was das betrifft sind wir sehr am 
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Rödeln auf Bundesebene, damit eben auch 
Maximalversorger gute Leistung und gute 
Pflege gewährleisten können. 


Interview 


PACK: Sie wollen die medizinische Versor- 
gung auch im ländlichen Raum sicherstellen 
und mehr Medizinstudienplätze schaffen. 
Was halten Sie von der in Mecklenburg-Vor- 
pommern vorgeschlagenen Idee, dass sich 
Studierende dazu verpflichten könnten, nach 
dem Studium aufs Land zu gehen, um einen 
Medizinstudienplatz zu erhalten? 


Heinold: Ich denke, dass wir Anreize 
brauchen, damit Ärzt*innen gerne hier bei 
uns in Schleswig-Holstein und in der länd- 
lichen Region sind. Menschen zu verpflich- 
ten, das sehe ich äußerst kritisch. Gerade 
im Gesundheitsbereich sind wir natürlich 
darauf angewiesen, dass die Ärzt*innen 
ihren Job gerne machen und auch Lust da- 
rauf haben, sich um die Patient*innen zu 
kümmern. 


PACK: In Bezug auf das Medizinstudium ist 
auch häufig der Numerus Clausus im Ge- 
spräch. In ihrem Parteiprogramm erwähnen 
Sie, dass Sie Alternativen ergänzend zum NC 
entwickeln wollen. Haben Sie schon Alterna- 
tiven gefunden? 


Heinold: Beispiele wären Studienein- 
gangstests und stärkere Berücksichtigung 
der beruflichen Vorbildung. Diese Modelle 
können aber auch nur in enger Absprache 
mit den Hochschulen funktionieren. 


PACK: Sie wollen das Schul-Feedback, bei 
dem Experten den Schulen Hinweise geben, 
ausbauen. Gibt es auch Mechanismen, die 
systematisch Feedback von Schulen und be- 
sonders Schülern für Experten sammeln, zum 
Beispiel zum Thema Schulgesetze oder G8/ 
G9? 


Heinold: Ich wüsste nicht, dass es ein Sys- 
tem jetzt gibt, aber wir wollen zukünftig 
die Schüler*innen mehr beteiligen. Wir 


haben durch das Internet ja auch ganz 
andere Möglichkeiten, gerade auch wenn 
wir Bildungsdialoge veranstalten. Das sind 
Konferenzen, in denen mit allen Beteilig- 
ten über wichtige Fragen im Bildungsbe- 
reich diskutiert wurden. Diese hatten wir 
jetzt Anfang der letzten Legislaturperiode. 
Hierbei wäre es aus unserer Sicht wichtig, 
die Schüler*innen dort zukünftig aktiv mit 
einzubeziehen, beispielsweise durch On- 
linetools. 


PACK: Wir haben uns die ganze Zeit über 
soziale Gerechtigkeit unterhalten. Nie über 
ökologische Themen, was man bei der Partei 
„Die Grünen“ erwarten könnte. Mit Ihnen als 
Vorsitzender wird sich der Schwerpunkt auf 
die sozialen Themen verschieben oder gibt es 
andere Parteimitglieder, die auf die ökologi- 
schen Themen achten werden? 


Heinold: Unsere grünen Kernthemen 
sind Energie- und Agrarwende, Ökologie, 
Umwelt- und Naturschutz und Tierwohl. 
Dabei geht es um Verbraucherschutz, ge- 
sundes Leben, gesundes Essen. Ganz klar. 
Mit unserem Programm, unseren Plakaten 
und unserer Kampagne betonen wir die 
ökologischen Themen sehr stark. Wir re- 
den auch dann über Klimaschutz, wenn es 
für Andere kein Thema ist. Als Grüne wer- 
den wir den Klimaschutz immer ganz oben 
auf die politische Agenda setzen. Das gilt 
selbstverständlich auch für mich als Spit- 
zenkandidatin. Auch wenn mir persönlich 
das Thema soziale Gerechtigkeit genauso 
wichtig ist. Zudem haben wir mit Robert 
Habeck als Umwelt-, Energiewende- und 
Landwirtschaftsminister eine Person, die 
mit 120 Prozent für die ökologischen The- 
men kämpft. Wir wollen bei der Wahl so 
stark werden und so viele Zweitstimmen 
erhalten, dass Robert Habeck auch wieder 
Minister werden kann. Damit Ökologie 
auch weiterhin einen starken Anwalt hat. 
Aber auch mir sind die ökologischen The- 
men wichtig. Als ich vor vielen Jahren in 


die Politik gegangen bin, war es nicht nur, 
um mich für soziale Gerechtigkeit einzu- 
setzen, sondern es lag natürlich stark an 
den ökologischen Themen. Damals habe 
ich mich dafür eingesetzt, dass Atomkraft- 
werke gar nicht erst gebaut werden. Sie 
sehen, ich stehe als Person mit meiner Bio- 
graphie sowohl für soziale Gerechtigkeit 
als auch für Umwelt- und Naturschutz. 


PACK: Wenn wir unsere Anfangsfrage noch 
einmal neu formulieren: Wenn eine von der 
Partei „Die Grünen“ geführte Regierung die 
fünf Milliarden durch ein Wunder bekommen 
würde, was würde damit passieren? 


Heinold: Ich würde dieses Geld dennoch 
in die Infrastruktur stecken. Um die ener- 
getische Sanierung unserer Gebäude voran 
zu bringen, weil das für den Klimaschutz 
wichtig ist. Um den ÖPNV und die Ver- 
kehrswende zu stärken. Einschließlich 
der e-mobilität und einem Aufbau von 
Ladesäulen. Wir wollen keinen Neubau 
von Straßen, wohl aber die Sanierung der 
vorhandenen. Und wir wollen den Radver- 
kehr stärken, also Städte umgestalten und 
fahrradfreundlicher machen. 

Aber auch durch die Sanierung von 
Krankenhäusern, Schulen und Hochschu- 
len, Polizeigebäuden und Amtsgerichten 
können wir viel Energie einsparen und eine 
ökologische Modernisierung umsetzen. 
Wir können es mit regenerativer Energie 
verbinden und beispielsweise Solardächer 
bauen. Die Sanierung der Infrastruktur ist 
für mich gerade als Grüne ein gutes Instru- 
ment, um die ökologische Modernisierung 
voranzubringen. 


PACK: Überall herrscht Lehrkräftemangel 
und Sie möchten eine 100-prozentige Unter- 


Zum Weiterlesen 


Interview — 45 


richtsversorgung herstellen. Wie wollen Sie 
dabei garantieren, dass die Lehrkräfte quali- 
fiziert lehren können? 


Heinold: Wir haben ein neues Lehrkräf- 
tebildungsgesetz erarbeitet. Aus unserer 
Sicht sehr modern und fortschrittlich. 
Wir hoffen, dass wir junge Menschen für 
Schleswig-Holstein und auch für dieses 
Angebot begeistern können. Um dem Lehr- 
kräftemangel zu begegnen, gibt es zwei 
Dinge, die wichtig sind. Das Eine: Der 
Standortfaktor Schleswig-Holstein muss 
hoch sein, die Menschen müssen gerne 
nach Schleswig-Holstein kommen, gerne 
hier leben, gerne hier auch als Lehrer*in- 
nen arbeiten. Und das Zweite ist, dass sie 
in den Schulen ein positives Lernklima 
brauchen. Also die Bedingungen so ver- 
ändern, dass die Lehrer*innen sagen: „Ich 
gehe gerne nach Schleswig-Holstein, weil 
es dort ein Miteinander an den Schulen 
gibt und kein Gegeneinander.“ Deshalb ist 
es auch in den nächsten Jahren wichtig, 
den Dialog zwischen Allen immer aufrecht 
zu erhalten: zwischen den Schüler*innen, 
den Lehrer*innen, den Eltern und nicht 
so eine Hau-Ruck-Aktionen zu machen, 
wie zum Beispiel kurz vor der Wahl an- 
zukündigen, jetzt mal kurz wieder zu G8 
wechseln zu wollen. Der Spitzenkandidat 
der CDU nutzt das offensichtlich nur, um 
sich bekannter zu machen. Genau so sollte 
Schulpolitik nicht sein! Wir müssen weiter 
daran arbeiten, unsere Schulen im Dialog 
mit allen Beteiligten zu entwickeln. Und 
wir werden in den nächsten Jahren noch 
mehr Geld als bisher schon investieren 
müssen. 


Dieser Text ist eine leicht gekürzte Version des Interviews. Den vollständigen Text 
könnt ihr unter www.studentenpack.de nachlesen. 


46 — Wer hat's gesagt? 
Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
C Wir werden den konfessionsgebunder 
IP» uns für einen konfessionsgebundenen 
cher Aufsicht in deutscher Sprache eir 


„Das ist CDU.” 
Ba DTeTı1t-\KCTi]ı1 17-1 ReD]E 


„Das ist SPD oder CDU. Würden wir ähnlich formulieren. Natürlich wollen 
wir den konfessionsgebundenen Unterricht weiterhin zulassen, weil es nicht rich- 
tig ist Kinder und Jugendliche in $onntagsschulen zu stecken. Unser Ziel ist aber 
ein konfessions- und religionsübergreifender Unterricht. Hierüber wollen wir mit 
allen einen Dialog führen. Wir wollen aber auch keine muslimischen Lehrer, die 
aus ihren Heimatländern wie z.B. der Türkei bezahlt werden müssen, in den 
Schulen haben. Dafür müssen natürlich erst einmal die Lehrvoraussetzungen ge- 
schaffen werden. Einrichtung eines Islom-Lehrstuhls zur Ausbildung von Lehrkräf- 

ten für Schulen und Hochschulen wollen wir prüfen.“ - Wolfgang Baasch, SPD 





„Könnte ich mir bei der CDU vorstellen. Habe ich doch noch einmal einen Richtigen getroffen. 

- Da hat mich die CDU ja noch einmal gerettet. Also ich bin kein gläubiger Mensch und ich denke, 
dass das eher eine Glaubensfrage als eine Parteifrage ist, aber ich persönlich weiß, dass das 
Grundgesetz das vorschreibt, aber wenn die Menschen in der Schule Philosophieunterricht hät- 
ten und dort über die einzelnen Weltreligionen und Naturreligionen aufgeklärt werden würden, 
wäre ich damit sehr zufrieden. Da sollte die Frage ‚Wos gibt es denn do alles’ geklärt werden 
und dann soll sich jeder eine Meinung bilden. Solange das aber so ist, wie es ist, sollten wir aber 
auch den Muslimen einen Religionsunterricht anbieten.” - Lars Harms, 55W 





Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 


Wer hat's gesagt? — 47 


n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten 


ien Religionsunterricht unbedingt erhalten [und] 
muslimischen Religionsunterricht unter staatli- 
setzen. (CDU) 


I Die ersten in Deutschland ausgebilde- 
ı ten Lehrer für dieses Fach werden voraus- 
sichtlich erst 2019 ihr Studium absolviert 
haben, da der Studiengang „Islamische 
- Religionslehre” an der Universität Müns- 
| ter erst seit dem Wintersemester 2012/13 / 
| angeboten wird. I 


' 
E 


“ 


„AD oder CDU. Naja, die AD würde gar keinen muslimischen Re- 
ligionsuntericht machen. Ich glaube zu dem Thema haben wir auch 
garnichts. Wir sind ja eher atheistisch, insofern sind wir eher für einen 
Ethikunterricht, in dem natürlich auch Religionen vorkommen und gleich- 
wertig vorgestellt werden. Ich finde es gut, sich mit der Kultur des Landes 


auseinanderzusetzten. Wir sind hier oben protestantisch geprägt, aber 
es ist eben auch gut zu wissen, wie eine Moschee funktioniert. Äber die 
Kultur muss auch gelebt werden und ich finde Weihnachtsfeier im Kinder- 
garten total klasse.” 


- Katjanc Zunft, DIE LINKE 





„CDU. Der zweite Teil wäre auch bei uns. Wir wollen, 
dass wenn islamischer Religionsunterricht angeboten wird, 
das nicht durch türkische Imame passiert, sondern durch 
Menschen, die in Deutschland ausgebildet worden sind und 
dass das auch unter staatlicher Aufsicht geschieht. Der erste 
Teil existiert wahrscheinlich nur bei der CDU.” 


- Wolfgang Kubicki, FDP 





übecker Studierenden der Universität zu Lübeck] 





ine Meinung BE Stimme eher nicht zu EU Stimme richt zu 
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Interview 


Daniel Günther 





Infrastruktur, Bildung, Innere Sicherheit 
„Ich habe drei Herzensprojekte; erstens Investitio- 
nen in die Infrastruktur: Straßen, Breitbandversor- 
gung, Schulen und Bildungseinrichtungen - auch 
Hochschulen!“ 


Politik wissenschaftler 

„An .der Christian- Albrechis-Universität in Kiel 
habe ich Politikwissenschaften, Yolkswirtschafts- _ 
behre und Psychologie studiert.” 


CDU Der Spitzenkandidat der CDU, Daniel Günther, beschreibt das Angebot seiner 


Partei an junge Wähler. 


„Es lohnt sich dieses Mal 
absolut, CDU zu wählen“ 


Das Interview führte Johann Mattutat. 


StudentenPACK: Können Sie mir rückbli- 
ckend auf die letzte Legislaturperiode jeweils 
eine Sache nennen, die politisch gesehen 
besser und schlechter als vor fünf Jahren in 
Schleswig-Holstein ist? 


Daniel Günther: Ich glaube, was wir als 
Schleswig-Holsteiner gut in diesen fünf 
Jahren hinbekommen haben, ist die Be- 
wältigung der Flüchtlingskrise. Ich glau- 
be, das ist etwas, was unser Land auch 
gemeinsam stark gemacht hat, der große 
Einsatz von Ehrenamtlern, die wirklich 
Herausragendes geleistet haben. Das war 
wirklich eine tolle Gemeinschaftsleistung, 


die Schleswig-Holstein auch zusammenge- 
schweißst hat. 

In den letzten fünf Jahren haben wir am 
meisten versäumt, uns auf die Zukunft vor- 
zubereiten. Die Regierung hat zu viel Geld 
ausgegeben, zu wenig investiert. Auch die 
Hochschulen im Land wurden im Stich 
gelassen. Als der Bund die BAföG-Mittel 
übernommen hat, hätten wir gerade die 
Universitäten und die Fachhochschulen im 
Land stärker unterstützen können. Das sind 
fast 40 Millionen Euro pro Jahr, die durch 
rot-grün für alles Mögliche ausgegeben 
wird. Es war eine strategische Null-Leis- 
tung der Regierung, den Hochschulen von 
dieser Kostenerstattung durch den Bund 
nicht einen Cent zukommen zu lassen. 


PACK: Wir würden gerne einige Fragen zu 
Ihrem Wahlprogramm stellen: Stellen Sie sich 
zum Einstieg bitte einmal vor, das Land bekä- 
me durch ein Wunder einmalig fünf Milliar- 
den Euro zusätzlich zum normalen Haushalt. 
Welche Projekte würde die CDU damit för- 
dern? 


Günther: Ich bin kein Fan von Wünsch- 
Dir-Was! Andererseits ist es nicht ganz 
unwahrscheinlich, dass wir mehr Steue- 
reinnahmen bekommen. Die aktuelle Re- 
gierung hat pro Jahr heute 2,5 Milliarden 
Euro mehr als 2012, so ein Riesenwunder 
wäre es also nicht. 

Ich habe drei Herzensprojekte; erstens 
Investitionen in die Infrastruktur: Straßen, 
Breitbandversorgung, Schulen und Bil- 
dungseinrichtungen — auch Hochschulen! 

Zweitens würde ich deutlich mehr Geld 
ausgeben für unsere Polizisten im Land. 
Ich glaube, wenn wir wirklich innere Si- 
cherheit wollen, brauchen wir mehr und 
besser ausgestattete sowie gut bezahlte 
Polizisten. Dafür würde ich viel Geld zur 
Verfügung stellen. 

Und drittens für den schulischen Be- 
reich. Damit meine ich ausdrücklich 
auch die Hochschulen. Junge Menschen 
brauchen in diesem Land endlich wieder 
Perspektiven. Sonst werden sie auf der 
Suche nach besserer Ausbildung und bes- 
seren Jobs Schleswig-Holstein verlassen. 
Da muss man viel mehr investieren. Im 
Moment haben wir in Schleswig-Holstein 
die niedrigsten Bildungsausgaben in ganz 
Deutschland. Das würde ich definitiv än- 
dern. 


PACK: Was wäre der erste Beschluss, den Sie 
als Ministerpräsident umsetzen würden? 


Günther: Die erste Handlung ist immer 
die Einteilung des Kabinetts. Bleibt ei- 
nem ja nichts anderes übrig, wenn man 
die Regierung übernimmt. Und dabei sage 
ich fest zu, dass die Wissenschaft wieder 
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aus dem Sozialministerium herauskommt. 
Die Hochschulen im Land haben es nicht 
verdient, Anhängsel in irgendeinem Mi- 
nisterium zu sein. Sie müssen wieder eine 
richtige Bedeutung bekommen. Deshalb 
gehört die Zuständigkeit für Hochschulen 
ins Bildungsministerium. Dafür werde ich 
sorgen. 


PACK: Wie sehen Sie die finanzielle Lage 
allgemein im Land. Wir haben jetzt viel über 
Ausgaben gesprochen, aber das Land hat 
gleichzeitig viele Schulden. Meinen Sie, dass 
viel Spielraum für Investitionen da ist? 


Günther: Wenn man umschichtet, ja. Die 
Regierung hat in den letzten Jahren viel 
Geld ausgegeben. Das macht die finanziel- 
le Situation in Schleswig-Holstein leider in 
gewisser Weise dramatisch. Der Haushalts- 
überschuss im vergangenen Jahr ist allein 
der boomenden Wirtschaft und den Steu- 
erzahlern zu verdanken. Im Ausgabenbe- 
reich hat rot-grün nichts getan, um sinken- 
den Einnahmen vorzubeugen. Das heißt, 
die Landesregierung hat alle finanziellen 
Spielräume ausgeschöpft. Von daher ist 
die finanzielle Lage gerade mit den auf uns 
zukommenden Lasten der HSH-Nordbank, 
weiterhin schwierig. 

Zu den 27 Milliarden Euro Schulden 
kommt heute ein Investitionsstau von min- 
destens fünf Milliarden Euro. Zusammen 
mit den Risiken der HSH-Nordbank, die 
bei über 10 Milliarden liegen, ist das eine 
Riesenbelastung für jede kommende Re- 
gierung. Zu sagen, „wir versprechen euch 
das Blaue vom Himmel“, hat deshalb we- 
nig Glaubwürdigkeit. Wir müssen wieder 
solide haushalten. 


PACK: In welchen Bereichen würden Sie spa- 
ren wollen? 


Günther: Die Regierung hat sehr viel Geld 
ausgegeben für große Verwaltungsberei- 
che. Die tatsächlichen Verwaltungsausga- 


50° — 


ben sind in der Zeit von CDU und FDP 2009 
bis 2012 um 18 Millionen gesunken, in der 
letzten Wahlperiode um weit über 100 Mil- 
lionen Euro gestiegen. Wir würden wieder 
Wert darauf legen, dass in den Bereichen 
deutlich sparsamer gehaushaltet wird. Nur 
ein Beispiel: Die aktuelle Regierung hat 
einen Schwerpunkt darauf gesetzt, viel 
Geld in Umweltbürokratie zu stecken. Ich 
bin absoluter Umweltschützer. Der Erhalt 
natürlichen Lebensgrundlagen ist wichtig, 
aber bitte nicht mit überbordender Büro- 
kratie. Wir brauchen Freiräume für Men- 
schen, damit die auch selbst Naturschutz 
machen können. In beiden Bereichen sehe 
ich richtig großes Einsparpotential. 


Interview 


PACK: Viele Gelder werden auch für die 
Hochschulen ausgegeben. Können Sie aus- 
schließen, dass Hochschulstandorte geschlos- 
sen oder Studiengänge aus finanzpolitischen 
Gründen eingestellt werden? 


Günther: Das kann ich ausschließen. Wir 
geben den Hochschulen im Land eine Be- 
standsgarantie für die Zeit, in der wir re- 
gieren. Das gilt insbesondere für die Uni- 
versität zu Lübeck, auch für die Medizin 
— denn wir brauchen vor allem in diesen 
Bereichen mehr Studienplätze. Durch 
die rot-grüne Schwerpunktsetzung in der 
Hochschulfinanzierung finanziert das Land 
fast nur noch Studiengänge über Hoch- 
schulpaktmittel, nicht mehr über die ei- 
gene Landesförderung. Für Universitäten 
und Fachhochschulen ist das ein Anreiz, 
möglichst günstige Studiengänge anzubie- 
ten. Das sind eben nicht die Naturwissen- 
schaften oder die Medizin, mit denen wir 
dringend benötigte Nachwuchs-Fachkräfte 
für die Zukunft ausbilden. Das müssen wir 
ändern. 

Ich will in die Hochschulautonomie 
nicht soweit reinregieren, dass ich sage, es 
werden alle Studiengänge für immer und 
ewig aufrecht erhalten. Aber finanziel- 
le Gründe dürfen dabei keine Argumente 


sein, sondern eher die Frage, ob die Studi- 
engänge am Ende auch nachgefragt wer- 
den. Das ist ja auch eine entscheidende 
Frage. Da sind die Hochschulen ja in eini- 
gen Bereichen auch frei. Und das soll auch 
so bleiben. 


PACK: In Ihrem Wahlprogramm steht, dass 
Sie Studierende und Auszubildende vom 
Rundfunkbeitrag befreien möchten. Wie grofs 
ist der Handlungsspielraum einer Landesre- 
gierung in dieser bundespolitischen Frage? 


Günther: Ja, wir haben angekündigt und 
mehrfach öffentlich gemacht, dass wir eine 
Bundesratsinitiative ergreifen wollen. Wir 
setzen uns genau dafür ein: für Studieren- 
de, aber auch eben bewusst Auszubilden- 
de. Der Rundfunkbeitrag belastet beide 
im Vergleich zu ihrem Einkommen unver- 
hältnismäßig hoch. Wir kämpfen für eine 
Mehrheit für diese Befreiung. Das kann 
natürlich keine Zusage sein, dass wir uns 
dabei durchsetzen werden. Das wäre nicht 
sehr glaubwürdig. Aber ich kenne viele 
Mitstreiter auch auf Bundesebene, die das 
ähnlich sehen wie wir. Deshalb hoffe ich 
auf den Erfolg. 


PACK: Daneben wollen Sie ein landesweites 
Semesterticket einführen. Für wen soll das 
verpflichtend sein und für wen optional? 


Günther: Zugegebenermaßen ist das Kon- 
zept noch nicht ganz fertig. Wir geben eine 
klare Zusage, dass wir ein solches landes- 
weites Semesterticket einführen werden. 
Wir brauchen es als Anreiz für Studie- 
rende in unserem Land. Ein Ticket allein 
reicht jedoch nicht. Wir brauchen auch 
eine deutlich bessere ÖPNV-Anbindung. 
Das gilt genauso für die Auszubildenden. 
Um diese landesweite Anbindung sicher 
zu stellen, wird das Ticket voraussichtlich 
etwas teurer sein als die heutigen mit ih- 
rem stark beschränkten Angebot. Wenn es 
nachher zehn Euro mehr kostet und kann 


Interview — 51 
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dafür kann man damit landesweit unter- 
wegs sein, wäre das ist ein Riesengewinn. 
Gerade bei Studierenden macht es Sinn, 
auch über eine Verpflichtung nachzuden- 
ken. Sonst ist es einfach schwierig in der 
Umsetzung. 


PACK: Werden Sie das Semesterticket auch 
nach Hamburg hin öffnen? 


Günther: Das haben wir noch nicht ent- 
schieden. Nehme ich gerne mal auf. 


PACK: Wir würden gerne weiter über Ihre 
Bildungspolitik sprechen, allerdings von den 
Hochschulen zu den Schulen wechseln. Dort 
wollen Sie das Abitur nach neun Jahren wie- 
der einführen. Hat dieser Schritt Rückhalt un- 
ter den Schülern? 


Günther: Ja. Er hat deutlichen Rückhalt 
unter den Schülern. Auch bei den Lehrern. 
Und eigentlich bei allen an der Bildung 
Beteiligten. Es gibt ja auch Meinungsum- 
fragen, die besagen, dass 75 Prozent aller 
Menschen für G9 sind. Und umso jünger 
die Menschen sind, desto mehr sind sind 
sie für G9. Ich weiß, dass wir als CDU da- 
mals zusammen mit der SPD G8 eingeführt 
haben in Schleswig-Holstein. Und ich weiß 


auch, dass es den Ein oder Anderen gibt, 
der sagt, dass es jetzt schon wieder Unruhe 
gibt an den Schulen. Man solle erst einmal 
sehen, ob sich G8 durchsetzt. Ich sage aber 
ganz klar, wir müssen das machen, was für 
die Schüler am besten ist. Da kommt es mir 
nicht auf Geschwindigkeit, sondern auf die 
Qualität am Ende an. Das ist das Einzige, 
was mich dabei lenkt und ich möchte, dass 
junge Menschen auch die Chance haben, 
jung zu sein. Dass man auch neben der 
Schule noch das Ein oder Andere machen 
kann und dafür bietet G9 eine viel bessere 
Gewähr und deswegen werbe ich dafür aus 
Überzeugung. Ein Anhaltspunkt, dass die 
Schüler diese Meinung teilen, ist, dass bei 
allen Podiumsdiskussionen im Land, wo 
darüber unter Schülern abgestimmt wur- 
de, die eindeutige Mehrheit für G9 war. 


PACK: Sie wollen, dass kein Unterricht in 
den Schulen mehr ausfällt. Wie wollen Sie si- 
cherstellen, dass motivierte Lehrkräfte gefun- 
den werden, die guten Unterricht geben? 


Günther: Wir werden schon einen großen 
Schwerpunkt bei der Lehrkräfteausbildung 
auf fachliche Qualifikation legen. Ich fin- 
de, pädagogische Qualifikationen sind 
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wichtig, aber man muss auch für sein Fach, 
das man unterrichtet, brennen. An vielen 
Schulen fallen Unterrichtsstunden aus, 
weil für bestimmte Mangelfächer nicht 
genügend Lehrkräfte da sind. Diese Regie- 
rung hat zweifelsohne Lehrerstellen nicht 
gestrichen, die gestrichen werden sollten, 
als zweieinhalb Milliarden Euro weniger 
in der Kasse waren. Aber trotzdem gibt es 
am Ende dieser Regierung weniger Lehrer- 
planstellen als vorher. Und das Schlimme 
ist, dass wir durch hohen Krankheitsausfall 
bei Lehrkräften immer noch enormen Un- 
terrichtsausfall haben. Nach meinem Ver- 
ständnis senken wir den Unterrichtsausfall 
nur dadurch, dass wir zufriedene Lehrkräf- 
te haben, die bei ihrer Arbeit die Rücken- 
deckung der Politik haben. Dass sie auch 
das pädagogische Rüstzeug haben, um 
Probleme in ihren Klassen auch wirklich 
zu lösen. Und indem wir sie von Sonderlas- 
ten durch Bürokratie entlasten, damit sie 
sich wirklich auf den Unterricht konzent- 
rieren können. Wenn wir diese drei Punkte 
umsetzen, dann schaffen wir das auch mit 
der Unterrichtsgarantie. 


Interview 


PACK: Wir haben jetzt viel über Bildung 
gesprochen. Gibt es andere Punkte in Ihrem 
Wahlprogramm, die Sie hervorheben möch- 
ten? 


Günther: Ich finde, dass unser Programm 
insbesondere für junge Menschen eine 
echte Alternative zu dieser Regierung dar- 
stellt. Wir legen bei allen Themen Wert da- 
rauf, jungen Menschen in Schleswig-Hol- 
stein wieder eine Perspektive zu schaffen. 
Wenn man wirklich Arbeitsplätze für jun- 
ge Menschen in Schleswig-Holstein erhal- 
ten oder neue schaffen will, geht das nur 


Zum Weiterlesen 


mit vernünftig ausgebauten Straßen, mit 
einer vernünftigen Breitbandversorgung. 
Wir haben Ideen, die insgesamt für Sicher- 
heit im Land sorgen. Jeder will innere und 
soziale Sicherheit im Land gewährleistet 
sehen. Jeder will eine vernünftige medizi- 
nische Versorgung haben. Das ist nicht nur 
für alte Menschen wichtig, das ist für jun- 
ge Menschen genau so wichtig. Deswegen 
haben wir wirklich in allen Themenfel- 
dern gute Angebote für junge Menschen. 
Es lohnt sich dieses Mal absolut, CDU zu 
wählen. In all diesen Punkten zeigt die 
rot-grüne Regierung wahlweise mit dem 
Finger auf den Bund oder die Kommunen, 
wenn Probleme bekannt werden. 


PACK: Wie sieht Ihr Schleswig-Holstein 2022 
aus? 


Günther: Im Jahr 2022 haben wir an allen 
Gymnasien in Schleswig-Holstein G9 flä- 
chendeckend umgesetzt. Im Jahr 2022 ist 
die A20 fertig gebaut, bis zur Elbunterfüh- 
rung. Bis zum Jahr 2022 haben wir einen 
großsen Teil unserer Landesstraßen wieder 
intakt gesetzt. Bis Ende 2022 haben wir 
eine Breitbandversorgung bis in die länd- 
lichen Räume hinein, die es Unternehmen 
ermöglicht, auch im ländlichen Raum ihre 
Standorte zu finden. Und bis zum Jahr 
2022 haben wir die Hochschulen in un- 
serem Land auch finanziell so unterstützt, 
dass wir die Infrastruktur auf Vordermann 
bringen und gleichzeitig absichern, dass 
auch kostenintensive Studiengänge in 
Schleswig-Holstein eine realistische Pers- 
pektive haben. 


PACK: Vielen Dank für das Gespräch. 


Dieser Text ist eine leicht gekürzte Version des Interviews. Den vollständigen Text 
könnt ihr unter www.studentenpack.de nachlesen. 
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“aktiv seit 1998 


Integration, Innere Sicherheit, Bildung 
„Es geht weiter in den Schulen und Hochschulen, 
wo wir Behinderte und Geflüchtete integrieren, 
aber gleichzeitig die Unterrichtsversorgung sicher- 
stellen müssen. Das sind alles Herauslorderungen, 
die man bewältigen muss und die Geld kosten.” 


Betriebswirt 
„Gute Arbeit ist Arbeit, von der.man auch leben j 
kann,” 


SSW Ich hoffe doch sehr, dass Schleswig-Holstein skandinavischer sein wird. 


„Wir haben natürlich immer 
noch Herausforderungen“ 


Das Interview führte Carlotta Derad. 


StudentenPACK: Was würden Sie als den 
gröfsten Erfolg in den letzten fünf Jahren be- 
zeichnen? 


Lars Harms: Es gibt so viele Erfolge. Ei- 
ner der größten war, dass wir die Lehrer- 
ausbildung neu organisiert haben. Das ist 
ein Thema, das die Kieler und Flensburger 
betrifft. Wir konnten den Stellenabbau der 
ehemaligen Koalition aus CDU und FDP 
stoppen und haben jetzt zumindest wieder 
so viele Lehrer wie vor der Wahlperiode. 
Ich glaube, das war so ein richtiges High- 
light. Wir haben dann noch die Flücht- 
lingskrise — oder auch eine Flüchtlingshe- 
rausforderung, wie ich lieber sagen will 
— bewältigen müssen. Das heilst wir haben 


34.000 Menschen im Jahr 2015 neu zu 
uns bekommen. Das hört sich erstmal we- 
nig an. Wenn man aber keine Infrastruktur 
hat und es gewohnt ist mit 5000 Menschen 
auszukommen, dann ist das schon eine He- 
rausforderung, die wir hatten. Und das hat 
uns in Spitzenzeiten bis zu 900 Millionen 
Euro gekostet und das schüttelt man sich 
nicht so leicht aus den Ärmeln. Auch das 
war ein riesen Erfolg dieser Koalition. 


PACK: Und was hat sich verschlechtert? Was 
würden Sie in der nächsten Legislaturperiode 
verändern wollen? 


Harms: Also einen Politiker, der regiert, 
zu fragen, was sich verschlechtert hat, 
ist schwierig. Da muss ich ja sagen, dass 
sich nichts verschlechtert hat. Sagen wir 
es mal anders rum. Wir haben natürlich 
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immer noch Herausforderungen. Wir ha- 
ben es noch nicht geschafft, dass Bildung 
vom ersten bis zum letzten Jahr sozusagen 
kostenlos ist. Es fängt also in der Kita an 
und soll aber auch in der Hochschule auf- 
hören. Wir sind der Auffassung, dass da 
noch viel getan werden muss. Wir haben 
mit dem Kitageld begonnen, sehen aber, 
dass da noch unendlich viel gemacht wer- 
den muss, bis wir es geschafft haben, die 
Kindertagesstätten kostenlos zu haben. In 
den Schulen gilt immer noch offiziell die 
Lehrmittelfreiheit, trotzdem gibt es noch 
viele Kosten zum Beispiel für Ausflüge, 
die von den Eltern getragen werden müs- 
sen. Das geht dann schon ans Geld. Bei 
den Hochschulen haben wir das Problem, 
dass Menschen, die studieren, auf BAföG 
angewiesen sind und die Hälfe des BAföGs 
muss dann wieder zurückgezahlt werden. 
Wenn man überhaupt welches erhält. Mit 
skandinavischen Augen gesehen, ist das 
eine reine Katastrophe. In Skandinavien ist 
die staatliche Unterstützung kostenlos und 
sie muss auch nicht zurückgezahlt werden. 
Von daher haben wir, finde ich, riesige 
Aufgaben zu bewältigen. 


Interview 


PACK: Man ist sich in einer Koalition nicht 
immer einig. Sehen Sie denn Ideen und Hand- 
lungen der anderen Parteien als kritisch an? 


Harms: Es ist immer so, deswegen sind 
wir ja auch andere Parteien. Auch wenn 
wir uns miteinander wohlfühlen. Bei SPD, 
Grüne und SSW ist es schon so, dass wir 
in Nuancen unterschiedliche Auffassun- 
gen haben. Beispiel Kindergärten: SPD will 
schnelle Kostenfreiheit, die Grünen setzen 
auf Qualität und wir beim SSW hängen 
zwischen Baum und Borke. Wir wollen so- 
wohl die Eltern entlasten, weil es Eltern in 
Einkommensgruppen gibt, die es wirklich 
schwer haben, das Geld aufzutreiben. Das 
sind dann teilweise 500 Euro im Monat. 
Die haut sich auch ein Facharbeiter nicht 
so einfach mal raus. Da können wir uns in 


der Mitte treffen, indem wir beispielswei- 
se schrittweise die Qualität erhöhen und 
diejenigen entlasten, die es am allernötigs- 
ten haben. Das ist erst ein Punkt. Es geht 
weiter in den Schulen und Hochschulen, 
wo wir Behinderte und Geflüchtete inte- 
grieren, aber gleichzeitig die Unterrichts- 
versorgung sicherstellen müssen. Das sind 
alles Herausforderungen, die man bewäl- 
tigen muss und die Geld kosten. Aber da 
sind wir uns zu einem großen Teil einig. 


PACK: Stellen Sie sich vor durch ein Wunder 
bekäme das Land fünf Milliarden zusätzlich 
zum normalen Haushalt. Welche drei Projek- 
te würden sie mit dem Geld fördern? 


Harms: Ich muss erstmal drüber nach- 
denken. Mit Sicherheit bei fünf Milliarden 
Euro sofort sämtliche Bildungsgänge, die 
wir zu beeinflussen haben, vornehmlich 
Kindergärten und Schulen sofort Kostenlos 
zu machen. Ich würde sehr viel von dem 
Geld in den Wohnungsbau stecken wollen, 
weil da haben wir sehr große Probleme, 
insbesondere was ältere Menschen, Stu- 
dierende und Auszubildende angeht. Aber 
auch sozial Schwache haben es besonders 
schwer am Wohnungsmarkt bestehen 
zu können. Da müssen wir was tun. Ich 
würde mit Sicherheit auch die Verkehrs- 
und Breitbandinfrastuktur fördern. Beim 
Breitband haben wir schon viel gemacht 
und sind in Deutschland führend. 25 Pro- 
zent sind zwar nicht viel, aber wesentlich 
mehr als alle anderen Bundesländer bisher 
geschafft haben. Der Straßenbau ist eine 
Herausforderung. Da hat man in den letz- 
ten Jahren sehr wenig für den Erhalt und 
Ausbau des Wegenetzes getan. 


PACK: Fassen Sie Ihr Wahlprogramm in drei 
Stichpunkten zusammen! 


Harms: Sachlich, sozial, wirklichkeitsnah! 
Auch das ist wie man SSW auch abkürzen 
könnte. Ich glaube, wir haben eine sehr 
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Lars Harms ist Spitzenkandidat einer Partei, die die Fünf-Prozent-Hürde nicht fürchten muss. Foto: Fabian 


Schwarze 


starke soziale Ader und orientieren uns da- 
bei an Skandinavien. Also, dass der Staat 
verantwortlich ist, Grundlagen zu schaf- 
fen, damit die Gesellschaft funktioniert. 
Das kann der Markt nicht richten. Das un- 
terscheidet uns von den anderen Parteien. 
Und wir sind eine Minderheitenpartei und 
vertreten die dänische und friesische Min- 
derheit. Und das ist der Markenkern des 
SSW und das wird er auch auf ewige Zei- 
ten bleiben. Trotzdem, wer unsere Politik 
gut findet, wer skandinavisch orientierte 
Politik gut findet, der hat auch eine Hei- 
mat im SSW. 


PACK: Die Piraten wollten initiieren, den Tag 
des Grundgesetzes zu einem gesetzlichen Fei- 
ertag zu erklären. Dies wurde ohne Gegenvor- 
schlag abgelehnt. Wieso sollte nicht der Tag 
des Grundgesetzes zum Feiertag werden? 


Harms: Erstmal muss man sagen, die Pira- 
ten sind auf andere Vorschläge aufgesprun- 
gen. Es gibt den Vorschlag der Kirchen 
und Gewerkschaften, den Reformationstag 
dauerhaft als Feiertag einzurichten. Es gab 
dann von unserer Seite aus den Vorschlag, 
nicht mit dem Reformationstag wieder ei- 


nen kirchlichen, sondern einen weltlichen, 
gesellschaftlichen Feiertag einzurichten. 
Wir haben gesagt, dass wir einen Tag der 
Landesverfassung einrichten wollen. Dort 
sind sowohl die Rechte des Grundgesetzes 
als auch landesspezifische Rechte nieder- 
gelegt. Das haben wir angestoßen. Da wol- 
len wir drüber diskutieren und es in der 
nächsten Wahlperiode schaffen. Im Gegen- 
satz zu Bayern haben wir nämlich sehr we- 
nige Feiertage. Ich fände es gut, wenn wir 
einen weltlichen Feiertag nehmen würden. 
Wenn man dann unseren Tag der Landes- 
verfassung oder den Geburtstag des Landes 
Schleswig-Holsteins im Dezember. Oder ob 
man wie in den Skandinavischen Ländern 
den Tag der Befreiung nutzt. Also sprich 
den 5. Mai, als man in Norddeutschland 
kapituliert hat, oder den 8. Mai, als in Ge- 
samtdeutschland wieder Frieden herrsch- 
te. Das sind alles Tage, mit denen ich sehr 
gut leben könnte. Das sind alles Tage, die 
eine besondere Bedeutung für das Land ha- 
ben. Ich glaube ein Tag des Grundgesetzes 
wäre es wert als gesamtdeutscher Feiertag 
begangen zu werden. 
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PACK: Jede Partei möchte das Ehrenamt 
stärken. Wie möchten Sie konkret und bes- 
ser als die anderen das soziale Engagement 
stärken? 


Interview 


Harms: Wir haben erstmal am Anfang der 
Wahlperiode die Ehrenamtskarte ausge- 
weitet und leichter zugänglich gemacht. 
Es gibt ein paar Freibeträge für Menschen, 
die sich ehrenamtlich engagieren und da 
einen kleinen Groschen kriegen. Das ist 
Steuerrecht und wird vorgeblich auf Bun- 
desebene gemacht. Allerdings mindert 
das auch unsere Steuereinnahmen und 
wir mussten dementsprechend zustim- 
men, was wir auch gerne getan haben. Ich 
glaube aber auch, dass man mehr darauf 
achten und mehr darauf werben sollte, 
überhaupt Ehrenamt zu erhalten. Weil ich 
glaub auch vielen Arbeitgebern ist es auch 
noch schwer mittelbar, dass Leute bei- 
spielsweise bei der freiwilligen Feuerwehr 
sind. Man findet das natürlich gut, aber 
wenn derjenige dann ausrückt zu einem 
Einsatz, dann behindert das schon betrieb- 
liche Abläufe und dann ist der Arbeitgeber 
doch nicht mehr so ganz begeistert. Dafür 
immer wieder zu werben, ist das wichtigs- 
te. Das ist wichtiger als die rechtliche Re- 
gelung. Da gibt es ohne Frage immer noch 
was zu tun, aber wir müssen das Ehrenamt 
in den Herzen verankern. Das ist das viel 
Wichtigere. 


PACK: Als Studentenzeitung interessiert uns 
die Hochschul- und Bildungspolitik. Halten 
Sie die schleswig-holsteinischen Hochschulen 
für ausreichend finanziert? 


Harms: Für ausreichend finanziert mit 
Sicherheit, weil wir mit den Hochschulen 
gerade Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
abgeschlossen haben, um deren Haushalte 
entsprechend abzusichern. Da haben wir 
auch von den Hochschulen logischerweise, 
wenn man einen Vertrag abschließt, auch 
die Rückmeldung, dass das funktioniert. 


Wir haben dann auch die Exzellenzför- 
derung einwerben können. Die Frage ist 
immer, ob und was man noch obendrauf 
packen kann. Da muss man mit Sicherheit 
drüber diskutieren, ob man bestimmte 
Bereiche fördern kann. Beispielsweise in 
Lübeck wie in Kiel die medizinische For- 
schung und die Arztausbildung, was der 
größte Kostenpunkt ist. Ein Mediziner 
ist etwa viermal so teuer wie ein BWLer. 
Trotzdem muss man das aufrechterhalten 
können, denn da sind wir gut drin und füh- 
ren. Entsprechend muss man auch schau- 
en, wie man die Infrastruktur führt. Da 
sind wir gerade in Lübeck dabei bauliche 
Maßnahmen durchzuführen — zusammen 
mit dem UKSH. Da lässt sich im Einzelfall 
auch sehr viel noch machen. Die Vereinba- 
rungen werden regelmäßig überarbeitet. 
Das gilt aber nicht nur für Lübeck und Kiel, 
sondern auch für andere Hochschulen. 


PACK: Welche hochschulpolitischen Akzente 
wollen Sie in der kommenden Legislaturperi- 
ode setzen? 


Harms: Wir haben natürlich in dieser 
Wahlperiode begonnen, die sprachlichen 
Studiengänge noch besser zu unterstützen. 
Wir haben jetzt nach 30 Jahren wieder 
eine Professur für Friesisch und in Kiel und 
Flensburg Dänischlehrstühle. Da legen wir 
schon sehr viel Wert drauf, dass regiona- 
le und Minderheitensprachen unterstützt 
werden und dass man ein eigenes Profil 
hat. Dass wir die schleswig-holsteinische 
Spezifika herausstellen. Wir sind stark in 
der Klimaforschung, in den erneuerba- 
ren Energien und der medizinischen For- 
schung. Wir haben da schon ein paar Sch- 
mankerl. Das müssen wir weiter stärken. 
Wir müssen unsere Leuchttürme noch bes- 
ser ausarbeiten. 


PACK: Wie und in welchem Zeitraum möch- 
ten Sie in Schleswig-Holstein bezahlbaren 
Wohnraum zur Verfügung stellen? 


imabhängig. 
Sozial, 
Näher dran. 


Harms: In dem Bereich haben wir richtig 
große Herausforderungen. In den Univer- 
sitäts- und Fachhochschulstädten ist es tat- 
sächlich so, dass Wohnungen für Studie- 
rende schwierig zu finden sind. Auch die 
Älteren zieht es in die Städte, weil da die 
Versorgung besser zu bewerkstelligen ist. 
Wir wissen, dass wir in den nächsten drei 
Jahren wesentlich mehr Wohnungen brau- 
chen als eigentlich bisher geplant sind. Das 
kann man ungefähr abschätzen. Es werden 
jährlich 10.000 Wohnungen geschaffen. 
Wir brauchen eigentlich noch 2000 Woh- 
nungen mehr in diesen zwei Jahren. Das 
wird, staatlich gefördert, schwierig werden. 
Wir fordern, dass noch mindestens 5000 
staatlich gefördert werden müssen und mit 
einer Sozialbindung versehen auch gebaut 
werden. Dafür wollen wir mindestens 10 
Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung 
stellen, um ein großes Förderprogramm 
auf die Beine zu stellen. Das heißt, es muss 
kurzfristig 2018/19 laufen. Wir stellen uns 
vor, dass es klüger ist, sogenannte verlo- 
rene Zuschüsse zu geben. Bisher hat man 
günstige Kredite vergeben, aber auf dem 
Kreditmarkt ist es mittlerweile so günstig, 
dass es nicht mehr ins Gewicht fällt. Wir 


„Wir müssen unsere Leuchttürme noch besser ausarbeiten.“ Foto: Magnus Bender 
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haben jetzt zum ersten Mal 34 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt, um pro Quad- 
ratmeter eine Förderung von 250 Euro zu 
stellen. Das wird auch sehr gut angenom- 
men. Wenn man sich eine 100 Quadrat- 
meter große Wohnung vorstellt, sind das 
25.000 Euro. Da kann man also günstig 
Wohnraum schaffen. Und wenn man das 
an spezifischen Orten macht, wo die Woh- 
nungsnot am gröfßsten ist, dann kann man 
sehr kurzfristig sehr schnell viel generieren 
und wir erhoffen uns insbesondere, dass 
die Baugenossenschaften uns dabei stark 
unterstützen. Bei Studierenden, die nur auf 
sich selbst gestellt sind, oder für Studieren- 
de aus dem Ausland, die kurzfristig versu- 
chen, eine Wohnung zu bekommen, ist das 
eine Chance unterzukommen. Wir haben 
natürlich auch losgelöst von den Studie- 
renden Leute, die im Arbeitsleben stehen, 
die Schwierigkeiten haben, insbesondere 
Leute, die von Wohnungslosigkeit bedroht 
sind. Da müssen wir was tun. Regelmäßig 
sind das auch kleine Wohnungen - nicht 
nur die drei-Zimmer-Wohnungen. Die Al- 
leinerziehende mit Kind, die nur halbtags 
arbeiten kann, solche Menschen fallen alle 
in diesen Bereich. Da muss einfach mehr 
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getan werden! Für Leute wie mich muss 
man keine Wohnung bauen. Ich komme al- 
leine zurecht. Es gibt aber genügend Men- 
schen, die diese Unterstützung brauchen. 
Deswegen müssen wir da unser Augen- 
merk draufsetzen. 


PACK: In Ihrem Wahlprogramm steht, dass 
der Aspekt der „guten Arbeit“ berücksichtigt 
werden soll. Was sollen wir darunter verste- 
hen und wie genau soll sie berücksichtigt wer- 
den? 


Harms: Kurz gesprochen: Gute Arbeit ist 
Arbeit, von der man auch leben kann. Da 
gibt es zwei große Ansätze. Das eine ist, 
dass man durch Werkverträge oder Leih- 
arbeit immer die Sorge haben muss, dass 
nach kurzer Zeit der Werkvertrag endet 
oder der Leiharbeitsvertrag beendet wird. 
Das führt dazu, dass ein Mitarbeiter nicht 
in der Lage ist, längerfristig zu planen, 
weil er immer wieder damit rechnen muss, 
nach der Leiharbeit in die Arbeitslosigkeit 
zu rutschen. Da wollen wir versuchen, 
Leiharbeit nur noch in den Spitzenzeiten 
zuzulassen. Also wenn ein Unternehmen 
wirklich Menschen braucht, weil es zum 
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Das StudentenPACK hat Lars Harms für das Interview in Kiel besucht. Foto: Fabian Schwarze 


Beispiel einen besonderen Auftrag bekom- 
men hat und den abarbeiten muss. Und, 
dass Leute, die einer Stammbelegschaft 
angehören, wie die Stammbelegschaft an- 
gestellt werden. Das hat manchmal auch 
lohnmäfßsige Auswirkungen, weil meistens 
die Stammbelegschaft mehr Geld als ein 
Leiharbeiter bekommt. Der andere Punkt 
ist, dass bei öffentlichen Ausschreibungen 
auch ein fairer Lohn gezahlt werden muss. 
Wir schreiben auch als Staat aus und da 
ist es oftmals so, dass kein fairer Lohn ge- 
zahlt wird. Wir haben einen Mindestlohn 
von 8,88 Euro pro Stunde. Netto macht 
das etwa 900 Euro, das ist so knapp über 
Hartz IV, damit kann man als Einzelper- 
son einigermaßen durch das Leben vege- 
tieren. Aber mit einer Familie wird das 
schon schwieriger. Sodass wir versuchen, 
den Leuten da einen vernünftigen Lohn zu 
bezahlen. Das heißst bei uns in öffentlichen 
Ausschreibungen ist der Mindestlohn bei 
9,99 Euro. Das sind schon fast 200 Euro 
mehr in der Kasse. An solchen Dingen ori- 
entieren wir uns. Wir wollen damit nicht 
die Wirtschaft reglementieren, aber dafür 
Sorge tragen, dass diejenigen, die sich 
am Markt nicht so gut verkaufen können, 


durch den Staat die Hilfestellung bekommt 
und damit einen vernünftigen Lohn kriegt. 


PACK: Jahr für Jahr dürfen wir uns anhören, 
dass das UKSH rote Zahlen schreibt und dass 
sich das bald ändern muss. Kann es sein, dass 
Gesundheitsversorgung ein Verlustgeschäft ist 
und man das akzeptieren sollte? 


Harms: Das schöne ist ja, ich war kürz- 
lich auf einer Veranstaltung des UKSH 
und Herr Scholz als Vorsitzender hat 
dort verkündet, dass das UKSH ab 2018 
schwarze Zahlen schreibt. Wenn man den 
baulichen Masterplan rausrechnet, schrie- 
be das UKSH nur durch die geleistete Ar- 
beit schwarze Zahlen. Trotzdem hat das 
UKSH fast eine Milliarde Euro Schulden. 
Da müssen wir uns als Land darüber un- 
terhalten - wir sind ohnehin Gewährträger 
des UKSH - ob wir das UKSH da entlas- 
ten können, indem wir beispielsweise die 
Schulden übernehmen. Ich wäre für eine 
solche Diskussion offen, dadurch würde 
sich die Finanzsituation des UKSH schlag- 
artig verbessern, da es dann die Zinsen und 
Tilgung nicht mehr leisten muss. Das wür- 
de Spielräume für das dort tätige Personal 
eröffnen. Damit es auch besser unterstützt 
werden kann. Es wäre wichtig gerade für 
die Pflegenden, die in diesen Bereichen 
tätig sind, dass mehr Personal eingestellt 
wird. Also dass das UKSH uns, wenn wir 
die Schulden übernehmen, ein bisschen 
entgegen kommt. Denn die Bediensteten 
im Pflegebereich machen einen echt har- 
ten Job. Wenn man da sich auf etwas eini- 
gen kann, könnte man das UKSH sehr gut 
unterstützen. 


Zum Weiterlesen 
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PACK: Wie sieht Ihr Schleswig-Holstein 2022 
aus? 


Harms: In 2022 haben wir 100 Prozent 
Unterrichtsversorgung, das heißt an den 
Schulen fällt nichts mehr aus. Wir haben 
bis dahin die innere Sicherheit verbessert, 
sodass wir 500 Polizisten pro Jahr mehr 
ausgebildet haben und in unserem Polizei- 
system untergebracht haben, sodass wir in 
der Lage sind, die großen Verbrecher bes- 
ser zu fangen als zurzeit. Wir werden bis 
dahin auch sehen können, dass dieses Land 
mehrsprachig ist. Wer in den Norden fährt, 
wird anhand der zweisprachigen Beschil- 
derung mancherorts, sehen können, dass 
Schleswig-Holstein mehr ist als ein rein 
norddeutsches Bundesland, ein vielfältiges 
Bundesland. Wir werden den Nachlass er- 
bracht haben, dass wir weit mehr Flücht- 
linge in Arbeit, Lohn und Brot gebracht 
haben, als man es uns zugetraut hat. Im 
Übrigen, jetzt sind das schon zehn Prozent, 
was ich total überraschend finde. Denn das 
sind Menschen, die aus Kulturkreisen kom- 
men, wo es keine duale Ausbildung gibt, 
die ihr Studium haben abbrechen müssen, 
die vielleicht auch ihre Ausbildung nicht 
anerkannt bekommen haben. Das kriegen 
wir hin bis 2022 und dann stellen wir uns 
wieder der Wahl. Ich hoffe doch sehr, dass 
Schleswig-Holstein skandinavischer sein 
wird. Das ist die ständige Aufgabe des SSW, 
es skandinavischer zu machen. Ich glaube, 
wir profitieren davon. Man muss nicht im- 
mer alles übernehmen, aber es gibt viele 
gute Dinge, die man übernehmen kann. 
Wenn wir das tun, hat Schleswig-Holstein 
einen eigenen, prägenden Charakter. 


Dieser Text ist eine leicht gekürzte Version des Interviews. Den vollständigen Text 
könnt ihr unter www.studentenpack.de nachlesen. 


60 — Wer hat's gesagt? 

Wir haben Politiker gefragt aus welchem Parteiprogramr 
Wir fordern, dass alle Studierenden n 
spruch auf einen Masterstudienplatz I 








„Könnte von uns sein. Das Problem solcher Befragungen ist, dass in be- 
stimmten Satzaussagen nahezu Identität eintritt. Dann ist das eigentliche 
Problem aber, wie kommen wir da hin und was sind für Mittel einzusetzen? 
Ich finde das vernünftig, jedenfalls wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen. 
Es macht ja keinen $inn zu sagen, wenn Leute den Bachelor gerade so 
geschafft haben, wir machen jetzt den Master. Viel spannender wäre dann, 
den Bachelorabschluss etwas aufzuwerten, sodass er im Bereich des be- 
ruflichen Einstiegs akzeptiert wird, Die Idee war ja mal, dass man mit dem 
Bachelor sofort in den Beruf gehen kann und dann höre ich von den Unter- 
nehmen, dass sie daran kein großes Interesse haben.” 

- Wolfgang Kubicki, FDP 





I Auch in der Medizin ist nicht überall nach | 
dem Physikum das Weiterstudieren garantiert. 
, Manche Universitäten bieten Teilstudienplätze 
„ an. Nachdem ein Student sein Physikum be- 
7 standen hat, muss er sich dann an der selben | 
oder einer anderen Uni um einen Studienplatz ' 
für den klinischen Abschnitt bewerben. 


u | 





„Einen Rechtsanspruch? Also das sollte schwierig herzustellen sein. Also 
so verrechtlich hört sich das nach den Piraten an, oder die Linke. Also ich 
weil nicht, wie man das machen soll. Es ist ja schon schwierig für jeden Stu- 
diengang einen Masterstudiengang vorzuhalten. Ich denke Studierende sind 
flexibel genug, wenn sie z.B. ihren Bachelor in Flensburg gemacht haben auch 
ihren Master in Öberammergau zu machen. Am liebsten sogar im Ausland, 
Ich glaube das muss man nicht rechtlich festschreiben. Im Regelfall bekommt 
man das hin. Ein wenig mehr Freiheit ist dort für die Universitäten wahrschein- 
lich nicht schlecht.” 

- Lars Harms, 55W 





Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesen halten —————— 


it einem Bachelorabschluss einen Rechtsan- 
aben. (DIE LINKE) 


„Das klingt mir schon wieder sehr Grün. Hier bin ich nicht mit 
dabei, obwohl ich dachte, wir hätten es selbst mit in unserem 
Programm. Ich weiß nicht, ob der Rechtsanspruch wirklich hilft | 
und welche Vorteile er bringen soll. Dann stellt sich die die 
Frage: Muss der Studienplatz dann auch in Schleswig-Holstein | 
sein? Muss es genau so viele Bachelorstudienplätze wie Mas- 
terstudienplätze geben? Es zieht die eine Forderung die ande- 
re nach. Deshalb würde ich spontan jetzt das nicht zwingend 
unterstützen.” - Monika Heinold, Grüne | 


„Das könnte aber auch von den Grünen sein. Passt aber 
auch zu den Linken. Rechtsanspruch finde ich hart. Aber ich 
finde es schon richtig, dass wir die Anzahl der Masterstudi- 
enplätze an Unis und auch an Fachhochschulen aufstocken. 
Das ist zum Teil schon ein Problem.” - Daniel Günther, CDU 





übecker Studierenden der Universität zu Lübeck] 
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Bildung und digitaler Fortschritt 


„Wir werden definitiv den Unterricht an den $chu- 
len umgestalten, weil wir junge Menschen sowohl 
in der Schule, als auch in der Hochschule, darauf 
vorbereiten müssen, dass sich ein wesentlicher Teil 
ihrer künftigen Welt digital abbilden wird.” 


Diplom Volkswirt, Rechtsanwalt 
„Volkswirte und Betriebswirte wissen, wenn man 
nicht investiert, kann man künftig keinen 
Gewinn generieren.” 


FDP Damit wir weiter in Schleswig-Holstein glücklich sein können und die Basis schaf- 
fen, damit die Menschen, die hier ausgebildet werden, auch zukünftig ein einträgliches 


Auskommen haben. 


„Besser ist das Wetter geworden, 


glaube ich“ 


Das Interview führte Magnus Bender. 


StudentenPACK: Können Sie bitte eine Sa- 
che nennen, die in Schleswig-Holstein besser 
und eine die schlechter ist, als vor fünf Jah- 
ren? 


Wolfgang Kubicki: Besser ist das Wetter 
geworden, glaube ich. 

Schlechter ist im Vergleich zu vor fünf 
Jahren fast alles geworden, jedenfalls 
wenn man sich die Größenordnungen im 
Lande anschaut. Wir sind ja das Bundes- 
land mit den glücklichsten Menschen, aber 
auch das Bundesland mit den schlechtes- 


ten Kennziffern im Vergleich zu anderen 
Bundesländern. Fangen wir an bei der 
Investitionsquote im Landeshaushalt: Es 
gibt kein Land mit einer geringeren In- 
vestitionsquote als Schleswig-Holstein. 
Und Volkswirte und Betriebswirte wis- 
sen, wenn man nicht investiert, kann man 
künftig keinen Gewinn generieren, das 
heifst unser Wohlstandsniveau ist geringer 
als es sein könnte. 

Man kann das an Schulen und Hoch- 
schulen — Lübeck ja nun gerade nicht - 
sehen, wie die Baulichkeiten aussehen. 
Da ist in der Vergangenheit sehr viel ver- 
nachlässigt worden, diese Regierung hat in 
den letzten fünf Jahren nichts dazu getan, 


die Situation zu verbessern. Wir geben in 
Schleswig-Holstein zum Beispiel am we- 
nigsten Geld pro Kopf der Schüler aus in 
Deutschland, wir sind zurückgefallen in 
den letzten fünf Jahren, wir waren mal im 
hinteren Drittel, jetzt sind wir ganz weit 
hinten. 

Wir sind ja nun dazu angetreten bei der 
Landtagswahl, den Menschen nicht nur zu 
erklären was schlechter ist, sondern was 
besser werden soll. Damit wir weiter in 
Schleswig-Holstein glücklich sein können 
und die Basis schaffen, damit die Men- 
schen, die hier ausgebildet werden, auch 
zukünftig ein einträgliches Auskommen 
haben. 


PACK: Wir haben jetzt viel über Geld gespro- 
chen, aber Schleswig-Holstein hat ja gleich- 
zeitig viele Schulden. Sind die von Ihnen an- 
gesprochenen Investitionen umsetzbar? 


Kubicki: Alles, was wir vorschlagen, kann 
man finanziell darstellen, das haben wir 
auch gemacht. Beispielsweise bei den 
Haushaltsanträgen zum Jahr 2017 und 
jetzt auch zum Nachtragshaushalt. Das 
Geld ist ja vorhanden, es gibt 2,5 Milliar- 
den mehr Geld als Einnahmen gegenüber 
dem Jahr 2012, fast 3,5 Milliarden mehr 
gegenüber dem Jahr 2010. Das Geld hät- 
te man vernünftig ausgeben können, wir 
haben entgegen der Behauptung der Lan- 
desregierung auch keine Schulden getilgt, 
sondern Schulden aufgebaut. 


PACK: Sie sprechen im Wahlprogramm da- 
von „die chronische Unterfinanzierung der 
schleswig-holsteinischen Hochschulen [...] 
schrittweise zu beenden.“ Welche konkreten 
Schritte stellen Sie sich dort vor? 


Kubicki: Zunächst einmal ein Hoch- 
schulfreiheitsgesetz, wie es mal in Nord- 
rhein-Westfalen der Fall war. Hochschulen 
sollen selbst entscheiden können, wo sie 
ihre Forschungsschwerpunkte setzen und 
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wie sie im Zweifel auch Drittmittel gene- 
rieren. 


PACK: Sie haben gerade gesagt, dass die 
Hochschulen sich ihre Forschungsfelder selbst 
aussuchen können. Jetzt ist ein hauptsäch- 
lich von Studenten kritisierter Bereich die 
Rüstungsforschung, die aktuell durch Zivil- 
klauseln eingeschränkt ist. Wie stehen Sie zur 
Rüstungsforschung? 


Kubicki: Ja positiv, wenn wir erleben, dass 
die Forderung auftaucht, dass Deutsch- 
land sich im Rahmen internationaler Mis- 
sionen engagieren soll, dann bin ich der 
Auffassung, dass wir auch entsprechend 
Rüstungsgüter brauchen, die wir nicht 
von Dritten aufkaufen, sondern hier ent- 
wickeln müssen. Denn wenn wir Soldaten 
und Soldatinnen in den Einsatz schicken, 
haben die einen Anspruch darauf, auch 
mit dem besten Material ausgestattet zu 
sein. Abgesehen davon, dass Rüstungsfor- 
schung immer zweierlei Dinge beinhaltet. 
Es ist ja auch gleichzeitig Technologiefor- 
schung und bietet auch immer Anreize für 
Zulieferunternehmen, ihre eigenen For- 
schungsaktivitäten zu beschleunigen, die 
auch zivil genutzt werden Können. 

Ich frage mich auch immer wieder, wie 
blöd wir eigentlich sind, dadurch, dass wir 
Rüstungsgüter kaum exportieren, die gan- 
zen Forschungskosten alleine den Steuer- 
zahlerinnen und Steuerzahlern aufzubür- 
den. 


PACK: Am 9. März in Neumünster antwor- 
teten Sie auf eine Frage zur finanziellen Lage 
an Schulen, dass mehr Geld nicht alles sei und 
die Qualität der Lehre gesteigert werden müs- 
se. Wie kann die Qualität der Lehre ohne Stei- 
gerung finanzieller Mittel verbessert werden? 


Kubicki: Wir brauchen definitiv mehr 
Geld im Bildungsbereich, aber das alleine 
hilft ja nicht weiter. Wenn ich mehr Lehrer 
einstelle, aber es sind die falschen, dann 
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hilft es nicht weiter. Wenn ich Lehrer nicht 
weiterbilde, dann hilft es auch nicht wei- 
ter. 

Beispielsweise fordern wir wirklich, 
weil wir sehen, was im Rahmen der Di- 
gitalisierung die nächsten vier bis sechs 
Jahre passiert, dass wir im Unterricht eine 
eigene Unterrichtseinheit „Medienkom- 
petenz, Programmiersprachen lernen und 
Umgang mit den Technologien“ brauchen. 
In den nächsten vier bis sechs Jahren wird 
es einen dramatischen Strukturbruch ge- 
ben. Wenn 90 Prozent der Schüler im Be- 
reich der Nutzung der modernen Medien 
besser sind als ihre Lehrer, dann können 
wir sehen, dass dort ein dramatischer Auf- 
holbedarf ist. Doch es geht nicht nur da- 
rum. Wir werden in Deutschland, wie in 
anderen Ländern auch, softwaregestützte 
Unterrichtssysteme einführen müssen. Da- 
rauf sind wir momentan nicht vorbereitet. 
Es gibt noch datenschutzrechtliche Proble- 
me, die schnell gelöst werden müssen, da- 
mit wir am Fortschritt teilzunehmen und 
bestimmten Entwicklungen folgen zu kön- 
nen, die auch ohne uns stattfinden werden. 

Deshalb sage ich, Geld ist nicht alles. 
Ausbildung, Weiterqualifizierung und He- 
rangehen an die Herausforderungen der 
nächsten Jahre ist erst einmal entscheiden- 
der, als mehr Geld im System. 
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PACK: Sie wollen das UKSH - welches re- 
gelmäfßig aufgrund seiner roten Zahlen in den 
Schlagzeilen ist — „unter gewissen Vorausset- 
zungen von seinen Schulden entlasten“. Was 
meinen Sie genau mit „unter gewissen Vor- 
aussetzungen“? Könnten Sie bitte einige Bei- 
spiele für Verbindlichkeiten nennen, die das 
Land vom UKSH übernehmen kann? 


Kubicki: Wir, das Land, müssen das UKSH 
irgendwann entlasten, weil sonst die Insol- 
venzgefahr droht. Wir wissen ja, dass die 
aufgetürmten Schulden mit der Kosten- 
struktur des UKSH und den Vergütungs- 
systemen nicht aufgeholt werden können. 


Wir wären schon froh, wenn die mal eine 
schwarze Null schreiben. „Gewisse Vor- 
aussetzungen“ bedeutet, wir müssen uns 
angucken, welche Kostenstrukturen am 
UKSH vorhanden sind. Ich habe gerade 
gelesen, dass der Vorstand kostenneut- 
ral, finde ich auch lustig, um zwei weite- 
re Positionen erweitert werden soll. Nun 
ist das UKSH ein großer Arbeitgeber. Ein 
Vorschlag wäre mehr Machtkompetenz im 
Vorstand, ob die Leitung des UKSH so han- 
deln wird, wage ich zu bezweifeln. 

Weiterhin ist dafür Sorge zu tragen, dass 
bestimmte Leistungen der Universitäts- 
krankenhäuser besser entgolten werden 
als bisher. Das Ziel muss wirklich sein, das 
UKSH aus den roten Zahlen rauszubringen. 
Da das Land es ohnehin tragen muss, wäre 
es gut, jetzt mal einen Schuldenschnitt zu 
machen. 


PACK: Können Sie ausschließen, dass es 
Schließungen von Hochschulstandorten in 
Schleswig-Holstein geben wird? 


Kubicki: Ich wüsste nicht, welchen Sinn 
Schließungen hätten. Was das UKSH je- 
denfalls betrifft, sind die Standorte Lübeck 
und Kiel nicht in Gefahr. Man muss sich 
nach wie vor fragen, ob der gemeinsame 
Überbau eine vernünftige Lösung war. Das 
ist etwas, das müssen wir noch genauer 
analysieren, aber eines ist sicher, weder 
der Standort Lübeck noch Kiel ist in Ge- 
fahr. 

Wobei der Standort Lübeck einen gro- 
ßen Vorteil hat, da er sehr viele neue 
Baulichkeiten hat. Das Problem in Kiel ist 
eigentlich die Location, an der das UKSH 
betrieben wird, man müsste — das ist jetzt 
aber keine Forderung - das UKSH komplett 
als neue Klinik bauen, weil sie dann kürze- 
re Wege haben und betriebswirtschaftlich 
anders arbeiten können. Weiterhin müsste 
man die Liegenschaften in der Innenstadt 
von Kiel veräußern, aber an dieses Projekt 
geht die nächsten fünf Jahre keiner ran. 
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PACK: Im Personalrat der Uni Lübeck gibt es 
keine Vertretung für studentische Mitarbeiter. 
Werden Sie sich dort für eine Änderung ein- 
setzen? 


Kubicki: Da bin ich jetzt wirklich über- 
fragt, warum dies so ist. Sobald sie ange- 
stellt sind, hielte ich es für sinnvoll, dass 
sie auch in die Personalvertretung aufge- 
nommen werden. Würde mir momentan 
gar nicht einfallen, warum nicht. Also 
rechtlich dürfte es da keinen Hinderungs- 
grund geben. Vielleicht ist es die Überle- 
gung, dass die Studierenden relativ schnell 
rein und raus kommen, im Vergleich zu 
anderen Angestellten. Der Frage werde ich 
mal nachgehen. 


PACK: Weiterhin fordert die FDP, dass ein 
Semesterticket für alle Studenten und Auszu- 
bildenden eingeführt wird. Wird das Semes- 
terticket dann verpflichtend sein? 


Kubicki: Pflicht ist es ja nicht, es ist nur 
ein Angebot. 


Wollen reicht nicht. Man muss es auch entsorgen. Foto: Fabian Schwarze 


PACK: Soll das Ticket für beide Gruppen ge- 
meinsam eingeführt werden? 


Kubicki: Wir können ja nicht Studierende 
und Auszubildende ungleich behandeln, 
insofern gibt es da eine Kopplung. 


PACK: In welchem Kostenrahmen werden wir 
uns bewegen? 


Kubicki: Semester-- und Auszubilden- 
dentickets sind im ÖPNV Schleswig-Hol- 
steins darstellbar. Da bewegen wir uns im 
zweistelligen Millionenbereich. 


PACK: Sie haben die aktuelle Regierung - 
unter anderem auch im Landtag — für ihren 
Abschiebestopp nach Afghanistan kritisiert 
und ihn als nicht sachlich fundiert bezeichnet. 
Können Sie uns das kurz erklären? 


Kubicki: Zunächst einmal müssen wir 
feststellen, dass diejenigen, die von Rechts 
wegen abgeschoben werden müssen, alle 
rechtsstaatlichen Verfahren durchlaufen 
haben, die Deutschland, auf einem sehr 
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hohen Niveau übrigens, bietet. Das heißt, 
wenn nach der letzten gerichtlichen Fest- 
stellung kein Bleiberecht besteht, muss die 
konsequente Folge sein, dass Menschen 
das Land verlassen müssen. Es sei denn, 
es gibt einzelne Gründe in der Person des 
jeweils Abzuschiebenden oder es gibt die 
Feststellung, dass in den Ländern, in die 
sie abgeschoben werden, der Tod unmit- 
telbar droht, dann verhindern es Gerichte 
aber übrigens auch. 

Momentan reden wir von Afghanistan. 
Wir wissen, dass die Hälfte von denjeni- 
gen, die das Land verlassen müssen, frei- 
willig zurückgehen. Das heißt, dass die 
Behauptung, man schicke Menschen in 
den Tod, wenn sie abgeschoben werden, 
komisch ist, denn ich glaube nicht, dass 
jemand freiwillig in den Tod geht. Abge- 
sehen davon wird die Frage, ob es sich um 
sichere Herkunftsländer handelt oder ob 
es in diesen Ländern sichere Gebiete gibt, 
in die abgeschoben werden kann, um eine 
Entscheidung, die auf Bundesebene getrof- 
fen werden muss. 

Außerdem würden wir ein Mehrklas- 
senwahlrecht schaffen, für diejenigen, die 
sich den rechtsstaatlichen Ergebnissen un- 
terwerfen und diejenigen, die aus welchen 
Gründen auch immer, nicht abgeschoben 
werden sollen. Das ist auch kein Akt der 
Humanität, sondern eine PR-Aktion, denn 
das Land Schleswig-Holstein kann die Ab- 
schiebungen nur drei Monate hinauszö- 
gern. So bedauerlich es im Einzelfall auch 
ist: Das sind die Konsequenzen im Rechts- 
staat. 
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PACK: In Ihrem Wahlprogramm lehnen Sie 
Quotenregelungen ab und sprechen von sinn- 
volleren Rahmenbedingungen und einer mo- 
dernen Kultur der Gleichberechtigung, was 
stellen Sie sich darunter genau vor? 


Kubicki: Quotenregelungen sind wenig 
hilfreich, weil sie nicht an der Qualifika- 
tion anknüpfen, sondern am Geschlecht. 


Und ich finde es auch nicht sonderlich be- 
reichernd, wenn man mir erklärt, Frauen 
sind 300 Jahre lang unterdrückt worden 
und die konsequente Folge ist, dass die 
jungen Menschen, die heute auf den Ar- 
beitsmarkt kommen, darunter leiden müs- 
sen. 

Wir sehen ja, dass Quotenregelungen 
unglaublich viele Probleme bergen, vor 
allem dann, wenn man das entsprechende 
Personal gar nicht bekommt. Die Grünen 
beispielsweise haben mit ihrer Regelung 
„eine Frau, ein Mann“ mitunter Schwie- 
rigkeiten, in manchen Kommunen Listen 
aufzustellen, was sie dann dazu befähigt, 
zu sagen, „Das ist Mist, jetzt weichen wir 
davon ab“. 

Was wir machen müssen und was in 
vielen Bereichen auch schon Standard ist 
— wenn ich mit meinen Töchtern darüber 
rede, gucken die mich an und sagen: „Das 
sind doch Debatten der Vergangenheit!“ - 
dass wir es Frauen erleichtern, die Qualifi- 
zierung auch im Beruf fortzusetzen, selbst 
dann, wenn sie schwanger oder Mütter 
werden. 

Der Satz heifßst ja „Vereinbarkeit von Fa- 
milie und Beruf“. Hört sich gut an, wird 
aber selten umgesetzt. Warum? Wir bieten 
zwar Kita-Plätze an, aber nicht zugeschnit- 
ten auf die Bedürfnisse der Mütter und 
ihrer Arbeitswelt, sondern zugeschnitten 
auf die Interessen der Kommune oder der 
Angestellten der Kita. Wir plädieren da- 
für, mehr betriebsnahe Kindergärten zu 
schaffen, weil dort die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf besser hergestellt wer- 
den kann. 

Und wir müssen den Mut bei Mädchen 
oder jungen Frauen steigern, in Berufe zu 
gehen, für die sie sich bisher wenig inter- 
essiert haben, die aber auch höher dotiert 
werden und bei denen die Aufstiegschan- 
cen schneller und besser verwirklicht wer- 
den können. 


Wir wissen mittlerweile, dass die Ab- 
schlüsse von Mädchen oder jungen Frauen 
etwas besser sind als die Abschlüsse von 
Jungs oder jungen Männern. Das ist statis- 
tisch belegt. 

Im öffentlichen Dienst ist die Gleich- 
berechtigung vollständig hergestellt, oder 
andersherum gesagt, da gibt es so ein biss- 
chen eine Diskriminierung von Männern. 
Dies liegt daran, dass wir in Schleswig-Hol- 
stein momentan gesetzliche Regelungen 
haben, dass bei gleicher Qualifikation die 
Frau auf jeden Fall den Vorzug verdient. 
Und selbstverständlich ist es so, dass die 
Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeiten für 
Männer in der Familie weniger entwickelt 
sind, als für Frauen. 

Es heißt also: Möglichkeiten verbessern 
für Frauen und ihnen vor allem Mut ma- 
chen, in Berufe zu gehen, an die sie bisher 
nicht gedacht haben. 


PACK: Zum Schluss ein Blick in die Zukunft. 
Wie sieht Ihr Schleswig-Holstein 2022 aus, 
unterschieden zwischen Sie waren an der Re- 
gierung beteiligt und Sie waren in der Oppo- 
sition? 


Kubicki: Wenn wir nicht beteiligt sind, 
freuen wir uns alle, dass wir in einem so 
wunderschönen Land leben, aber gleich- 
zeitig stellen wir fest, dass, wenn diese 
Küstenkoalition weiter regiert, der Ab- 
stand der Wirtschaftsleistung von Schles- 
wig-Holstein zu den anderen Ländern wei- 
ter wachsen wird. Wirtschaftsleistung hat 
etwas mit Wohlstand und Perspektive zu 
tun und wird die Möglichkeiten reduzie- 
ren, junge Menschen, die hier ausgebildet 
worden sind, zu halten und zu ermutigen, 
hier Unternehmen zu gründen. Es wird 


Zum Weiterlesen 
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die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes 
Schleswig-Holstein gerade auch für jun- 
ge Menschen aus anderen Ländern weiter 
ramponieren. Man kann damit werben, 
dass wir ein tolles Land sind, dass man 
hier Urlaub machen kann, aber das alleine 
sichert noch keine Existenz und kein Ein- 
kommen. 

Mit uns an der Regierung wird definitiv 
die Investitionsquote erhöht werden, wir 
werden die Infrastruktur auf Vordermann 
bringen, dazu beitragen, dass die A20 
wirklich mal weitergebaut wird. Vor allen 
Dingen werden wir nicht so lange warten, 
bis der Breitbandausbau glasfasertechnisch 
hier umgesetzt worden ist. Wir sind zwar, 
was die Flächenländer angeht, relativ weit 
vorne momentan, aber das reicht uns noch 
nicht. Ich versuche es Ihnen der Anschau- 
lichkeit halber mal zu erklären: Das, was 
hier auf dem Tisch liegt - das iPhone — gab 
es vor zehn Jahren noch nicht. Wenn Sie 
überlegen, dass wir noch 13 Jahre brau- 
chen, um Schleswig-Holstein verkabelt 
zu haben, dann wissen wir genau, welche 
technische Revolution in dieser Zeit ge- 
schehen ist. Also ist Geschwindigkeit hier 
wirklich vonnöten und nicht, es auf die 
lange Bank zu schieben. 

Wir werden definitiv den Unterricht an 
den Schulen umgestalten, weil wir junge 
Menschen sowohl in der Schule, als auch 
in der Hochschule, darauf vorbereiten 
müssen, dass sich ein wesentlicher Teil ih- 
rer künftigen Welt digital abbilden wird. 
Und darauf ist, bis auf das, was man privat 
macht, bisher weder die Schule noch die 
Hochschule vorbereitet. 


Dieser Text ist eine leicht gekürzte Version des Interviews. Den vollständigen Text 
könnt ihr unter www.studentenpack.de nachlesen. 


68 — Wer hat's gesagt? 

Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
Wir wollen eine „Garagen-Wirtschaft: 
eines „Silicon-Förde“ und einer „IT-Re 





‚U Keines der abgefragten Themen interessiert | 

/ _ Studierende weniger als die Silicon-Förde. In | 

a” einer Befragung der Studierenden der Univer- f 

‚ sität haben 54 Prozent bei dieser Frage ent- | 
weder keine Meinung oder geben gar keine 

Antwort. 














„Bil Gates und Zuckerberg gründen in Goragen, aber wir wol- 
Vor ; ja gerne alle fördern. Das hört sich aber sehr liberal an. Ich 
würde mal an die FDP denken. Yon der SPD? Na gut. Das klingt 
ja alles qui, aber ich denke nicht, dass wir in der Loge sind, das 
Modell der U5A zu kopieren, da dort die Forschung sehr liberal 
aufgestellt ist. Da muss man entscheiden, ob man das überhaupt 
will. Ich kenne das auch aus Dänemark. Auch dert ist es sehr 
liberal und es gibt sehr innovative Firmen, die sich auf dem plat- 
ten Land breit machen. Ich hätte da eine große Sympathie für.” 
- Lars Harms, SW 








Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten ————— 


sgründerkultur” in Schleswig-Holstein im Sinne 
gion Wattenmeer” etablieren. (SPD) 


„Das könnte auch von uns sein, hört sich sehr qut an. Sie wollen eine 
‚Garagen-Wirtschaftsgründerkultur‘. Das finde ich deshalb ganz witzig, 
weil Sie nach all den gewerberechtlichen Vorschriften, die Sie hier haben, 
in der Garage nichts machen dürften. Dass es von der SPD kommt, finde 
ich wirklich lustig, da wäre ich nie drauf gekommen. Das werden wir jetzt 
gegen die SPD verwenden, mal sehen ob einer der Spitzenkandidaten bei 
einer der nächsten Veranstaltungen weiß, woher das kommt.” 

- Wolfgang Kubicki, FDP 





„Das kann durchaus Grün sein, ‚Garagen-Wirt- 
schaftsgründerkultur‘, an das Wort kann ich mich 
nicht erinnern, aber ich fippe mal auf Grün. Die Ga- 
rage nehme ich auch mit.“ 

- Monika Heinold, Grüne 


„‚IT-Region Wattenmeer” klingt nach SSW. Ansonsten würde ich es 
der FDP zuordnen. Was fordern wir denn alles® Das steht da wirklich 
' drin? Und das im Wattenmeer? Das haben wir formuliert? Ganz im 
Ernst: Das Wattenmeer ist eher eine Urlaubsregion und Natur. Wenn 
wir so etwas machen wollten, müssten wir das am Hamburger Rand 


machen oder in Kiel oder Lübeck. Soll ich die Wissenschaftler hinterm 
Deich verstecken? Die wollen doch Kooperationen und Strukturen auf- 
bauen.” 

- Wolfgang Baasch, SPD 


PR] JB FRE ee CT 1ı1-WielıWeltlel, 
eltEe 1 CT welgel-1g1]17e7-7, Fa 
- Daniel Günther, CDU 
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Unterhaltung 





Fun Fact: Aus Bäumen kann man Papier machen. Grafik: Fabian Schwarze 


Demokratie 2,3 Millionen Wähler fällen 124 Kiefern! 


Wie viel Papier 
Landtagswahl? 


von Carlotta Derad und Fabian Schwarze. 


Die diversen Gesichter an Bäumen, La- 
ternen, Zäunen, Mauern, Schafen, Kühen 
und Deichen können nur eines bedeuten - 
nicht, dass die Milchpreise gestiegen sind 
oder ein plötzlicher Drang bestand, die 
Natur mit Fotos von mehr oder weniger 
bekannten, aber immer gleichen Personen 
zu verschönern. Nein! Es ist schon wieder 


steckt in einer 


eine Wahl. Das norddeutsche Flachland 
stellt einen neuen Landtag auf und diesmal 
können wir uns nicht darauf verlassen, 
dass die Hanseaten Lübecks für das nötige 
Kleinholz sorgen, wie sie es vor Hunderten 
Jahren gemacht haben, als sie den Dänen 
Land abkauften, es rodeten und das Land 
zum gleichen Preis wieder verkauften. 
Aber wie viel Holz braucht man eigentlich, 
um Demokratie spielen zu dürfen? 


Gehen wir davon aus, dass alle Wahlbe- 
rechtigten Schleswig-Holsteins in den letz- 
ten Wochen eine Wahlbenachrichtigung 
mit zwei Seiten zur kommenden Landtags- 
wahl erhalten hat. Mit dem zugehörigen 
Umschlag (hier als eine Seite gerechnet) 
kommen wir bei etwa 2,3 Millionen Brie- 
fen bereits auf 6,9 Millionen Seiten Papier. 
Hinzu kommt der im Wahllokal oder per 
Briefwahl abgeschickte Wahlzettel (unge- 
fähr zwei A4-Seiten lang). Bei der letzten 
Bundestagswahl lag der Anteil der Brief- 
wähler bei 24,3 Prozent. Mit jeweils ei- 
nem Wahlzettel und drei Umschlägen zu- 
sätzlich für die Briefwähler erreichen wir 
9.694.500 Seiten Papier. Dazu kommen 
pro Wahllokal in Schleswig-Holstein — dies 
sind ungefähr 2600 - zusätzlich ungefähr 
100 Seiten Wahlhelferinformationen und 
Wahlanordnungen. 

Insgesamt sind es also eine Seite Brief- 
wahlantrag, eine Wahlbenachrichtigung, 
ein Umschlag und ein Wahlzettel pro Bür- 
ger. Dazu jeweils zwei Umschläge für die 
558.900 Briefwähler und jeweils ungefähr 
100 Seiten für jedes der 2600 Wahllokale. 
Damit kommen wir auf 9.954.500 A4-Sei- 
ten Papier. 

Laut der Sendung mit der Maus kön- 
nen aus einem durchschnittlichen Kie- 
fernstamm rund 80.500 A4-Seiten Papier 
hergestellt werden. Für die zuvor bedach- 
ten 9.954.500 Blatt Papier müssten also 
mindestens 124 Kiefern gefällt werden. 

Da es sich beim verwendeten Papier um 
Recyclingpapier handelt, sind nur ungefähr 
40 Prozent neue Bäume notwendig, um 
die Festigkeit des Papiers beizubehalten 
— ohne dabei das Wasser zur Produktion 
oder die benötigten Bleichmittel zu beach- 


Gut zu wissen... 
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ten. Hierzu weiß die Maus: „Dabei eignet 
sich nicht jede Holzart gleichermaßen gut. 
[...] Gut geeignet sind deshalb Nadelbäu- 
me wie Fichte, Lärche, Tanne oder Kiefer.“ 
Die im Dezember beim Bürgerentscheid 
geretteten Linden wären nicht zur Papier- 
herstellung geeignet gewesen. 

Zu den bereits jetzt gefällten 124 Kie- 
fern kommen zudem noch die, die für den 
Druck der diversen Wahlplakate benötigt 
werden. 

Wie viele Bäume zählen eigentlich als 
Wald? Sind 85 Kiefern bereits ein Kiefern- 
wald? Oder erst die 124 Kiefern? Laut dem 
Forstwissenschaftler Dr. Martin Lorenz 
„muss ein Wald eine Mindestfläche von ei- 
nem halben Hektar (5000 Quadratmeter) 
haben. Diese Fläche braucht nur zu einem 
Zehntel von Baumkronen überschirmt zu 
sein. Die Anzahl der Bäume spielt in der 
Definition keine Rolle.“ Unsere ausge- 
wachsenen Kiefern bedecken mit ungefähr 
100 Quadratmetern Baumkrone bei maxi- 
malem Baumkronenabstand also mindes- 
tens 1,24 Hektar — damit steht unser Wald. 

Dabei sind nicht einmal die Mengen an 
Werbeflyern, Infobroschüren, Wahlpro- 
grammen und Flugblättern eingerechnet, 
die die Parteien täglich in den Innenstäd- 
ten und Lokalbüros unter die Leute brin- 
gen, um den einen oder anderen Bürger zu 
gewinnen, der nicht bereits durch vorher 
verteilten Traubenzucker oder den achtlos 
hinterhergeworfenen Kugelschreiber über- 
zeugt wurde - irgendwo habe ich auch 
noch den SPD-Kugelschreiber der Land- 
tagswahl Nordrhein-Westfalen aus dem 
Jahr 2007. 


Für das StudentenPACK wird alle zwei Jahre ein Baum gefällt. 


72 — Wer hat's gesagt? 

Wir haben Politiker gefragt, aus welchem Parteiprogramr 
Wir wollen, dass Schleswig-Holstein si 
von Cannabis zum eigenen Konsum Ic 








„Langfristig? Also: Erstens weiß ich, dass die FDP einen Beschluss gefasst 
haben aufgrund ihrer Jugend. Die haben eine Sitzungspause genutzt und da 
$ haben sie den Antrag eingebracht. Bei „langfristig” denke ich jedoch an die 
FDP. Ach wir haben langfristig da drin? Nein. Am Liebsten sofort. Das haben 
die Jugendlichen eingebracht. Darüber waren wir sehr dankbar und wir hof- 
fen das in der nächsten Wahlperiode eine Menge festzulegen, um eine Krimi- 
nalisierung zu verhindern. Eigentlich darf das gar nicht unter das Betäubungs- 
mittelgesetz fallen. Das ist Käse. Natürlich gibt es dort Abhängigkeiten, aber 
das ist bei Alkohol genauso. Das ist für die Menschen auch nicht gesünder. 
| Man muss dort einfach bewusst mit umgehen.“ - Lars Harms, 55W 








[| Dem Klischee des Studenten so gar nicht ent- | 
_— . sprechend findet diese Aussage unter Studie- 
= | renden in Lübeck keine Zustimmung. Die Ab- 
lehnung unter Medizinstudierenden ist sogar 


| überdurchschnittlich. | 


u | 


Was sagen die Studierenden zu diesem Thema? [Ergebnisse einer Umfrage unter | 
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n der folgende Satz stammt und was sie von diesem halten —————— 


ch dafür einsetzt, dass der Erwerb und Besitz 
ingfristig nicht mehr strafbar ist. (SSW) 


PD] LH ZEIT el e1-T de 1:W aD] Tel felet Wollte, 
vor kurzem beschlossen. Wir sprechen uns 


dagegen aus.” - Daniel Günther, CDU 








„Könnte bei fast allen sein, außer bei der 


CDU, bei uns jedenfalls auch. Gegen meinen W 
erbitterten Widerstand hat ja meine Partei be- 
schlossen, Cannabis zu legalisieren. Na qut.” /’h 
- Wolfgang Kubicki, FDP 4 





„Wir haben auch das Thema Cannabis im Programm. In der Ten- 
denz stimme ich zu. Vielleicht ist das die SPD oder die FDP? Wir Grü- 
ne wollen den Anbau, Besitz und Konsum von geringen Mengen Can- 
nabis straffrei stellen. Analog zu den in Schleswig-Holstein durch den 
Generalstaatsanwalt festgelegten Grenzwerten soll der Besitz von 
Kleinstmengen stroffrei bleiben.” 

- Monika Heinold, Grüne 


„Das ist eine Linke Position? Der 


SSW, ah, ok.” 
- Katiana Zunft, DIE LINKE 
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74 -—- Gremien und Gruppen 


Ein vorläufiger Rückblick 


von Jan Niklas Rösch. 


Für die meisten Studenten ist das COAL 
einfach nur da. Irgendwann sieht man Pla- 
kate in der Mensa hängen und auf einmal 
gibt’s laute Musik vorm Audimax. Doch 
die wenigsten bekommen mit, was alles 
nötig ist und wie viel Zeit und Nerven 
die Organisation eines Campus Open Air 
kostet. Daher möchte ich euch gerne hier 
einen Einblick in die bisherige Geschichte 
des COAL 17 geben. 

Allein an das COAL zu denken war un- 
glaublich. Die letzten Open Airs hatten mit 
einem immer größer werdenden Helfer- 
mangel zu kämpfen. Letztes Jahr ist das 
COAL daher sogar ausgefallen. Tatsächlich 
sollte es auch dieses Jahr keines geben. Bei 
ein paar Bier an einem Samstagabend kam 
die Idee auf, das Sommerfest wieder etwas 
aufzupeppen, nachdem es im vergange- 
nen Jahr etwas eingeschlafen war. Erst ein 
paar Bier später kam die Frage auf: „Wieso 
nicht größer? — Wieso nicht COAL?“. Zu- 
erst wurde diese Aussage als Witz abgetan, 
doch die Idee war da und konnte nicht 
mehr ignoriert werden. 

Zum Semesterstart habe ich Sitzungen 
der meisten studentischen Gremien der Uni 
und der FH besucht und gefragt, ob man 
sich eine Beteiligung am COAL 17 vorstel- 
len könne. Und die Resonanz war unglaub- 
lich! Schnell fand sich eine Kern-Orga aus 
ungefähr zehn Studenten der drei Lübe- 
cker Hochschulen, sowie eine Menge an 
Studenten, die bereit sind, an dem Erfolg 
des Campus Open Air mitzuwirken. 

Die Gremienfahrt im November stellt 
einen weiteren Höhepunkt dar. Hier wur- 
de ein ganzes Wochenende daran gearbei- 
tet, das Programm und die Finanzierung 
des COAL 17 auszuarbeiten. Kurz darauf 
erfolgte der Antrag im Studierendenpar- 


lament und wurde dort angenommen. Die 
Finanzierung ist gesichert und die Planung 
kann so richtig durchstarten. 

Im Dezember und Januar wurden die 
Bands gesucht, gefolgt von den Sponso- 
ren. Seitdem schlagen sich die Mitglieder 
der Kern-Orga und all die fleißigen Helfer 
Nacht für Nacht um die Ohren und rennen 
von Termin zu Termin, um euch das bes- 
te COAL seit seinen Anfängen 2011 prä- 
sentieren zu können. Genau diese dürfen 
sich nun kurz angesprochen fühlen — auch 
wenn wir noch viel Arbeit vor uns ha- 
ben, möchte ich mich bei euch für euren 
unglaublichen Einsatz und eure geile Ar- 
beit bedanken, die ihr in das COAL steckt. 
Ohne euch wäre das alles nicht möglich. 

Letzten Monat habt ihr sogar ein neu- 
es Logo für das Campus Open Air gewählt 
und konntet damit die Entwicklung des 
COAL direkt beeinflussen. Wir hoffen, dass 
euch auch das weitere Design des COAL 17 
gefallen wird. 

Doch die Geschichte des COAL 17 ist 
noch nicht zu Ende. Als Kern-Orga können 
wir planen so viel wir wollen, am Ende 
hängt es aber doch an all den studenti- 
schen Helfern, die sich bereit erklären, 
während dem Festival Getränke zu verkau- 
fen, zu grillen, Müll einzusammeln oder 
die Bühne umzubauen. Nur dieser Einsatz 
kann das COAL 17 gelingen lassen und zei- 
gen, dass das Campus Open Air wirklich 
eine neue Chance verdient hat. Also liegt 
es nun an DIR ! Wir schicken regelmäßig 
den Helferplan über die studentischen 
Emailverteiler und freuen uns über jeden, 
der mithelfen möchte. 

Ich hoffe, ihr freut ich schon genau so 
wie wir auf das diesjährige COAL, und 
möchte euch noch einmal bitten, euch in 
die Helferpläne einzutragen. Vielen Dank 
an euch alle! 
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Die COAL. I hör gut gelaunt bei einer Sitzung im ee Foto: Melf-Torge Nonn 


Bericht des Studierendenparlaments 


von Fabian Fuchtmann. 


Nun hat das 45. Studierendenparlament in 
diesem Jahr schon viermal getagt und so 
gibt es auch einiges zu berichten. 

Zu Beginn des Jahres nahm sich das StuPa 
der notwendigen Aufgabe an, die Wahlsat- 
zung und Organisationssatzung zu ändern 
und diese an das geänderte Hochschulge- 
setz anzupassen. In diesem Zuge haben wir 
die Wahlperiode insgesamt verlängert, um 
den reibungslosen Ablauf garantieren zu 
können. Bei Wahlen soll zudem mehr Geld 
für Werbung ausgegeben werden, um so 
die Beteiligung zu erhöhen. Der Zeitraum 
für die diesjährige Gremienwahl wird 
die 26. Kalenderwoche sein. Also starten 
wir entweder am Montag (26. Juni) oder 
Dienstag (27. Juni) voll durch. 

Die AG Medimeisterschaften hat einen An- 
trag zur Kostenübernahme in Höhe von 
1000 Euro gestellt, den das Studierenden- 
parlament abgelehnt hat. 

Die Fachschaft MINT hat sich endgültig 
aufgespalten. Ab dem kommenden Win- 
tersemester gibt es nun eine FS IM (Infor- 


matik und Mathematik) und eine FS NT 
(Naturwissenschaft und Technik). Die Ver- 
anstaltungen wie Chillen und Grillen und 
Nikolausumtrunk sollen jedoch weiterhin 
von beiden Fachschaften zusammen orga- 
nisiert werden. 

In diesem Jahr wird es voraussichtlich 
zwei Gremienfahrten geben. Dies soll zur 
Verbesserung der Vernetzung zwischen 
den Gremien und zur Bündelung der Ka- 
pazitäten beitragen, um für euch bessere 
Arbeit leisten zu können. 

Leider gibt es in Sachen landesweites Se- 
mesterticket keine neuen Erkenntnisse, 
da es diverse Unklarheiten auf Seiten der 
Unternehmen bezüglich einer möglichen 
Subventionierung vom Land und die Gel- 
derverteilung gibt. Eine Verhandlungsrun- 
de mit den Unternehmen hat es bis zum 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe noch 
nicht gegeben. 

In der Sitzung vom 22. März wurde deut- 
lich, dass es endgültig keine Aufwandsent- 
schädigung für die PJler am UKSH geben 
wird. 
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Bericht der Fachschaft Medizin 


von Sarah Bünnecke. 


Wieder beginnt ein neues Semester mit all 
seinen Herausforderungen, Terminen, Par- 
ties an lauen Sommerabenden und einer 
Menge Projekte für und von Studierenden. 
Die Fachschaft Medizin freut sich beson- 
ders auf das Campus Open Air am 19. Mai. 

Für die von euch, die noch nicht wissen, 
wie der Hase läuft, weil alles so neu ist und 
ihr erst gerade zu uns gestoßen seid, findet 
auch in diesem Semester wieder im An- 
schluss an die Einführungsveranstaltung 
von Professor Westermann am 27. April 
ein Treffen für alle Neuen und Wechsler 
statt. Nach einem Gang durch die Stadt 
werden wir im Blauen Engel versacken, ins 
Gespräch kommen. 

Ihr habt Lust, euch für die Studieren- 
den eures Fachs einzusetzen, da zu sein, 
Projekte zu planen und Partys zu schmei- 
ßen? Dann kommt doch einfach zur nächs- 
ten Sitzung in den Schüsselbuden 30. Wir 
freuen uns immer über frischen Wind in 
unserer Hütte! Weitere Infos zu den Veran- 
staltungen und zu unserer Arbeit findet ihr 
auf unserer Facebookseite und Website. 
Bei Fragen und Anregungen wendet euch 
immer gerne an uns via Facebook, per 
Mail (info@fsmed.uni-luebeck.de) oder 
montags bis donnerstags zwischen 12-13 
Uhr im AStA. 


Unsere Weltenbummler - AG Austausch 


Du willst deine Famulaturen nicht im In- 
land machen, sondern rauskommen, reisen 
und kleine Abenteuer erleben? Du willst 
im Ausland forschen oder andere Gesund- 
heitssysteme aus neuen Blickwinkeln be- 
trachten? Oder einfach nur Menschen aus 
unterschiedlichsten Ländern kennenler- 
nen? Dann bist du bei uns genau an der 
richtigen Adresse! Denn wir sind die lo- 
kale Vertretung, auch LEOS genannt, des 


bvmd-Austauschprogrammes. Wir helfen 
dir bei der Organisation deines Famula- 
tur-, Forschungs- oder Public Health-Aus- 
tausches und stehen dir bei Bedarf jeder- 
zeit mit Rat und Tat zur Seite. Doch weil 
man nicht immer in die Welt gehen kann, 
ist es auch gut, die Welt nach Lübeck zu 
holen. Und so besteht ein Hauptteil un- 
serer Arbeit auch darin, die nach Lübeck 
kommenden Incomings zu betreuen. Mit 
uns hat man also immer ein bisschen Welt- 
luft um die Nase. 

Bei Fragen kannst du dich jederzeit bei 
uns melden (austausch_luebeck@yahoo.de). 
Denk daran, dass mit dem neuen Semester 
auch die neue Bewerbungsphase startet. 

Du hast Lust bei uns mitzumachen? 
Dann melde dich bei uns und nutze 
die Chance, vom 5. bis zum 7. Mai zum 
LEO-Wochenende nach Düsseldorf zu fah- 
ren, Studierende anderer Städte zu treffen 
und dich als LEO ausbilden zu lassen. 


Unsere Aufklärenden - Mit Sicherheit Ver- 
liebt 


je‘ 


„Da sind sie!“ Raunen. Geflüster. Auf ein- 
mal ist es mucksmäuschenstill in der Klas- 
se. 25 neugierige Augenpaare gerichtet auf 
zwei Studentinnen und zwei Studenten 
der AG Mit Sicherheit Verliebt. Ein kleines 
Spiel zum warmwerden, die Regelbespre- 
chung für die nächsten vier Zeitstunden 
(Lachen ist bei uns erlaubt!) und dann 
folgt die Vorstellungsrunde. Spätestens 
jetzt sind alle Mauern eingerissen und die 
Klasse merkt, dass dies alles andere als 
normaler Unterricht wird. Unterricht auf 
Augenhöhe eben. 

In den nächsten Stunden geht es um 
Liebe, den Körper, das erste Mal, „Was 
passiert beim Sex?“, Beziehungen, Ge- 
schlechtskrankheiten, wie man sich schüt- 
zen kann und vieles mehr. Themen und 
Fragen eben, die man vielleicht nicht so 


gerne mit seinen Biolehrern, mit seinen El- 
tern oder Freunden klärt. Und davon gibt 
es eine Menge! Ein neuer Themenschwer- 
punkt unserer AG ist die sexuelle Aufklä- 
rung von Geflüchteten, wo wir unbedingt 
noch eure Unterstützung brauchen! 

Die AG Mit Sicherheit Verliebt besteht 
aus einem bunten Mix aus Studierenden. 
Wir treffen uns regelmäßig alle zwei bis 
drei Wochen, um Schulbesuche zu planen, 
Workshops zu erarbeiten, Öffentlichkeits- 
arbeit zu betreiben, Aktionen zu planen 
und viel Spaß zu haben. Wir betreuen mit 
unserer Lübecker Lokalgruppe sechste bis 
zehnte Klassen von Schulen in Lübeck, Bad 
Schwartau, Travemünde und auch im wei- 
teren Umland. Wenn du Lust hast, schreib 
uns an und komm zum Schnuppern vorbei! 


Unsere Medimeisterschaftler 


Die „AG Medimeisterschaften“ musste sich 
im letzten Jahr von seinen Gründern ver- 
abschieden und wird nun von einem neu 
aufgestellten fünfköpfigen Team vertreten. 
Wie in den Vorjahren dreht sich alles um 
die Planung des Wochenendes auf den Me- 
dimeisterschaften. Im letzten Jahr reisten 
450 Lübecker auf den Flugplatz in Ober- 
mehler. Bei bestem Wetter feuerten sie die 
drei Lübecker Fußballteams an und feier- 
ten mit den am Abend auflegenden DJs 
die jedes Jahr bunter werdende Fankultur. 
Neu gegründet wurde im vergangenen 
Jahr zudem die „OstseeUnited“, ein Zu- 
sammenschluss der Unis aus Kiel, Greifs- 
wald und Lübeck. Im Januar gab es die 
erste Warm-Up-Party im Parkhaus Lübeck, 
am 22. April folgte zum Semesterstart eine 
Feier im Werkhof. In der Zwischenzeit 
werden Dinge wie Fanpaket, Busanreise 


Weitere Infos und Kontakt über: 


Gremien und Gruppen — 77 


und Waffelverkäufe organisiert, was die 
Vorfreude bereits schürt. Ein Highlight auf 
den kommenden Medis wird die gemein- 
same Zeltplatzbühne mit der „OstseeUni- 
ted“. Wir freuen uns auf ein unvergessli- 
ches Wochenende und auf euch! 


Unsere Kinderhelden - Teddyklinik 


Im Rahmen der diesjährigen Ranzenfete 
des LUV-Shoppingcenters in Lübeck-Dä- 
nischburg war am Samstag, dem 28. Ja- 
nuar, auch die Lübecker Teddyklinik mit 
einem Team vor Ort. Von zehn bis 16 Uhr 
wurden die kleinen Teddyeltern von uns 
willkommen geheifßsen und mit dem alltäg- 
lichen Geschehen in einer Arztpraxis und 
dem Krankenhaus vertraut gemacht. Im 
Operationssaal konnten dann alle schwe- 
ren und leichten Wehwehchen erfolgreich 
operiert und selbst mehrere Reanimati- 
onen konnten das motivierte Team aus 
Teddydoc’s und Kuscheltiereltern nicht 
schrecken. Für ihre Tapferkeit erhielten 
die kleinen Kuscheltiereltern eine entspre- 
chende Tapferkeitsurkunde und konnten 
sich eine kleine Überraschung auswählen. 
Wir freuen uns, mitteilen zu können, dass 
255 Kinder im Alter von zweieinhalb bis 
zwölf Jahren an dieser Teddyklinik teil- 
genommen haben und wir den einen oder 
anderen Irrtum bei den kleinen Teddyel- 
tern ausräumen konnten. Ich möchte mich 
ganz herzlich bei allen Helfern für Euer 
tolles Engagement bedanken. Ohne Euch 
wäre das alles nicht möglich und schaffbar 
gewesen. Vielen Dank. Willst auch du bei 
uns einsteigen oder mehr Informationen? 
Schau auf der Website der FS Med und 
schreib uns einfach eine Mail! 


Homepage BVMD: http://www.sicher-verliebt.de 
AG Austausch: https://www.bvmd.de/unsere-arbeit/austausch/ 
Homepage Lokalgruppe Lübeck: http://www.fsmed.uni-luebeck.de/MSv.html 


E-Mail: luebeck@sicher-verliebt.de 


Kolumne 
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Apfelkuchen wählbar machen 


von Johannes Zanken. 


Im Super-Duper-Power-Laser-Wahljahr 
hört man es ja an allen Ecken: „Ich weiß 
nicht, was ich wählen soll. Ich kann mich 
nicht entscheiden. Von vielen Parteien 
gefällt mir etwas. Ich kann mich aber mit 
keiner identifizieren.“ Damit muss endlich 
Schluss sein! Eine neue Partei muss her, 
die genau die Nische der Unentschlos- 
senen anspricht. Damit meine ich nicht, 
Unentschlossene anzusprechen und zu ver- 
suchen, sie zur Entschlossenheit zu bekeh- 
ren. Nein! Unentschlossenheit muss wähl- 
bar werden! 

„Wie kann man sich das vorstellen?“, 
fragt der geneigte Unentschiedene. Nun, 
man kann sich die Parteienlandschaft wie 
die Kuchentheke bei Rewe vorstellen: Mo- 
derate Auswahl, alles bunt, bei vielen gibt 
es etwas, das ziemlich ok ist. Und was 
nimmt der Unentschlossene? Klar, Ap- 
felkuchen! Warum? Apfelkuchen ist wie 
Vanilleeis, Gitarrenunterricht und Men- 
sa-Pommes die Bezugslinie, an der sich 
alles messen muss. Quasi ein politisches 
Normalnull. Eben nichts, was einen vom 
Hocker reißt oder gar radikal werden lie- 
ße, aber eben ziemlich ok. Man weiß, was 
man kriegt. Man wird nicht unbedingt be- 
geistert, aber auch nicht enttäuscht. Natür- 
lich klingen Lakritz-Zauberschlumpf-Torte 
oder Schwarzbier-Speiseeis erstmal viel- 
versprechend und interessant wie eine 
Reise in unbekannte Gewässer und sicher- 
lich kann Lakritz-Zauberschlumpf-Torte 
auch total toll sein, sie hat aber eben auch 
erhebliches Potential nach unterhalb des 
Apfelkuchen-Medians. Manche gehen das 
Risiko ein, viele nicht. Deshalb muss Ap- 
felkuchen wählbar werden! 

Kommen wir zum Konkreten: Wie sollte 
so eine Partei beschaffen sein? Zunächst 


muss festgehalten werden, dass dies keine 
Ist-mir-egal-Partei sein darf, davon gibt 
es schließlich auch schon genug. Nein, 
die Mittelmeinung muss genauestens an- 
gesprochen werden. Ein Beispiel: Der 
Wahl-o-mat fragt, ob es auf Öffentlichen 
Plätzen mehr Videoüberwachung geben 
sollte. Normale Parteien würden hier mit 
„Ja, weil...“ oder „Nein, denn...“ antwor- 
ten und damit sofort das halbe Spektrum 
verprellen. Die Apfelkuchenpartei hinge- 
gen antwortet: „Jein!“ und hält sich alle 
Optionen offen. Das nennt man Flexibilität 
oder „einfach-mal-spontan-sein-können“ 
und das ist verdammt sexy. Jetzt kann man 
sicherlich einwenden, dass Apfelkuchen 
weder flexibel noch sexy ist, aber stimmt 
das? Apfelkuchen ist universell. Frühstück, 
Nachtisch oder nachmittags zum Tee bei 
Oma, dazu Sahne oder Vanilleeis. Mit Zau- 
berschlumpf-Torte geht das nicht, soviel 
steht fest. 

Hierin liegt die Stärke der Apfelku- 
chen-Partei. Eine Stimme an sie ist niemals 
verschenkt. Die Apfelkuchenpartei kann 
und wird mit allen koalieren. Apfelkuchen 
ist Macht, keine Opposition. Apfelkuchen 
ist das mäßigende Element in einer immer 
radikaleren Gesellschaft. Apfelkuchen eint 
die, die vorher „Spalter“ schrien, denn Ap- 
felkuchen ist der gemeinsame Nenner, auf 
den man sich immer einigen kann. Apfel- 
kuchen baut keine Mauern! Apfelkuchen 
ist Patriotismus und Multi-Kulti in einem 
Gebäck! Wird so eine Partei weltbewegen- 
de Entscheidungen verhindern? Vielleicht. 
Genauso wie viel Schlechtes ebenso durch 
die Apfelkuchen-Partei blockiert werden 
würde. Apfelkuchen ist wie diese Kolum- 
ne. Klar, man hätte viel mehr draus ma- 
chen können, aber seien wir ehrlich, man 
hätte es auch viel schlechter machen kön- 
nen. 


Die „\enten 


ABENTEUER 


der Dr.k.c. a 


Liebe Kommilitonen, 
Die folgende Medikamente 
möchte ich gerne abgeben: 


1} Malarone 

2) Elotrans 

3) Loperamid akut 
4) Micropur 

5) Unacid 

6) Moxifloxacin 
7) Amoxicillin 





SONNTAG, 23. 04. | 
Allgemeiner 

— j z Studierendenausschuss 
19.00 im audımax 


der Universität zu Lübeck 


HONTAG, ZE.O4. 





iris krumbiegel liest 


aus ihrem roman tintentränen 
19.30 im buddenbrookhaus 


DIENSTAG, 25. 04. 
couchsurfing in russland 





esung mit stephan orth 
19.30 in der kulturbar moment 


IITTWOCH, 26. 0%. 

reyfus-affäre revisited — 
über die schwierige aufgabe 
Öffentlichkeit 
16.00 im imgwf 








DONNERSTAG, 27. 04. 
lesung mit steven uhl 





19.00 im scharbausaal de 
stadtbibliothek 








FREITAG, 20. 04. 


profs lesen vor 


19.001in z1/2,uksh 


SATISTAG, 20.04. | BÜCHER 
23.- 20. APRIL 2017 


10.00 im alten kesselhaus 


| NEDENNELEN 
P I P E R a Witsch 


